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Personalrats-
wahlen 2024

Berufliche Schulen 
GHWRGS-Schulen 
Gymnasien 
außerschulischen 
Bereich

Regierungspräsidium (RP) 
Freiburg 
Karlsruhe 
Stuttgart 
Tübingen 
ZSL

Berufliche Schulen  
GHWRGS-Schulen 
Gymnasien 
außerschulischen 
Bereich

Kultusministerium

 BPR
BEZIRKS- 
PERSONALRAT

 HPR
HAUPT- 
PERSONALRAT

Gymnasien, berufliche Schulen, 
SBBZ mit Internat und  
einige anderen Schulen

Grund-, Haupt-, Werkreal-,   
Real-, Gemeinschaftsschulen  
und  SBBZ (GHWRGS)

Beschäftigte des 
 außer schulischen Bereichs an 
der jeweiligen Dienststelle

Genehmigung von Elternzeit · Geneh-
mi  gung von Nebentätigkeiten · Fortbil-
dungsanträge · Zusammenarbeit · Dienst-
stelle und Personalrat · Versetzungen /
Abordnungen · Ausschreibungsstellen · 
 Konrektorate · Rekonvaleszenz · Stunden-
plan- / Deputatsgestaltung · Anordnung 
Mehrarbeit / Überstunden · Gestaltung 
der Arbeitsplätze · Datenschutz …

Zentrale Regelungen für Lehrkräfte und  
weiteres Personal des Landes wie z. B. 
Verfahren der Lehrkräfteeinstellung · 
 Funk tionsstellenbesetzung und -verfahren · 
Arbeitszeitregelungen · Fortbildungs kon-
zeption · Ländertausch · Schulentwicklungs-
planung · Beförderungsprogramme …

DIENSTSTELLE BETEILIGT BEIZUSTÄNDIG FÜR

 ÖPR
ÖRTLICHER  
PERSONALRAT

Funktionsstellenbesetzung und 
Regel  be förderungen · Versetzungen · 
 Abordnungen und Einstellungen, 
 Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung · 
Zurruhesetzung ·   Disziplinarverfahren · 
Fortbildung ·  Chancengleichheitsplan …

DIE STRUKTUR  
DES PERSONALRATS

JETZT 

GEW
WÄHLEN!

 
Schule 

 
21 staatliche Schulämter 

jeweilige Dienststelle 
 (Schul amt, Staatliches  Seminar, 
RP, KM, ZSL, IBBW)
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unsere Straßen und Plätze sind seit dem 
Geheimtreffen von Rechtsradikalen mit 
De mons  trant*  innen gegen Rechts gefüllt. 
„Wir sind die Brandmauer“ ist ein Slogan, den 
wir immer wieder lesen können. Er macht klar, 
warum so viele Menschen Woche für Woche 
demonstrieren gehen: Rassismus, Antisemitis-
mus und andere Formen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit nehmen zu. Menschen 
werden aufgrund von Armut, Arbeitslosigkeit 
oder Obdachlosigkeit sozial ausgegrenzt und 
herabgesetzt. Die Abgrenzung gegenüber der 
AfD und anderen rechtsradikalen Menschen 
schwand zusehends. Das Leugnen von Fak-
ten oder das Herabsetzen von Menschen, die 
sich für Geflüchtete, für Klimaschutz und für 
mehr Solidarität einsetzen, war und ist an der 
Tagesordnung. Dem setzen wir jetzt gemein-
sam etwas entgegen. Wir zeigen Solidarität 
mit Menschen, die von Deportationsphan-
tasien und Ausgrenzungsideen von AfD und 
ihren Konsorten betroffen sind. Und wir stehen 
gemeinsam gegen Rechts auf.
Ich bin glücklich, dass die Demonstrationen so 
viele Menschen mobilisieren. Sie zeigen, dass 
die demokratischen Parteien gut beraten sind, 
die Brandmauer nach rechts einzuhalten. Und 
sie beweisen, wie viele Menschen nicht einver-
standen sind, dass sich rechtsradikale Men-
schen von der stillen Mehrheit immer mehr 
unterstützt oder zumindest toleriert wähnten. 
In einigen Städten in Baden-Württemberg 
sind mehrmals fünfstellige Zahlen von Men-
schen auf den Straßen und Plätzen gewesen. 
Auch in kleineren Städten und Dörfern finden 
diese Demonstrationen statt. Überall haben 

die Menschen mit dem Motto „Nie wieder ist 
jetzt“ klar gemacht, dass trotz aller Meinungs-
verschiedenheiten untereinander und trotz 
aller Kritik, die an Parteien und Politiker* innen 
geübt werden kann, eins klar ist: hier ist kein 
Platz für Nazis, Faschist* innen und Rechtsra-
dikale.
Die GEW steht den Gedanken und Überzeu-
gungen der AfD diametral entgegen. Diese 
stehen gegen Zusammenhalt, Gleichbe-
rechtigung, Chancengleichheit, Sozialstaat, 
Klimaschutz, Vielfalt und ein geeintes Euro-
pa. Angriffe gegen die Menschenwürde und 
gegen Menschen, die nicht in ihr enges Welt-
bild passen, werden immer deutlicher und 
unverhohlener. Wir stellen uns dem entgegen.
Es tut gut, wie viele zum Wohle unserer Demo-
kratie unterwegs sind. Auch wenn gerade 
kleinere Demonstrationen, z. B. in Teilen Ost-
deutschlands, manchmal viel Mut erfordern. 
Dort Gesicht zu zeigen ist eine ganz andere 
Herausforderung als beispielsweise in mei-
ner Heimatstadt Freiburg. Auch das zeigt uns, 
warum die Demonstrationen so wichtig sind. 
Wichtig ist auch, dass alle, die jetzt Gesicht zei-
gen gegen Rechts, auch bei den kommenden 
Kommunal- und Europawahlen am 9. Juni 
dieses Jahres wählen gehen und zum Wählen 
demokratischer Parteien und Listen aufrufen.
Schützen wir gemeinsam unsere Demokratie!

Herzliche Grüße
Ihre

Aufstehen gegen Rechts

Liebe Kolleg*innen, liebe Leser*innen,
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Monika Stein, 
Landesvorsitzende
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B E Z I R KS P E R SO N A L R AT A M Z S L

Erste Ergebnisse der Personalratswahlen am 
ZSL sind erfreulich für die GEW

Am 18. und 19. Dezember haben 
1.799 Wahlberechtigte den Bezirksper-
sonalrat am Zentrum für Schulqualität 
und Lehrerbildung (ZSL) gewählt. Die 
79 Kandi dat* innen auf den GEW- / Verdi- 
Listen waren erfolgreich: 8 von 11 Man-
daten im neuen BPR entfallen auf die 
GEW! Die GEW hat 6 der 9 Sitze für 
Beamt* innen und beide Sitze der Arbeit-
nehmer* innen gewonnen!
Am 8. Januar 2024 hat die konstituieren-
de Sitzung des BPR ZSL stattgefunden. 
Zum Vorsitzenden wurde der GEW-
Kollege Ralf Rückert gewählt. Er war bis 
zum Rücktritt des Gremiums im Früh-
jahr 2023 bereits Vorsitzender des BPR 
ZSL. Ralf Rückert ist Seminarschulrat am 
Seminar für Ausbildung und Fortbildung 
der Lehrkräfte (GWHR) in Rottweil.
Zur stellvertretenden Vorsitzenden des 
BPR wurde  Christine Manz als Arbeit-
nehmervertreterin gewählt. Christine 
Manz ist Schulpsychologin an der Schul-
psychologischen Beratungsstelle Heil-
bronn. Zusätzlich wurde der GEW-Kol-
lege Joachim Lerchenmüller (Seminar 
GYM Stuttgart) als weiteres Vorstands-
mitglied gewählt.

Die weiteren neuen Mitglieder  
der GEW-Fraktion sind:
• Frieder Harzer 

Seminar GS Freudenstadt 
• Pascal Moriniere 

Seminar musisch / technisch;  
Sonderpädagogik Karlsruhe 

• Jörg Rappold 
Seminar GS Sindelfingen

• Jan Saathoff 
Seminar musisch / technisch; 
Sonderpädagogik Schwäbisch Gmünd 

• Gloria Starosta 
Seminar GWHR 
Schwäbisch Gmünd

Die GEW wird mit diesem Wahlergebnis 
weiterhin als wichtige bildungspolitische 
Stimme und wirksame Interessenver-
tretung im Bereich Ausbildung, Fortbil-
dung und Beratung der Lehrkräfte Ein-
fluss nehmen.
Die über 8.000 Wahlberechtigten arbeiten 
als Fort bildner* innen, Referent* innen, 
Fach  be rater* innen, Beratungslehrkräfte, 
Schul  psycholog* innen am oder für das 
ZSL, den Seminaren für Ausbildung und 
Fortbildung der Lehrkräfte oder in der 
Verwaltung. Der einzige Wermutstrop-
fen bei der Wahl war die geringe Wahl-
beteiligung. Von den 8.165 Wahlberech-
tigten haben nur 22 Prozent ihre Stimme 
abgegeben. 

Michael Hirn

PERSONALRATS-

WAHLEN
GEW WÄHLEN
GEW-BW.DE/PR-WAHL

R A L F RÜ C K E RT

C H R I S T I N E M A N Z

J OAC H I M L E R C H E N M Ü L L E R

Vorbereitungen für 
nächste Wahlen am 
18. Juni laufen
Das gute Ergebnis unterstützt die 
GEW bei der Vorbereitung der Wah-
len des Hauptpersonalrats für den 
außerschulischen Bereich (HPR asB) 
und des Örtlichen Personalrats am 
ZSL (ÖPR ZSL). Dafür suchen wir 
noch Kandidat* innen.  Interessierte 
GEW-Kolleg* innen können sich hier 
eintragen: 
www.gew-bw.de/pr-wahl-asb-2024



bildung & wissenschaft 01– 02 / 2024

Aktuell

7

Neulich kamen der große und der klei-
ne Sechstklässler in der Mittagspause zu 
mir. Das machen sie manchmal, wenn sie 
mit mir etwas singen wollen. „Können 
wir mit Ihnen reden?“, fragte der Große. 
Ich nickte. „Wo kom-
men Ihre Vorfahren 
her?“, fragte er fast 
flüsternd. Ich erklär-
te ihnen, dass alle 
meine Vorfahren aus 
dem Schwäbischen 
kommen. Er nickte. 
„Dann wird Ihnen ja 
wohl nichts passie-
ren“, sagte der Kleine. 
Ich machte eine Hä?-
Geste. „Na, die Aus-
länder werden doch 
bald ausgewiesen!“, 
sagte er. Ich guckte verständnislos. „Die 
eine Partei da, die weist doch jetzt bald 
alle Ausländer aus“, erklärte er. „Ihr seid 
Ausländer?“, fragte ich verwundert. „Ihr 
kommt doch aus Eschendorf!“ Die bei-
den schüttelten den Kopf. „Unsere Eltern 
sind aus Polen“, sagte der Große verzagt. 
„Dann seid ihr trotzdem keine Auslän-
der“, sagte ich und erklärte ihnen, dass 
Polen zur Europäischen Union gehöre, 
und in der könnten sich alle Bürger frei 
bewegen und wohnen, wo sie wollten. 
Sogar ich könne morgen, wenn ich das 
wollte, nach Polen ziehen und die pol-
nische Regierung dort dürfte mich nicht 
ausweisen. „Echt jetzt?“, sagte der Kleine. 
„Echt“, sagte ich. 

„Außerdem“, sagte ich, „Parteien können 
niemanden ausweisen, und die eine da 
schon gar nicht, die sind doch gar nicht 
in der Regierung.“ Sie erklärten, sie hät-
ten das aber gehört. Das stimme wirk-

lich. „Ich bin Leh-
rer“, sagte ich, „und 
ich sage euch, dass 
die eine Partei euch 
nicht ausweisen kann, 
das geht gar nicht.“ 
Warum das dann alle 
sagen würden, woll-
te der Kleine wissen. 
„Wer sind alle?“, fragte 
ich. „Ja, alle halt“, prä-
zisierte er seine Aus-
sage mit einer ausho-
lenden Geste. Das sei 
egal, sagte ich, ich sei 

Lehrer und wisse besser Bescheid als alle. 
Was mit Ayla sei, fragten sie, deren 
Großeltern seien aus der Türkei, die habe 
gesagt, dass sie jetzt auch Angst habe. 
„Braucht sie nicht“, sagte ich, „die wird 
auch nicht ausgewiesen.“ „Echt jetzt?“, 
fragte der Kleine. „Echt“, sagte ich. „Habt 
ihr das nicht im Fernsehen gesehen“, 
fragte ich, „da haben ein paar Millionen 
Leute demonstriert, weil sie es falsch fin-
den, was die eine Partei sagt. Die meis-
ten Leute hier sind dagegen, dass irgend-
jemand ausgewiesen wird.“ „Echt jetzt?“, 
fragte der Große. „Echt“, sagte ich. „Kön-
nen wir dann was singen?“, fragte der 
Kleine.

Jens Buchholz

FACHTAGE

Wie sieht der Arbeitsplatz  
Berufliche Schule der Zukunft 
aus?

Donnerstag, 29. Februar 2024,  
9:00 – 16:00 Uhr
Hospitalhof Stuttgart

Vortrag, Podiumsdiskussion  
und Foren:
Sandra Boser,  
Staatssekretärin im KM 
Farina Semler,   
stellvertretende  
GEW-Landesvorsitzende
Mark Rackles, ehemaliger 
 Berliner Staats sekretär für 
Bildung, und Amtschef der 
 Kultusministerkonferenz 
Bildungspoli ti sche Vertreter*-
innen der Land tags fraktionen

    Anmeldung | Informationen:  
www.gew-bw.de/berufsschultag

Schulleitungstag 2024
Kooperation von Schulträgern  
und Schulleitungen

Freitag, 12. April 2024,  
9:45 – 14:30 Uhr
Stuttgart

Mit: Theresa Schopper, Kultus-
ministerin Baden-Württemberg | 
Prof. Dr. Kai Maaz, DIPF Leibniz-
Institut für Bildungsforschung 
und Bildungsinfor mation | 
Norbert Brugger, Dezernent des 
Städtetags Baden-Württemberg

    Anmeldung | Informationen:  
www.gew-bw.de/schulleitungstag-2024 

GEW LÄDT EINGlosse    Können Parteien ausweisen?
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TA R I F E R G E B N I S S E T V - L

Übertragung auf Beamt*innen enttäuscht
Die Pläne der Landesregierung sehen geringere Anhebungen für Beamt*innen und Ver sor gungs-
empfänger*innen vor als für Tarifbeschäftigte. Die GEW setzt sich für eine Korrektur der Pläne ein.

Die Einigung in der Tarifrunde für die 
Tarifbeschäftigten der Länder (TV-L) 
am 9. Dezember war ein guter Kom-
promiss. Das zeigen die insgesamt 
positiven Rückmeldungen der GEW-

Mitglieder. Umso größer 
war die Enttäu-

schung der DGB-
Vertreter*innen, 

als sie wenige Tage 
später bei einem Treffen 

mit dem Finanzministeri-
um darüber informiert wur-

den, dass das Ergebnis in Baden-
Württemberg nicht eins-zu-eins auf 

die Beamt* innen und Versorgungs em-
pfänger*innen  übertragen werden soll. 
Hier sind deutliche Abstriche geplant.
Anders als in der Tarifeinigung soll es 
im November 2024 keine Sockelanhe-
bung der Tabellenwerte um 200 Euro 
geben, sondern eine lineare Anhebung 
der Bezüge um 3,6 Prozent. Dies geht zu 
Lasten der Beamt*innen im mittleren, 
gehobenen und teilweise sogar im höhe-
ren Dienst, da der Sockelbetrag dort 
einen höheren prozentualen Anstieg 
bringen würde. Diese Benachteiligung 
wird auch nicht dadurch ausgeglichen, 
dass der zweite Erhöhungsschritt im 
Februar 2025 mit 5,6 Prozent mini-
mal höher ausfällt als im Tarifbereich 
(5,5 Prozent). Der Plan der Landes-
regierung würde die Besoldung und 
auch die Ruhegehälter nach Umsetzung 
beider Anhebungsschritte um insgesamt 
9,4 Prozent anheben.
Der Vergleich zur Tarifeinigung macht 
das Problem sichtbar. Eine Anhebung 
exakt wie in der Tarifeinigung würde 
allen beamteten Kolleg*innen unterhalb 
von A13 Stufe 7 einen höheren Anstieg 
ihres Gehalts bringen. Für Fachlehrkräf-
te im Eingangsamt A10 Stufe 1 würde 
die Steigerung 12 Prozent betragen, für 
Grundschullehrer*innen (A12, Stufe 
1) immerhin noch 10,66 Prozent. Und 

sogar für Lehrer*innen in A13 bis zur 
Stufe 7 würde der Anstieg noch ober-
halb von 9,4 Prozent liegen. Besonders 
unfair treffen die Pläne die Beamt*innen 
im mittleren Dienst, etwa bei der Polizei 
oder in der Verwaltung, dort würde die 
eins-zu-eins Übertragung in vielen Stu-
fen eine Gehaltssteigerung von weit über 
12 Prozent bringen. Die Pläne der Lan-
desregierung sind somit  unsozial und 
weiten die Schere in den Besoldungs-
tabellen. Die GEW hat gemeinsam mit 
den anderen DGB-Gewerkschaften des 
öffentlichen Diensts schnell und klar 
Kritik an diesen Übertragungsplänen 
geübt. Und es ist gut, dass der Beamten-
bund, der sich zunächst wenig kritisch 
geäußert hatte, mittlerweile auch Nach-
besserungen eingefordert hat.
Die Übertragung der Inflationsaus-
gleichsprämie mit insgesamt 3.000 Euro 
auf die aktiven Beamt*innen soll genauso 
wie bei den Tarifbeschäftigen ablaufen. 
Zunächst gibt es 1.800 Euro als Einmal-
zahlung für Dezember 2023 und dann 
jeweils 120 Euro für die Monate von 
Januar bis Oktober 2024. Die Auszah-
lungen sollen wie bei den Tarifbeschäf-
tigten voraussichtlich erstmals Ende 
März 2024 erfolgen. Zu diesem Zeit-
punkt sollen dann der Einmalbetrag und 
die bis dahin aufgelaufenen monatlichen 
Inflationsausgleichszahlungen gewährt 
werden. Danach wird das Geld mit dem 
monatlichen Gehalt ausgezahlt. Auch 
wenn diese Verzögerung ärgerlich ist, so 
ist sie doch auf Grund der großen Belas-
tung der Verwaltungsmitarbeiter*innen 
im LBV zumindest nachvollziehbar.
Die Übertragungsmodalität der In fla-
tions aus gleichsprämie auf die Ver sor-
gungs em pfänger* innen ist dagegen kri-
tikwürdig. Sie sollen die Prämie nur 
entsprechend ihres individuellen Ruhe-
gehaltssatzes bekommen, also in Summe 
max. 71,75 Prozent von 3.000 Euro. Den 
Kompromissvorschlag des DGB, beim 
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Erreichen des maximalen Ruhegehaltssat-
zes auch die kompletten 3.000 Euro auszu-
zahlen und bei niedrigeren Ruhegehalts-
sätzen entsprechen anteilig zu reduzieren, 
hat das Finanzministerium im Dezember 
abgelehnt. Fair wäre das auch, weil die 
Versorgungempfänger*innen bei der in 
der Tarifrunde 2021 vereinbarten Prämie 
von 1.300 Euro leer ausgegangen sind.

Landesregierung muss mehr Mut zeigen
Der DGB und die Einzelgewerkschaften 
haben das Finanzministerium aufgefor-
dert, seine Pläne zur tabellenwirksamen 
Erhöhung und zur Inflationsausgleichs-
prämie an die Pensionär*innen zu ver-
bessern. Im Gesetzgebungsprozess wer-
den die Gewerkschaften weiter Einfluss 
nehmen. Zentral wird dabei sein, das 
Finanzministerium davon zu überzeu-
gen, dass eine Übertragung des Sockels 
von 200 Euro besoldungsrechtlich mög-
lich ist. Das Finanzministerium befürch-
tet, dass eine Übertragung gegen die 
Beschlüsse des Bundesverfassungsge-
richtes von 2017 verstoßen würde. Dem 
Urteil nach muss es zwischen den Besol-
dungsgruppen einen relativen Abstand 
geben, der sich mit dem Sockelbetrag zu 
stark reduzieren würde. Der DGB sieht 
das anders und erkennt in den neueren 
Beschlüssen des Bundesverfassungsge-
richts von 2020 deutliche Hinweise dar-
auf, dass in engen Grenzen eine Verän-
derung des Abstandsgebots möglich ist. 
Der Blick auf die anderen Bundesländer 
sollte Baden-Württemberg ebenfalls zu 
denken geben. NRW, das Saarland, Nie-
dersachsen, Brandenburg und Rhein-
land-Pfalz planen, den Sockelbetrag zu 
übertragen, und sehen darin, auch weil 
die prozentuale Erhöhung im Februar 
2025 den Abstand ja wieder weitet, kein 
Problem.
Dass die Landesregierung selbst unglück-
lich über die Vorgaben des Bundesverfas-
sungsgerichts für die Besoldungsanpas-
sung ist, zeigt sich an ihrer Ankündigung 
auf der Homepage des LBV, ergänzende 
Maßnahmen vornehmen zu wollen. So 
denkt die Landesregierung über gestaf-
felte jährliche Sonderzuwendungen für 
bestimmte Besoldungsgruppen nach. 
Aber auch hier ist sie getrieben von den 
Beschlüssen des Bundesverfassungsge-
richts, die die Einhaltung des Mindest-
abstands zum Grundsicherungsniveau 
vorschreiben.

Nachbesserung sind noch möglich
Der Gesetzgebungsprozess für die 
Anpassung der Besoldung und Ver-
sorgungsbezüge, der sich noch einige 
Monate hinziehen wird, dürfte jeden-
falls spannend werden. Zeit sich eines 
Besseren zu besinnen, hat die Landes-
regierung, da die erste tabellenwirksame 
Anhebung erst im November dieses Jah-
res kommt. Bei der Inflationsausgleich-
zulage für die Pensionär*innen kann 
die Landesregierung noch bis Ende des 
Jahres nachlegen, da erst dann die bun-
desgesetzliche Grundlage für deren Aus-
zahlung wegfällt. 
Wie geräuschlos und fair eine Über-
tragung vollzogen werden kann, zeigt 
sich bei den Anwärter*innen und 
Referendar*innen. Deren Bezüge stei-
gen laut aktueller Planung genauso wie 
bei den tarifbeschäftigten Auszubilden-
den (100 Euro zum 1. November 2024 
und dann nochmals um 50 Euro zum 
1. Februar 2025). Das gilt auch für die 
Inflationsausgleichzahlung, Sie erhalten 
eine Einmalzahlung von 1.000 Euro und 
für die Monate Januar bis Oktober 2024 
jeweils 50 Euro. 

Martin Schommer
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D I S KUS S I O N U M G9

Reformansprüche an das ganze Schulsystem 
werden aufs Gymnasium projiziert
Michael Hirn sprach mit Prof. Thorsten Bohl (Universität Tübingen) über die Verlängerung des 
 Gymnasiums, das Gutachten des Bürgerforums zu G8 / G9 und die notwendige Weiterentwicklung 
des Schulsystems.

Herr Bohl, in Baden-Württemberg wird 
seit geraumer Zeit über das achtjährige 
Gymnasium diskutiert, nicht zuletzt 
nach dem erfolgreichen  Volksantrag 
„G9 jetzt“ einer Elterninitiative. 
 Verstehen Sie das Interesse der beteilig-
ten Eltern, die Lernzeit im Gymnasium 
zu verlängern?
Natürlich, das ist sehr verständlich. Die 
Belastung am achtjährigen Gymnasium 
im Alltag durch Hausaufgaben, Klausu-
ren und Prüfungsvorbereitung ist hoch. 
Ein Weg zum Abitur, der mehr Freizeit 
und mehr Lernzeit verspricht, ist attraktiv.

Wie sehen Sie die Entscheidung der 
Landesregierung, einen Bürgerdialog 
zum Thema G8 / G9 zu führen?  
Sind Sie mit den Ergebnissen zufrieden? 
Was hat Sie überrascht?
Das gesamte Verfahren ist aus  meiner 
Sicht zwiespältig und lässt sich nicht 

 pauschal bewerten. Einerseits ist 
es in einer Demokratie wichtig, die 
 Bürgerinnen und Bürger zu beteiligen. 
Der Bürgerdialog ist ein ausgeklügeltes, 
transparentes, professionell durchge-
führtes Verfahren, das versucht, einen 
repräsentativen Anteil der Bevölkerung 
einzubeziehen. Und das Engagement 
der beteiligten Bürgerinnen und Bürger 
und der Grad der Differenziertheit, mit 
der das Thema angegangen wurde, sind 
bemerkenswert. Aber würde man in der 
Medizin oder in Juristik bei grundlegen-
den Strukturentscheidungen Expert*-
innen nicht wesentlich stärker einbezie-
hen? Oder warum wird ein Bürgerforum 
zur Frage G8 oder G9 eingerichtet und 
nicht zur Gesamtstrukturierung des Bil-
dungssystems?
Die Antwort des Bürgerforums war ja 
vorhersehbar. Wer spricht sich schon 
gegen mehr Lernzeit und gegen mehr 
Freizeit aus? Dass die Entscheidung 
pro G9 fallen würde, war klar. Das Pro-
blem ist jetzt Folgendes: G9 wird sozu-
sagen gesetzt, und von hier aus wird 
dann mit Blick auf das Schulsystem im 
Gutachten punktuell und nur bedingt 
kohärent weitergedacht. Das Bürgerfo-
rum hat versucht, auf diese Problematik 
hinzuweisen. Die Folgen für die anderen 
Schularten sollen vor der Einführung 
von G9 geprüft werden. Aber diese Emp-
fehlung geht in der aktuellen Diskussi-
on unter, und ich frage mich: wer macht 
das wie? Aus mehreren Richtungen wird 
Zeitdruck aufgebaut, G9 jetzt schnell 
einzuführen. Die Landesregierung wird 
massiv unter Druck gesetzt, schnell zu 
agieren. Wer spricht noch davon, die 
Folgen für die anderen Schularten zu 
prüfen? Und die parteipolitische Positio-
nierung ist ja fast schon skurril. 

Arbeitsplatz Schule

P R O F. D R. T H O R S T E N B O H L

Thorsten Bohl ist Erziehungswissenschaftler am Institut für Erziehungswissenschaft 
der Universität Tübingen und Gründungsdirektor der Tübingen School of Education.  
Seit 2022 ist er Vorsitzender der Jury des Deutschen Schulpreises. 
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Wie meinen Sie das?
Die SPD führte 2012 die Gemeinschafts-
schulen und später die Oberstufen an 
Gemeinschaftsschulen ein und fordert 
jetzt so schnell wie möglich ein Zurück 
zu G9. Wie passt das zusammen, und 
wo bleibt der Einsatz der ehemaligen 
Arbeiter partei für benachteiligte Grup-
pen in dieser Frage? Die CDU hat jah-
relang gegen den Begriff ‚Schulstruktur‘ 
gewettert und fordert jetzt zügig eine 
Schulstrukturreform. Sie will zurück 
zur ehemaligen Dreigliedrigkeit und zu 
G9. Das ist perspektivlos. Wer setzt sich 
eigentlich angesichts der G9-Dynamik 
noch für die anderen Schularten und für 
einen kohärenten Blick auf das Gesamt-
system ein? Wer fragt sich, wie das 
Schulsystem der Zukunft aussieht? 

Wie konnte es zu  
dieser Situation kommen?
Wir schleppen uns nun seit vielen Jahren 
mit Teilreformen voran, und das Gesamt-
system wird immer weniger kohärent 
und immer komplizierter. Gedacht wird 
offensichtlich vor allem in Legislatur-
perioden. Das führt zu populistischen 
Maßnahmen, die nur die Zustimmung 
der Wähler*innen sichern oder erhöhen 
sollen. Anders kann ich das leider nicht 
formulieren.

Ist die Rückkehr zu G9 oder – wie es  
die GEW vorschlägt – ein G neu, der 
richtige Weg, um die Probleme im 
gymnasialen Bildungsgang zu lösen?
Die Frage weist meines Erachtens schon 
in die falsche Richtung: Ich verstehe die 
Unzufriedenheit mit G8 sehr wohl, und 
da müssen wir ran. Aber Pisa 2022 hat 
uns gezeigt: Das primäre Problem unse-
res Bildungssystems liegt im unteren 
Leistungsdrittel. Wir reden nicht mehr 
vom unteren Fünftel oder Viertel wie 
noch vor einigen Jahren. Ein Drittel ist 
ein enorm großer Teil der Schülerschaft. 
Wir müssen dafür sorgen, dass das untere 
Leistungsdrittel möglichst früh grundle-
gende Basiskompetenzen erlernt, sonst 
schleppen sich die Defizite durch die 

Schuljahre bis in den Arbeitsmarkt hin-
ein. Und das führt zu Frustration auf 
beiden Seiten: Bei den Schüler*innen, 
weil die Schulzeit nicht als positiv und 
individuell erfolgreich angesehen wird, 
und bei den Lehrer*innen, weil sie ange-
sichts der Kontextbedingungen zuneh-
mend an ihre Grenzen kommen. Das 
alles betrifft fast ausschließlich die nicht-
gymnasialen Schularten. Marcel Helbig 
hat dies kürzlich so formuliert:

Das ist der Punkt. Und das ist demokra-
tiegefährdend. Und die Einführung von 
G9 trägt zur Lösung dieses Pro blems 
nichts bei. Angesichts der knappen 
Finanzen und des Lehrkräftemangels 
droht G9 für das untere Leistungsdrittel 
sogar kontraproduktiv zu wirken. 

Nochmals zur Frage:  
Wie ließen sich dann die Probleme  
im gymnasialen Bereich lösen?
Die Frage ist doch, wofür das Gymna-
sium heute steht? Historisch betrachtet 
hat das Gymnasium ein klar elitäres und 
wissenschaftspropädeutisches Profil. Ich 
sage es mal etwas verkürzt: Nicht alle dür-
fen aufs Gymnasium, wer dort ist, soll die 
Studien berechtigung erreichen. Davon 
verabschieden wir uns offensichtlich 
zunehmend. Das wird auch im Gutachten 
des Bürgerforums an einigen Stellen sehr 
deutlich. Allerdings wird diese Entwick-
lung nicht reflektiert. Das Gymnasium ist 
heimlich zur Volksschule geworden und 
soll gleichzeitig seinen elitären Charakter 
behalten. Das zerreißt das Gymnasium bis 
in den Alltag hinein.  Beispielsweise zeigen 
dies die hohen Abgangszahlen vom Gym-
nasium nach Klasse 5.

Das Bürgerforum fordert deshalb neue 
Unterrichtsmethoden, mehr Schüler-
beteiligung und sogar mehr Praxis-
bezug mit Handwerk, Sozialdiensten, 
Kunst und Kultur, Naturwissenschaf-
ten und digitalen Berufen. Das klingt 
doch alles sehr nachvollziehbar. 
Aber genau dieses Angebot gibt es 
bereits an den nicht-gymnasialen Schu-
len und an den beruflichen Gymnasien. 
Inklusive G9. Beim Gutachten des Bür-
gerforums habe ich immer wieder den 
Eindruck, dass am Ende eigentlich eine 
Empfehlung für eine integrierte Schul-
art mit G9-Zugang oder für eine Ein-
gliedrigkeit stehen müsste. Sehr nach-
vollziehbare Reformansprüche an das 
gesamte Schulsystem werden hier auf 
das Gymnasium projiziert, ohne die spe-
zifische Tradition und Charakteristik 
des Gymnasiums im Blick zu behalten. 
Noch einmal: Es ist absolut berechtigt, 
den Zeit- und Leistungsdruck in G8 zu 
reduzieren. Das könnte unter anderem 
über weniger Hausaufgaben, weniger 
Pflichtinhalte oder über eine frühere 
Profilierung geschehen. Die Frage bleibt 
allerdings: Wie lässt sich das Span-
nungsfeld zwischen Entlastung und dem 
wissenschaftspropädeutischen und elitä-
ren Anspruch auflösen? Darauf gibt es 
bisher keine Antwort. 

Eine Umstellung auf G9 bleibt  
nicht ohne Folgen für die anderen 
Schularten. Womit rechnen Sie?
Eine Umstellung auf G9 würde in den 
nächsten ungefähr 5 bis 10 Jahren massiv 
Ressourcen für das Gymnasium binden. 
Erstens müssten die zusätzlichen Lehr-
kräftestellen finanziert werden. Je nach 
Modell wären das zwischen 500 und 
mehr als 3.000 Lehrkräftestellen. Zwei-
tens müssten die zusätzlichen Räume 
finanziert und gebaut werden. Für die 
Kommunen wären das erhebliche Kosten 
und Kapazitäten für Baumaßnahmen, 
die an anderen Stellen fehlen würden. 
Zudem würde sich der Lehrkräfteman-
gel auswirken: Ein Einstellungssog an 
Gymnasien würde  voraussichtlich den 

„Im unteren Leistungs-
bereich droht das 
Schulsystem zuneh-
mend dysfunktional 
zu werden.“
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Lehrkräftemangel an anderen Schular-
ten verstärken. Bei einer Umstellung auf 
G9 würden die anderen Schularten ein-
schließlich der frühkindlichen Bildung 
und der Grundschulen finanziell und 
personell schlechter ausgestattet wer-
den. Es sei denn, das Land und die Kom-
munen erhöhen den Etat für den Bil-
dungsbereich massiv. Das erscheint mir 
angesichts der allgemeinen öffentlichen 
Finanznot allerdings eine unrealistische 
Annahme.

Wie sehen Sie die Rolle der Grund-
schulen und der nicht-gymnasialen 
 Schularten?
Diese Schulen tragen in ganz erhebli-
chem Maße zentrale gesellschaftliche 
Herausforderungen wie Inklusion, die 
Integration von Geflüchteten oder die 
Arbeit mit psychisch belasteten Kindern 
und Jugendlichen. 

Das betrifft den frühkindlichen Bereich, 
die Grundschulen und die nicht-gym-
nasialen Schularten im Sekundarbereich 
I bis hin zu den SBBZ. Diese Schul-
arten bräuchten bereits jetzt zum Teil 
erheblich mehr Mittel und insbesonde-
re Personalressourcen, um die Heraus-
forderungen zu bewältigen. Wenn man 
in diese Schulen blickt, ist es wirklich 
bewundernswert, wie sich die Lehrerin-
nen und Lehrer im Alltag diesen Her-
ausforderungen stellen.

Wie würde sich die Umstellung auf  
G9 auf die Zusammensetzung der 
Schülerschaft an den Gemeinschafts-
schulen und Realschulen auswirken? 
Vermutlich würde der Anteil leistungs-
stärkerer Schülerinnen und Schüler an 
Gemeinschaftsschulen und an Realschu-
len zurückgehen. Dies würde noch wei-
ter zu einer negativ selektierten Hete-
rogenität führen. Wir wissen aus der 
Forschung jedoch, dass wir in hetero-
genen Lerngruppen eine einigermaßen 
ausbalancierte Schülerschaft brauchen, 

einschließlich ca. 30 Prozent leistungs-
stärkerer Schülerinnen und Schüler. 
Anders formuliert: Die Schülerschaft 
an den nicht-gymnasialen Schularten 
würde durch G9 noch herausfordernder 
werden.

Nicht nur vor dem Hintergrund  
neuer technologischer Möglichkeiten:  
Wie muss sich die inhaltliche Arbeit  
an den Schulen verändern?
Angetrieben von völlig neuen Mög-
lichkeiten wie der Künstlichen Intelli-
genz oder der Digitalisierung müssen 
wir über die Frage diskutieren, was all-
gemeine Bildung und Wissenschafts-
propädeutik heute bedeutet. Dazu zwei 
Beispiele: In wenigen Jahren werden 
wir übers Handy oder in Videokonfe-
renzen eine nahezu perfekte Synchron-
übersetzung in nahezu jeder Sprache der 
Welt nutzen können. Auch die Prüfung 
der Ergebnisse generativer Intelligenz, 
zum Beispiel über Textproduktion, wird 
einen viel höheren Stellenwert in der 
Schule einnehmen müssen, auch unter 
ethischen Gesichtspunkten. Universitä-
ten sind bereits heute nicht mehr nur von 
klassischen Studienfächern wie Mathe-
matik, Germanistik oder Latein geprägt, 
sondern von Studiengängen wie Machi-
ne Learning, Data Science, Neurowissen-
schaften oder Digital Humanities. Was 
bedeuten diese Entwicklungen für den 
Fremdsprachenunterricht, für den Einsatz 
digitaler Medien und KI im Fachunter-
richt, für die Wissenschaftspropädeutik 
am Gymnasium? Da  kommen grundle-
gende schultheoretische Anfragen auf uns 
zu, die möglicherweise auf deutlich verän-
derte Bildungspläne verweisen.

Was bedeutet das für das  Schulsystem? 
Ein realistisches Modell wäre das, was 
Hamburg seit mehr als 10 Jahren ziem-
lich konsequent macht. Ein zweigliedri-
ges Schulsystem bestehend aus G8 sowie 
den Stadtteilschulen als integrierter 
Schulart mit einem Zugang zu G9. An 
manchen Standorten in Hamburg wird 
dann bis Klasse 6 gemeinsam unterrich-
tet und erst ab Klasse 7 entschieden, ob 
ein Kind auf das achtjährige Gymnasium 
geht. Diese Entscheidung erst ab Klasse 
7 oder 8 zu treffen, bietet mehr Möglich-
keiten, grundlegende Basiskompetenzen 
wie Lesen, Schreiben, Rechnen bis dahin 
verbindlich zu sichern. Ein interessanter 
Nebenaspekt dabei ist, wie eng in einem 

solchen Modell in den Klassenstufen 5 
und 6 Gymnasiallehrkräfte mit weiteren 
Lehrkräften und in multiprofessionellen 
Teams kooperieren. Das ist integrativ 
und konstruktiv für beide Schularten. 
Hier zeigt sich auch die hohe Bedeutung 
der fachlichen Expertise von Gymnasi-
allehrkräften, die mit Blick auf das Abi-
tur auch in der zweiten Schulart ziel-
gerichtet und individuell unterstützen 
können. Die zweite Schulart hat als zent-
rales Profil einen kompetenten und pro-
fessionellen Umgang mit Heterogenität. 
Hamburg hat zudem eine ganze Reihe 

weiterer wichtiger Themen umgesetzt, 
zum Beispiel ein neues Arbeitszeitmo-
dell oder eine umsichtige datenbasier-
te Schulentwicklung eingeführt. Wenn 
man sich dieses Modell anschaut, wird 
auch deutlich, was über die Einführung 
von G9 von vorneherein verbaut würde. 

Die Elternschaft an den Gymnasien 
organisiert sich ganz hervorragend, 
sie ist vernetzt, argumentationsstark 
und weiß die demokratischen Wege 
zu nutzen. Sie weiß, wie ein Thema auf 
die politische Agenda gesetzt werden 
kann. Welche Folgen hat das?
Die Parteien greifen diese Vorgehenswei-
se dankbar auf, weil sie auf Wählerstim-
men hoffen. Wahlpolitisch gedacht müss-
te G9 also eingeführt werden. Hier zeigt 
sich ein altes Problem:  Benachteiligte 
gesellschaftliche Gruppen organisieren 
sich in keinster Weise ähnlich für bil-
dungspolitische Ziele. Eigentlich müss-
te es angesichts der PISA-Befunde eine 
Bürgerinitiative geben, die sich für eine 
wesentlich bessere Bildung des unteren 
Leistungsdrittels einsetzt. Das ist aber 
nicht der Fall. Weite Teile der gymnasial 
interessierten  Bevölkerung wollen den 

„Eine derartige 
 Zweigliedrigkeit in 
enger Kooperation 
mit  beruflichen  
Gymnasien und den 
SBBZ wäre eine realis-
tische Alternative für  
Baden-Württemberg.“

„Sie leisten damit 
 einen sehr  wichtigen 
Beitrag für den 
 Zusammenhalt  
der Gesellschaft.“
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neunjährigen Bildungsweg ihrer Kin-
der zum Abitur lieber in einer homoge-
neren und bildungsaspirierten Schulart 
wie dem Gymnasium sehen als an einer 
Schulart mit einem vergleichsweise hohen 
Anteil benachteiligter Kinder. Daher ist 
der neunjährige Weg zum Abitur über die 
Gemeinschaftsschulen, die Realschulen 
oder die Beruflichen Schulen für sie deut-
lich weniger attraktiv.

Auch mit der Bildungsgerechtigkeit 
der Schüler* innen geht es in Baden-
Württemberg kaum voran. Was wäre 
nötig, damit mehr Schüler*innen 
unabhängig vom Wohlstand oder 
Bildungsgrad der Eltern ihr schulisches 
Potential besser ausschöpfen können?
Baden-Württemberg geht einiges in letz-
ter Zeit an. Dazu gehören beispiels weise 
der Pilotversuch zum Sozialindex für 
Schulen in benachteiligter Lage, der Auf-
bau einer datenbasierten Schulentwick-
lung, die Einführung von Förderpro-
grammen wie „Bildung durch Sprache 
und Schrift“ (BISS-Transfer) oder das 
kommende Startchancen-Programm. 
Der artige Programme und Pilotversuche 
weisen in die richtige Richtung. Aber: 
Es sind eben nur Programme für eini-
ge Schulen und keine nachhaltige und 
flächen deckende Verankerung im Alltag 
aller Schulen. Seit Jahren stürzen sich der 
Bund und die Länder in ein Programm 
nach dem anderen. Punktuelle Program-
me ergeben aber noch kein Konzept. Alle 
politischen Entscheidungen müssen sich 
daran messen lassen, ob sie das  Problem 
substantiell und nachhaltig lösen – und 
zwar über eine Legislaturperiode hin-
aus. Bildungsungerechtigkeit müsste 
auch außerhalb der Schule in der gan-
zen Gesellschaft viel stärker angegangen 
werden. Insgesamt brauchen wir wesent-
lich mehr und vor allem kohärente und 
konsequent umgesetzte Maßnahmen, 
um Bildungsungerechtigkeit abzubauen. 

2026 wird in Baden-Württemberg  
eine neue Landesregierung gewählt.  
Wenn Sie einen Wunsch frei hätten: 
Was würden Sie sich vor und nach der 
Wahl von den Parteien wünschen?
Orientierung an messbarem Erfolg im 
Bildungsbereich, substantiell  erhöhte 
Investitionen im Bildungsbereich, ein 
partei- und legislaturübergreifender Kon-
sens unter den demokratischen  Parteien, 
die weitest mögliche Orientierung der 

Entscheidungen an forschungsbasierten 
Maßnahmen und den Mut zum Aufstellen 
eines kohärenten Gesamtsystems von der 
frühkindlichen Bildung über die Grund-
schulen und die Schularten der Sekundar-
stufe I bis hin zur Sekundarstufe II. 

Das sind zwar 5 Wünsche, aber einige 
Wochen nach Weihnachten muss das 
möglich sein.

Das Gespräch führte Michael Hirn

Zum Weiterlesen
• Helbig, M. (2023): Die Kluft zwischen  

Gymnasien und nicht gymnasialen Schul- 
formen. Warum wir eine neue Schulstruktur-
debatte brauchen. In: Die Deutsche Schule. 
115. Jg. / Heft 3, S. 333 – 344.  
www.waxmann.com  
(Suchbegriff: Kluft zwischen Gymnasien)

• Lewalter, D./Diedrich, J./Goldhammer, F./
Köller, O. & Reiss, K (Hrsg.) (2023): PISA 
2022. Analyse der Bildungsergebnisse in 
Deutschland. Zusammenfassung. Waxmann.  
www.waxmann.com (Suchbegriff: Pisa 2022)
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G8 O D E R G9 I N B A D E N - W Ü RT T E M B E R G?

Bürgerforum empfiehlt Rückkehr zum  
neunjährigen Gymnasium
Im Dezember 2023 hat das Bürgerforum zur Dauer des allgemeinbildenden Gymnasiums sein Gut-
achten mit 48 Empfehlungen an die Landesregierung übergeben. Die Forderung der GEW, das The-
ma mit Blick auf Lernkonzepte und auf unser gesamtes Bildungssystem zu diskutieren, hat erfreuli-
cherweise Eingang in die Ergebnisse gefunden.

Mit klarer Mehrheit sprechen sich die 
Teilnehmer* innen des Bürgerforums 
für ein neues G9 als Regelfall an allge-
meinbildenden Gymnasien in Baden-
Württemberg aus. Ergänzend soll es 
G8-Schnellläufer-Züge geben – mindes-
tens ein G8-Zug pro Landkreis. Wich-
tigste Begründung für diese  Empfehlung 
ist der Faktor Zeit: „Eine klare  Mehrheit 
denkt, dass junge Menschen in der 
Pubertät mehr Zeit brauchen, um sich 
zu entwickeln, um Verantwortung zu 
lernen und Orientierung zu finden. G9 
ermöglicht einen längeren Reifeprozess.“ 
Mehrheitlich halten die  Teilnehmenden 
deshalb „eine gut strukturierte, wähl-
bare Ganztagsschule mit Angeboten aus 
Vereinen, Kooperationspartnern der 
Praxis, Zeit für zusätzliches Lernen oder 
Vertiefung von Interessen für zentral, 

um eine Gleichstellung in Familien und 
Bildungsgerechtigkeit zu erreichen.“ 
Das Bürgerforum sieht jedoch weder 
bei G8 noch bei einer Rückkehr zum 
alten G9 gewährleistet, dass mit dem 
aktuellen Schulsystem die Bildungszie-
le erreicht werden. Beides müsste refor-
miert werden. Die große Mehrheit der 
Teilnehmenden (49 von 55) empfiehlt 
deshalb „dringend eine ganzheitliche, 
schulartübergreifende Schulreform für 
bessere Umsetzung der  Bildungsziele, 
Förderung der Inhalte und Kompeten-
zen, Reduzierung von Belastungen und 
für mehr Bildungsgerechtigkeit“. Das 
 Bürgerforum stellt ebenfalls mit gro-
ßer Mehrheit fest, „dass es aktuell keine 
 ausreichende Bildungs gerechtigkeit gibt, 
da das Erreichen der Bildungsziele stark 
vom Bildungsstand, vom finanziellen 

Wozu ein Bürgerforum?

Mit einem Volksantrag will eine Eltern-
initiative erreichen, dass die gymnasiale 
Schulzeit in Baden-Württemberg wieder 9 
Jahre dauern soll. Bis November 2023 wur-
den dafür etwas mehr als 100 000 Unter-
schriften gesammelt und an den Landtag 
übergeben. Der Landtag wird in Kürze 
über den Volksantrag entscheiden.
Im Juni 2023 hat die Landesregierung eine 
dialogische Bürgerbeteiligung zur Frage 
G8 oder G9 auf den Weg gebracht. Der 
mehrstufige Prozess hat mit einer Themen-
landkarte als Kern der Beteiligung begon-
nen. Die GEW hat sich an der Erarbeitung 
beteiligt. Bei der anschließenden Online-
Beteiligung konnten alle Bürgerinnen 
und Bürger ebenfalls Themenvorschläge 
machen. Für das Bürgerforum wurden 55 
ausgeloste „Zufallsbürger“ ausgelost. In 
sechs Sitzung haben sie seit September 
2023 die Aspekte der Themenlandkarte 
diskutiert. In den Sitzungen bekamen die 
Teilnehmenden Informationen von Exper-
ten. Auch die GEW war dazu eingeladen.
Am 11. Dezember 2023 haben die Teil-
nehmenden des Bürgerforums ihre Emp-
fehlungen an die Landesregierung über-
geben. Die Empfehlungen sind für die 
Landesregierung nicht bindend. Minister-
präsident Winfried Kretschmann hat das 
Kultusministerium beauftragt, bis Janu-
ar 2024 Vorschläge zur Wiedereinfüh-
rung von G9 in Baden-Württemberg zu 
machen. 

 

Teilnehmer*innen des Bürgerforums zur Dauer des allgemeinbildenden Gymnasiums.  
Sie sind ein repräsentativer Querschnitt der Bevölkerung.

Fo
to

: S
ta

at
sm

in
is

te
riu

m
 B

ad
en

-W
ür

tt
em

be
rg

 / 
M

ic
ha

el
 W

eg
le

r



bildung & wissenschaft 01– 02 / 2024 15

Arbeitsplatz Schule

Das Bürgerforum hat sein Ergebnis vor-
gelegt und gibt klare Hinweise: Ein Ja zu 
einer längeren Lernzeit am allgemeinbil-
dendes Gymnasium. Ein ebenso klares 
Ja dazu, dass die Verlängerung der Lern-
zeit am Gymnasium nicht isoliert durch-
geführt werden soll. Veränderungen sol-
len das ganze Bildungssystem und die 
Art des Lernens am Gymnasium in den 
Blick nehmen.
Und die Reaktionen der Politik? Klar 
ist: Der Versuch der grün-schwarzen 
Landes regierung, ohne schulstrukturelle 
Veränderungen durch die Legislaturpe-
riode zu kommen, wird nicht funktionie-
ren. Die Regierungsparteien müssen sich 
mit den bildungspolitisch völlig unter-
schiedlichen Vorstellungen von Grünen 
und CDU beschäftigen und können sie 
nicht länger ignorieren. Sie versuchen 
auf Zeit zu spielen und positionieren sich 
schon für den Wahlkampf für die Land-
tagswahl 2026. Die anderen Parteien 
nutzen die Ergebnisse des Bürgerforums 

um ihre bekannten Positionen zu legi-
timieren und kritisieren die Regierung. 
Auch das im Zeichen der kommenden 
Landtagswahl. Soweit nichts Neues. 
Aber seit Dezember gibt es die Idee, dass 
die Landtagsparteien eine Art Bildungs-
allianz bilden. Das klingt gut: Die GEW 
fordert schon lange eine gesellschaftli-
che und politische Verständigung dar-
über, was die Bildung in den Kinderta-
gesstätten und den Schulen mittelfristig 
leisten soll, wie die Strukturen gestaltet 
werden sollen und was die Schulen und 
die Beschäftigten dafür brauchen. Wir 
müssen tatsächlich über die bisherige 
politische Praxis „Rein in die Kartoffeln, 
raus aus den Kartoffeln“ von der einen 
zur anderen Legislaturperiode hinaus-
kommen. 
Wie kompliziert die Diskussion werden 
wird, zeigt Thorsten Bohl in seinem Inter-
view auf. Er hat Recht: Das Gymnasium 
kann nicht ohne die anderen Schulen in 
der Sekundarstufe und die beruflichen 

Schulen betrachtet werden. Und ohne 
Verbesserungen in der frühkindlichen 
Bildung und der Arbeit in den Grund-
schulen werden wir bei der Bildungsge-
rechtigkeit und der Verbesserung der 
Lernergebnisse bei den Schüler* innen 
nicht erfolgreich sein. Wenn wir nicht 
etwas Grundsätzliches in der Bildung 
ändern, setzen wir den gesellschaftli-
chen Zusammenhalt und die wirtschaft-
liche Leistungsfähigkeit unseres Landes 
aufs Spiel. Beides können wir uns nicht 
leisten. Deshalb der Appell an die Poli-
tik, die Lehrkräfte und die Gesellschaft: 
Lasst uns ehrlich über die Bildung, was 
sie leisten soll und was wir dafür brau-
chen, sprechen. Und lasst uns einen 
Masterplan für die nächsten 20 Jahre 
aufstellen. Uns läuft die Zeit davon und 
wir können uns partei-taktisch motivier-
te Spielchen und ideologische Graben-
kämpfe nicht mehr leisten. 

Michael Hirn 
Stellvertretender GEW-Vorsitzender 

Ehrlich über Bildung sprechen

KOMMENTAR

Hintergrund und den Unterstützungs-
möglichkeiten in der Familie abhängt“. 
Die Bildungspolitik muss aus Sicht des 
Forums Bildungsungleichheit verringern. 
Dabei rücken die Förderung in Kitas und 
Grundschulen vor allem mit Blick auf 
den Spracherwerb und das Erreichen von 
Basiskompetenzen in Lesen, Schreiben, 
Hörverstehen und Rechnen in den Vor-
dergrund. Das Bürgerforum hält es für 
wichtig, dass G9 mehr Durchlässigkeit 
zwischen den Schularten ermöglichen 
kann und wünscht sich, dass vor einer 
Umstellung auf G9 die Auswirkungen auf 
die anderen Schularten geprüft werden.
Die Teilnehmer* innen des Bürgerfo-
rums sprechen sich für Reformen bei 
der Vermittlung von Inhalten und Kom-
petenzen in allen Schularten, insbe-
sondere jedoch in den Gymnasien aus. 
So soll mehr Unterrichtszeit für aktu-
elle gesellschaftliche Themen genutzt 
werden. Defizite bei der Vermittlung 
digitaler Kompetenzen sollen verrin-
gert und MINT-Fächer gestärkt wer-
den. Sehr klar fordert das Bürgerforum 

die  Entwicklung von neuen kreativen 
Unterrichtsformaten, die partizipativer 
sind und Schüler* innen auf Augenhöhe 
einbinden, Verantwortung fördern und 
dabei helfen, Sozialkompetenzen zu ent-
wickeln. Zum Lernen, Üben und Vertie-
fen des Unterrichtsstoffs soll mehr Zeit 
zur Verfügung stehen.
Im Gegensatz zu den Initiator* innen 
des Volksantrags zur Wiedereinführung 
von G9 spricht sich das Bürgerforum für 
eine gestaffelte Einführung ab  Klasse 5 
aufbauend aus. Durch gezielte  Lenkung 
und den schrittweisen Ausbau von 
G9-Gymnasien sollen mögliche Nach-
teile, wie der komplette Ausfall eines 
ganzen Abschlussjahrgangs weitgehend 
abgemildert und vermieden werden. Das 
Bürgerforum ist sich durchaus bewusst, 
dass die Umstellung auf ein neues G9 
mit großen finanziellen Aufwendungen 
verbunden ist. Es hält diesen Aufwand 
aber nach Anhörung von Expert*innen 
für möglich. Die Teilnehmer* innen des 
Forums wünschen sich von der Politik 
eine ganzheitliche Debatte zur Reform 

des Bildungssystems, um Bildungsziele 
zu erfüllen und mehr Bildungsgerech-
tigkeit zu ermöglichen. Dies solle nach 
ihrer Ansicht nicht auf eine Kosten-
debatte um G8 / G9 reduziert werden. 

Wolfgang Straub
Mitglied im Vorstandsbereich  

Allgemeine Bildung

   Bürgerforum – G8 / G9 Bürgergutachten: 
www.beteiligungsportal.baden-wuerttemberg.de/de/
mitmachen/lp-17/buergerforum-g8-g9/buergergut-
achten
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R E C H T SG U TAC H T E N Z U R SC H U L SO Z I A L A R B E I T

Für eine gute Qualität  
zum Wohl der Kinder

Anfang Dezember 2023 stellte die GEW auf einer Landespressekonferenz zur Schulsozialarbeit ein 
Rechtsgutachten von Prof. Jan Kepert vor. Darin wird unter anderem vorgeschlagen, dass bei der 
Schulsozialarbeit Schüler*innen in schwierigen Lebenslagen im Zentrum der Arbeit stehen sollen. 

Lücken, die durch den Lehrkräftemangel entstehen, dürfen damit nicht gestopft werden.

Die Bundesregierung hat im Juni 2021 die Schulsozialarbeit 
im Kinder- und Jugendhilferecht gesetzlich verortet. Das war 
längst fällig, da die Schulsozialarbeit das am stärksten wach-
sende Leistungsangebot der Kinder- 
und Jugendhilfe ist. Die bundesge-
setzliche Vorgabe geht allerdings von 
einem sehr weiten Verständnis von 
Schulsozialarbeit aus. Sie gibt keine 
Orientierung hinsichtlich wichtiger 
Qualitätsbereiche.
Noch kann dies auf Länderebene kor-
rigiert werden. Die Landes regierungen 
sind zu rechtlichen Konkretisierungen 
des Bundesgesetzes verpflichtet. In die-
sen Gesetzgebungsprozess bringt sich 
die GEW nun mit einem Rechtsgut-
achten ein, das der Sozial rechtsexperte Prof. Jan Kepert vom 
Freiburger Zentrum für Kinder- und Jugendhilfe im Auftrag 
der GEW erstellt hat.
Seine Expertise trägt dazu bei, die Ausrichtung der Schulsozi-
alarbeit im Landesrecht zu präzisieren.  

Fehlentwicklungen können erkannt und es kann gegenge-
steuert  werden. Die Träger der Schulsozialarbeit und ihre 
 Fachkräfte vor Ort brauchen mehr Rollenklarheit, Handlungs- 

und Rechtssicherheit für ihre Arbeit 
an den Schulen.
Dabei ist es der GEW besonders wich-
tig, an den fachlichen Handlungs-
grundsätzen der Schulsozialarbeit fest-
zuhalten. Mehr dazu steht im Text von 
Jürgen Schmidt „Schulsozialarbeit – 
Keine Verfügungsmasse der Schule“ auf 
Seite 19.
Unmissverständlich hebt Prof. Kepert 
in seinem Rechtsgutachten hervor, 
dass Schulsozialarbeit zuvörderst dem 
Wohle der jungen Menschen und 

der Kooperation mit den Eltern verpflichtet ist. Eine in der 
Jugendhilfe verortete Schulsozialarbeit stellt kein schulisches 
Personal dar und hat daher keine schulischen Aufgaben wahr-
zunehmen. Ebenso wenig ist eine Weisung durch die Schullei-
tung vorgesehen.

„Eine in der  Jugendhilfe   
verortete  Schulsozial arbeit 
stellt kein  schulisches 
 Personal dar und hat   
daher  keine  schulischen   
Aufgaben wahr  zu nehmen.“
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Regelungsvorschläge für eine  
gesetzliche Neufassung auf Landesebene
Kepert schlägt 6 Regelungsinhalte für das  
Landes-Kinder-und Jugendhilfegesetz vor:

1. Schulsozialarbeit ist eine Leistung der Kinder- und  Jugend hilfe 
und hat deren Zielbestimmungen zu achten.

2. Schulsozialarbeit umfasst insbesondere Leistungen für 
junge Menschen in schwierigen Lebenslagen und belasteten 
 Situationen.

3. Schulsozialarbeit muss der Inklusion angemessen Rechnung 
tragen.

4. Für eine wirksame Schulsozialarbeit ist die Kooperation mit 
Eltern und Schule grundlegend. Schulleitung, schulische 
 Gremien, Schulträger sowie Träger der Schulsozialarbeit und 
der öffentlichen Jugendhilfe stehen hierbei in der Verant-
wortung für eine am Kindeswohl orientierte und gelingende 
strukturell konzipierte Zusammenarbeit.

5. Das Jugendamt hat auf eine gute Vernetzung der Schul-
sozial arbeit mit anderen Institutionen und Leistungserbrin-
gern im Sozialraum hinzuwirken.

6. Eine kooperative Beteiligung der Schulsozialarbeit an hilfe-
planpflichtigen Leistungen hat zu erfolgen, soweit dies nach 
Einschätzung der Eltern oder des Jugendamtes hilfreich ist.

Ausbau der Schulsozialarbeit
Die GEW möchte nicht nur erreichen, dass für die Schulso-
zialarbeit landesweit Qualitätsstandards festgelegt werden. 
Sie setzt sich auch für den Ausbau der Schulsozialarbeit ein. 
Bisher gibt es große regionale Unterschiede in Baden-Würt-
temberg, und auch die Schularten sind unterschiedlich gut mit 
Schulsozialarbeit versorgt.
Von den 1.101 Gemeinden und Städten in Baden-Würt-
temberg haben bisher 669 Fördermittel für die Stellen von 
Schulsozialarbeiter*innen beantragt. 2022 gab es landesweit 
1.877 Stellen, von denen viele mit Teilzeitkräften besetzt sind. 
Insgesamt stehen für die 4.500 Schulen und 1,5 Millionen 
Schüler*innen etwa 2.800 Personen zur Verfügung. Die GEW 
macht sich dafür stark, dass die Landesregierung wieder zur 
ursprünglich zugesagten Drittelfinanzierung zurückkehrt. Der-
zeit erhalten die Kommunen pro Stelle 16.700 Euro. Durch 
die Gehaltssteigerungen der vergangenen 10 Jahre müsste der 
Betrag des Landes auf 22.000 Euro pro Stelle erhöht werden. 
Dadurch würden die Ausgaben für die Landesregierung von 
30 auf gut 45 Millionen Euro im Jahr ansteigen. Ein Stufenplan 
mit zusätzlich 100 neuen Stellen pro Jahr würde das Land knapp 
2,2 Millionen Euro jährlich kosten.
Die GEW, die neben Lehrkräften und Erzieher*innen auch 
Schulsozialarbeiter*innen organisiert, will außerdem erreichen, 
dass Koordinator*innen für Schulsozialarbeit eingeführt wer-
den. Sie sollen dafür sorgen, die Qualität der Arbeit dauerhaft zu 
garantieren. Udo Heidrich berichtet im Interview auf Seite 22, 
wie sich das auf die Praxis auswirkt.

Seit es Schulsozialarbeit gibt, organisieren sich ihre Mitglieder 
in der GEW und setzen sich dafür ein, dass 
• die Schulsozialarbeit flächendeckend ausgebaut  

und  zuverlässig durch das Land mitfinanziert wird,
• Schulsozialarbeitende tarifgerecht eingruppiert werden, 
• sich ihr Arbeitsfeld am Kindeswohl orientiert, professionell 

etabliert und entsprechend gesetzlich verankert wird.

Dringender denn je müssen Bildungseinrichtungen Lern- 
und Lebensorte sowie demokratische Erfahrungsräume sein, 
die unseren Kindern und Jugendlichen ausreichend Entwick-
lungs-, Gestaltungs- und Beteiligungsmöglichkeiten, vor allem 
aber Schutz bieten. Mit der individuellen Unterstützung von 
Kindern und Jugendlichen in Problemlagen und mit Betei-
ligung ihrer pädagogischen Bezugspersonen in Schule und 
Familie kann Schulsozialarbeit dazu beitragen Bildungsunge-
rechtigkeit und Armutslagen entgegenzuwirken.  

Auszug aus der Rede von Monika Stein  
auf der Landespressekonferenz am 6. Dezember 2023

181818

  Die vollständige Rede steht unter:  
www.gew-bw.de/rede_schulsozialarbeit_monikastein 
Das Rechtsgutachten von Prof. Jan Kepert unter: 
www.gew-bw.de/rechtsgutachten_schulsozialarbeit

Landespressekonferenz der GEW Anfang Dezember mit (von links)  
Matthias Schneider (GEW-Pressesprecher), Monika Stein (GEW-Landes-
vorsitzende) und Jürgen Schmidt (GEW-Personengruppe) 
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SC H U L SO Z I A L A R B E I T

Keine Verfügungsmasse  
der Schule

War Schulsozialarbeit in den Anfangsjahren ein Makel, reißen sich heute Schulen darum.  
Der  Ausbau kam, weil Schulen hofften, dass sie damit fehlende Ressourcen ausgleichen können. 

Doch mit der Quantität konnte die Qualität nicht ausreichend Schritt halten. Weder das Schulsystem 
noch die Jugendhilfe ist gut genug auf eine am Kindeswohl orientierte Kooperation vorbereitet.

Jürgen Schmidt

Je nach Schulstandort haben 25 bis 40 Prozent der Schüler*innen 
einen erhöhten Unterstützungsbedarf auf Grund von individu-
ellen Beeinträchtigungen und sozialer Benachteiligung. 2 bis 
3 Kinder pro Schulklasse haben statistisch gesehen sexuelle 
Gewalt erlebt.

Gewalterfahrungen machen Kinder aber nicht nur in der 
 Familie. Jede / r 5. Schüler*in ist Mobbing ausgesetzt (Pisa-
Studie 2018). Fachleute gehen davon aus, dass jede 3. oder 
4. Schulklasse davon betroffen ist. Schulleitungen, Lehrkräfte 
und Eltern sind in der Regel bemüht, dem entgegenzuwir-
ken. In der Regel sind sie jedoch strukturell und personell 
schlecht aufgestellt, um auf diese Herausforderungen pädago-
gisch angemessen reagieren zu können. Häufig erkennen sie 
psycho soziale Problemlagen von Schülerinnen und Schülern 
zu spät oder gar nicht. Zudem fehlt es vielerorts an Expertise, 
um fachlich gut darauf zu reagieren.
Die Bildungs- und Lebenschancen von Kindern in Deutsch-
land sind ungerecht verteilt. Dies birgt erheblichen sozialpo-
litischen Zündstoff, denn Ungleichheit ist die größte Gefahr 
für die Demokratie. Nicht umsonst besagt das grundgesetz-
lich gebotene Sozialstaatsprinzip, dass der Staat für sozialen 
Ausgleich zu sorgen hat. Er muss allen Kindern ermöglichen – 
nicht nur den mit Ressourcen gesegneten – sich so zu entwi-
ckeln, dass sie selbstverantwortlich ihr Leben gestalten und an 
der Gesellschaft teilhaben können.
Insofern ist und war es eine gute sozialstaatlich begründete Idee, 
die Jugendsozialarbeit an den Lebensort Schule zu bringen, um 
in enger Kooperation mit den pädagogisch   verantwortlichen 
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„Für die Leistungserbringung 
ist aber stets ein  Antrag des 
jeweiligen jungen Menschen 
erforderlich und eben nicht 
ein Antrag der Schule.“

25–40 %
der Schüler*innen
haben einen erhöhten 
Unterstützungsbedarf



bildung & wissenschaft 01– 02 / 202420

Titelthema

Bezugspersonen für individuell beeinträchtige, sozial benach-
teiligte Schüler*innen, die in erhöhtem Maße auf Unterstüt-
zung angewiesen sind, Hilfen auf den Weg zu bringen. So posi-
tioniert kann Schulsozialarbeit segensreich wirken.
Um dies zu ermöglichen, muss die Schule jedoch Voraussetzun-
gen schaffen und die Implementierung von Schulsozialarbeit 
durch Schulentwicklung begleiten. Dies erfolgt jedoch in der 
Regel nicht. Schulsozialarbeitende können nicht einfach wie eine 
neue Lehrkraft eingestellt werden! In der Folge werden Miss-
verständnisse, die auf grundlegenden Unterschieden von Schu-
le und Jugendhilfe beruhen, nicht ausgeräumt. Enttäuschungen 
begünstigen Spannungen. Die  Arbeitszufriedenheit leidet.

Einige der wesentlichen Unterschiede,  
die zu  Missverständnissen führen, sind:

1. Schulsozialarbeit hat keinen Erziehungs- und Bildungs-
auftrag, dieser lässt sich weder von der Schule noch 

von den Eltern an die Schulsozialarbeit delegieren. Schul-
sozialarbeit erzieht nicht und leistet keine formelle Bildungs-
arbeit und assistiert dabei nicht. Sie hilft, fördert und wirkt auf 
Schutz hin. Der Sozialrechtsexperte Prof. Jan Kepert schreibt 
in seinem Rechtsgutachten (siehe Seite 17): „Es ist [allerdings] 
zu betonen, dass die Schulsozialarbeit zuvörderst dem Wohle 
des jungen Menschen (...) verpflichtet ist. Für die Leistungs-
erbringung ist aber stets ein Antrag des jeweiligen jungen 
Menschen erforderlich“ Und eben nicht ein Antrag der Schule.  
Mit ihrem Leistungsangebot kann Schulsozialarbeit den Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag der Schule ergänzen. Ergänzen 
ist aber nicht gleich ersetzen. Die Fachkräfte, die diese Leistun-
gen erbringen, nehmen eine fundamental andere Rolle ein als 
Lehrkräfte und sind auch nicht deren Assistenz.

2. Schulsozialarbeit ist ein am Kindeswohl orientiertes 
freiwilliges Leistungsangebot der Jugendhilfe, während 

Lehrkräfte im Zwangskontext mit ihren Schüler*innen arbei-
ten. Deswegen sollten Schüler*innen von Lehrkräften bei psy-
chosozialen Problemlagen nicht zur Schulsozialarbeit geschickt 
werden, schon gar nicht ohne Information von deren Eltern.

3. Schulsozialarbeit ist verfassungsrechtlich zuvörderst 
den Eltern eines Kindes verpflichtet. Die Eltern eines 

Kindes müssen von der Leistungserbringung im Gegensatz 
zur Schule in Kenntnis gesetzt werden. Die Schule hat kein 
Informationsrecht. Schulsozialarbeit ist strafrechtlich zur 
Verschwiegenheit gegenüber der Schule verpflichtet und im 
Umkehrverhältnis im Übrigen auch.

4. Schulsozialarbeiter*innen sind kein schulisches  Personal. 
Schulleitungen haben keine Weisungsbefugnis oder 

 Kontrollrechte. Beide sind Kooperationspartner mit gegensei-
tigen Kooperationsanliegen. Lehrkräfte können weder Schul-
sozialarbeit beauftragen noch direkter, expliziter Leistungsemp-
fänger sein. Das soll nicht ausschließen, dass sie implizit von 
den Leistungen der Schulsozialarbeit profitieren können. Dies 
wäre sogar wünschenswert.

Teilnehmende des GEW-Fachgesprächs „Schulsozialarbeit –  
Quo vadis?“ Ende Oktober 2023. Mit dabei: Träger der 
Schulsozialarbeit, das Netzwerk Schulsozialarbeit und 
der Kommunalverband für Jugend und Soziales Baden- 
Württemberg (KVJS). Aus der Politik kamen Kathrin Stein-
hülb-Joos (MdL SPD) und Dennis Birnstock (MdL FDP).
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Diese rechtliche Positionierung ist oftmals Schulleitungen 
und Lehrkräften bis in höchste Politik- und  Verwaltungskreise 
unbekannt, manchmal auch einfach nicht gut respektiert. 
Schulsozialarbeit rechtssicher, fachlich legitim zu positionie-
ren, setzt auf allen Seiten Fachwissen und Vermittlungs- und 
Kooperationskompetenz voraus, die in Fortbildung erworben 
werden und von Schulentwicklung begleitet werden müsste. 
Fachfortbildungen zur Positionierung und Auftragsklärung 
werden jedoch so gut wie nie von Lehrkräften besucht. Ebenso 
ist dies kein Thema in der Lehrerausbildung. 
Beispiele für daraus resultierende Fehlentwicklungen gibt es 
zuhauf. Einem Schulsozialarbeiter wurde von einem unzufrie-
denen Lehrerkollegium gesagt: „Wir haben ein Auto bestellt, 
ein Fahrrad bekommen und dürfen nicht einmal darauf fah-
ren.“ Auslöser war, dass der Schulsozialarbeiter es ablehnte, 
Unterrichtsausfall zu kompensieren, und auf dem Freiwillig-
keitsgebot seiner Leistungen bestand. Der Schule war offen-
sichtlich Zweck und Zugehörigkeit des „bestellten Fahrzeuges“ 
nicht gegenwärtig. Die Vorstellung, dass eine bei einem Träger 
angestellte Fachkraft der Schule zur freien Verfügung über-
lassen wird, ist nicht selten anzutreffen.
Schulen meinen oft, die Deutungshoheit und Definitionsmacht 
über Bedarfe und Aufgaben der Schulsozialarbeit liege bei ihr. 
Entsprechend kann dies dazu führen, dass Schulsozialarbeit 
einem hohen Assimilationsdruck ausgesetzt ist, um Defizite 
im Bildungsbereich auszugleichen. Daran ändert sich auch 
nichts, wenn Schulleitungen auf einer persönlichen Ebene 
wertschätzend mit Fachkräften umgehen. Schulsozialarbei-

tende geraten systemisch 
bedingt in Konfliktsitua-
tionen, wenn das jeweili-
ge Schulsystem über eine 
kontinuierliche Schulent-
wicklung keine guten 
ge meinsamen Schnitt-

stellen und Verzahnungspraktiken entwickelt. Solange das 
Prinzip der pädagogischen Freiheit das Lehrkräftehandeln 
bestimmt, ist die jeweilige Fachkraft der Jugendhilfe in ihrer 
Hilfe für Kinder auf die zufällige, momentane Passung zu der 
jeweiligen Schulleitung oder Lehrkraft angewiesen. Ein Schul-
leitungswechsel kann die Entwicklung der Kooperationsbezie-
hungen komplett auf den Kopf stellen. Schulsozialarbeit wird 
so zur Sisyphusarbeit.

Fehlentwicklungen führen paradoxerweise zu Anerkennung
Die Verantwortung für Fehlentwicklungen liegt jedoch nicht 
nur einseitig bei der Schule. Wenn Schulsozialarbeit sich wider-
standslos im Schulsystem fremdpositionieren lässt, erhält 
sie – sowohl die Fachkraft als auch der Träger – schulische 
Anerkennung. Sie entwickelt sich so schleichend zu einem päd-
agogischen Assistenzsystem und gibt ihre eigenständige Rolle 
gegenüber den Kindern und der Elternschaft auf. Ihre Veranke-
rung im Jugendhilfesystem lockert sich, bis nur noch die Finan-
zierung ein Indiz für Jugendhilfeleistungen ist. Mit Jugendhilfe-
mitteln wird so der Bildungssektor subventioniert. 
Verschließt sich Schulsozialarbeit den Erwartungen der Schu-
le, gerät sie in Gefahr, ihre Legitimation aus Sicht der Schule zu 
verlieren. Dies ist eine sehr belastende Angst von Schulsozial-
arbeitenden, insbesondere für Berufsanfänger*innen.

Systembedingt entstehen Spannungen dadurch, dass Schul-
leitungen und Lehrkräfte oftmals Prinzipien und Gepflogen-
heiten des Schulsystems auf die Schulsozialarbeit übertragen. 
Dazu gehören der Zwangskontext durch die Schulpflicht oder 
dessen Zertifizierungs- und Segregationsaufgaben, sowie die 
Gepflogenheiten der alltäglich pädagogischen Handlungswei-
sen in der Konfrontation von Fehlverhalten von Schülerinnen 
und Schülern oder im Umgang mit vertraulichen Daten von 
Schüler*innen.
Auch hier üben Schulen oftmals einen Assimilationsdruck 
aus, teilweise aus Unwissenheit, teilweise auf Grund ihrer Hal-
tung. Geben die Fachkräfte nach, führt dies zur Verwässerung 
essenzieller Handlungsgrundsätze, wie beispielsweise dem 
Freiwilligkeitsprinzip.
Auch für die Träger ist dieser Assimilationsdruck eine Heraus-
forderung. Hat sich eine Fachkraft über die Jahre hinweg erst 
einmal im Schulsystem systemkonform als Assistenz etabliert, 
ist es selbst für engagierte Dienst- und Fachaufsichten schwie-
rig, jugendhilfekonforme Veränderungen gegen den Wider-
stand von Fachkraft und Schule anzuregen. Um die Hand-
lungsgrundsätze der Schulsozialarbeit aufrechtzuerhalten, 
braucht es Supervision, Unterstützungsstrukturen und Fort-
bildung, sowohl auf Jugendhilfe- als auch auf Schulseite. Das 
geben die Fördertöpfe zur Finanzierung der Schulsozialarbeit 
nicht ausreichend her. Hier muss nachgebessert werden, um 
die Qualität zu gewährleisten.
Solche Fehlentwicklungen werden auch dadurch begünstigt, 
dass den Trägern der Schulsozialarbeit keine Mittel für die 
Ausübung der Dienst- und Fachaufsicht bereitgestellt werden. 
Dies wirkte und wirkt sich qualitätsmindernd aus. Wobei gera-
de in diesem neuen, anspruchsvollen Arbeitsfeld die Entwick-
lung innovativer systemischer Konzepte und Kompetenzen 
gefragt wären. Sie leisten einen wichtigen Beitrag zur notwen-
digen Verzahnung der Kinder- und Jugendhilfe mit den Auf-
gaben des Bildungssystems und helfen, dem Assimilations-
druck des Schulsystems standzuhalten. 

Jürgen Schmidt, 
Fachsozialarbeiter für klinische Sozialarbeit, Fachkraft 
für Kinderschutz gemäß §8a SGB VIII, Vorsitzender der 
GEW-Landespersonengruppe Schulsozialarbeit und so-
zialpädagogische Fachkräfte an Schulen. 

  Seit 2017 ist Schmidt freiberuflich bundesweit in der Fort-
bildung von Schulsozialarbeitenden und Lehrkräften tätig:  
www.syspaed.de

„Die Schule hat kein 
 Informationsrecht.“
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„Mein Herz schlägt dort,  
wo ich Benachteiligung erlebe“

Udo Heidrich ist Schulsozialarbeiter in Schriesheim und fachlicher Leiter des dortigen Teams  
der Schulsozialarbeit. Er spricht darüber, wie er seine Aufgaben versteht und was ihm wichtig ist.

Heike Herrmann

Wie lange bist du schon Schulsozialarbeiter?
Seit etwa 20 Jahren. Zuerst war ich an einer Werkrealschule 
und einem beruflichen Bildungszentrum beschäftigt. Seit 2014 
arbeite ich jetzt am Gymnasium in Schriesheim.

Welche weiteren Schulsozialarbeiter*innen  
gibt es in Schriesheim?
Vor fast 10 Jahren startete ich mit meiner Kollegin Denise 
Gering-Schmidt. Inzwischen sind wir sechs Kolleg*innen an 
fünf öffentlichen Schulen, die sich 3,5 Stellen teilen. Auch an 
einer Kleinstgrundschule mit 70 Kindern ist eine Kollegin mit 
einer halben Stelle an allen Wochentagen vor Ort. Für Kinder 
im Grundschulalter ist es schwer zu verstehen, wenn sie ihre 
Schulsozialarbeiterin nicht täglich erreichen können. Sie wol-
len die Sorgen und Probleme auch schnell klären. Wichtig ist 
jedenfalls, dass es Schulsozialarbeit an allen Schulen gibt. Im 
nächsten Schritt kann es dann um einen entsprechenden Stel-
lenschlüssel gehen.

Neben der Schulsozialarbeit bist du auch die fachliche 
 Leitung für dein Team. Wie kann ich mir die Tätigkeit vorstellen?
Mit einem Drittel meiner Stelle verantworte ich als Fachlei-
tung hauptsächlich die konzeptionelle Weiterentwicklung und 
Qualitätssicherung der Schulsozialarbeit. Dabei lege ich Wert 

„Häufig geht es um 
 Konfliktklärungen und 
 -regelungen, Coaching  
zum Verhalten und um 
 Beratungen in persönlichen 
Problemlagen.“
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darauf, dass wir als Team in die eine Richtung gehen, beispiels-
weise gemeinsame Fortbildungen besuchen und in unserer 
Arbeit die gleichen Methoden anwenden. Das erleben alle als 
sehr gewinnbringend, und es gibt uns Sicherheit, insbesondere 
wenn es um Fragen des Kinderschutzes geht.

Welche Aufgaben hat die Schulsozialarbeit  
und welche Schwerpunkte setzt du?
Die Schulsozialarbeit ist Teil der Kinder- und Jugendhilfe. Die 
Angebote richten sich in erster Linie an die jungen Menschen, 
die ausgegrenzt werden, benachteiligt sind, Gewalterfahrung 
machen, in Konfliktlagen sind. Meine Tür ist offen, ich bin 
präsent und ansprechbar für Schüler*innen, Eltern, die Schul-
leitung und Kolleg*innen an der Schule.
Einzelgespräche mit Schüler*innen, Eltern- und Kooperations-
gespräche bilden einen Schwerpunkt meiner Arbeit. Häufig 
geht es um Konfliktklärungen und -regelungen, Coaching zum 
Verhalten und um Beratungen in persönlichen Problemlagen. 
Gut ist, dass wir schon seit vielen Jahren an unserem Schul-
zentrum ein Angebot der Erziehungsberatungsstelle haben, 
das von der Caritas getragen wird. So können alle zusätzlich 
vor Ort sehr niederschwellig beraten werden. Wir kooperieren 
gut mit der Caritas und auch mit unserer Beratungslehrkraft.

Netzwerken und Kooperieren siehst du demnach ebenfalls 
als eine wichtige Aufgabe der Schulsozialarbeit an?
Ja, als Team überlegen wir immer, wie wir im Sinne der 
Schüler*innen und ihrer Familien unsere Kooperationen 
lebendig halten und ausbauen können. Gut wäre noch eine 
regelmäßige Sprechstunde des Allgemeinen Sozialdienstes 
vor Ort. Wenn junge Menschen mit psychischen Problemen, 
Suchtverhalten und anderen Herausforderungen zu uns kom-
men, müssen wir sie gegebenenfalls rasch an Fachberatungs-
stellen und Expertinnen vermitteln können. Die Kontakte in 
den Sozialraum sind deshalb grundlegend.

Bietest du auch Gespräche für Klassen an?
Die Arbeit mit Klassen ist ein wichtiger Schwerpunkt unserer 
Arbeit. Wir wenden unter anderem die Methode „demokra-
tiepädagogischer Klassenrat“ an. Das Angebot machen meine 
Kolleg*innen schon in der Grundschule, und wenn die Kin-
der in die weiterführenden Schulen kommen, sind sie schon 
mit Ehrlichkeit und respektvollen Umgang vertraut. Von Klas-
se 5 bis 8 halte ich das Angebot aufrecht, weil diese Tugen-
den Voraussetzung sind, um ein Demokratieverständnis zu 
entwickeln. Mein Ziel ist, dass die Schüler*innen lernen, im 
demokratischen Sinne miteinander umzugehen, also Meinun-
gen stehen lassen können und andere Meinungen aushalten 
lernen. Sie erfahren, dass sie in einer Gruppe offen sprechen 
können, ohne ausgegrenzt zu werden. Häufig haben Klassen-
ratsleitungen später den Vorsitz im Jugendgemeinderat und 
führen ihre demokratische Arbeit in anderen Gremien weiter. 
Eine super gute Entwicklung, deren erste Schritte bei uns an 
der Schule gemacht wurden.

Ist Demokratiebildung nicht Aufgabe der Schule?
Doch, wir bieten der Schule jedoch eine Methode an, die wir 
ausschließlich zusammen mit der Klassenleitung durchführen. 
Ist die Lehrkraft auf Fortbildung oder krank, mache ich keinen 

Klassenrat. Es gibt auch den Konsens an der Schule, dass Ein-
zelfallhilfe immer Vorrang hat. Tritt ein individueller Notfall 
ein, kann ich mich diesem widmen. Viele Lehr kräfte, die schon 
lange Jahre mit mir zusammenarbeiten, führen den Klassen-
rat mit einem großen Selbstverständnis durch. Ich nehme der 
Schule ihren Bildungsauftrag also nicht ab, ich biete allerdings 
die Sichtweise und Expertise der Kinder- und Jugendhilfe an 
und komme meinem Auftrag nach, Benachteiligung entgegen-
zuwirken. Bei uns ist der demokratiepädagogische Klassenrat 
inzwischen im Sozialcurriculum der Schule verankert. Die 
Kooperation mit den Kolleg*innen aus der Schule gelingt übri-
gens dann gut, wenn für Absprachen auch ein Zeitfenster zur 
Verfügung steht. An unserer Schule ist das der Fall.

Was kann Schulsozialarbeit zur Schulentwicklung beitragen?
Schulentwicklung ist ganz klar Sache der Schule. Ich kann 
aber als Schulsozialarbeiter Impulse und Ideen einbringen 
und dazu beitragen, dass der Lebensraum Schule gerechter 
und attraktiver wird. Kinder und Jugendliche halten sich lange 
in der Schule auf. Sie sollten sich hier auch wohlfühlen. Gera-
de Kinder, denen es zuhause nicht so gut geht, brauchen einen 
Ort, an dem sie bleiben wollen. Dort, wo ich Benachteiligung 
erlebe, schlägt mein Herz dafür, einen Ausgleich zu schaffen, 
damit es den Schüler*innen besser geht.

Kannst du Beispiele nennen, bei denen dir das gelungen ist? 
Zum Beispiel habe ich das grüne Klassenzimmer mit initiiert, 
ein zusätzlicher Ort für Schüler*innen im Außenbereich, der 
als Treffpunkt dient und für Unterricht im Draußen genutzt 
wird. Jugendliche konnten sich dort im Rahmen eines vom 
Land geförderten Projekts zur Berufsorientierung einen Ort 
schaffen, wo sie sich gerne aufhalten.

Titelthema
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„Die Angebote richten sich in erster 
Linie an die jungen Menschen, die 
ausgegrenzt werden, benachteiligt 
sind,  Gewalterfahrung machen,  
in Konfliktlagen sind.“
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Die Hausaufgabenbetreuung ist auch ein Beispiel. Dabei will 
ich betonen, dass die Schüler*innen selbst die Betreuung 
durchführen. Mein Part war, das Projekt anzustoßen, damit 
die Nachteile derer, die durch das Elternhaus nicht unterstützt 
werden, besser ausgeglichen werden.

Deine Rolle als Impulsgeber und  
Initiator betonst du besonders.  Weshalb?
Weil wir als Schulsozialarbeiter*innen schnell Gefahr laufen, 
Aufgaben der Schule zu übernehmen. Wir wollen unterstüt-
zen, unsere zeitlichen Ressourcen sind jedoch knapp und wir 
müssen gut überlegen, wie wir sie nutzen. Uns ist wichtig, das 
System als Ganzes im Blick zu haben, unsere Ideen und Exper-
tise einzubringen und nicht zu vergessen, dass unser Auftrag 
aus der Jugendhilfe kommt. Es stärkt uns, dass wir als Team 
und in der Vernetzung mit weiteren Kolleg*innen der Schul-
sozialarbeit immer auch eigene Themen bearbeiten.

Um welche Themen handelt es sich dabei?
Wir haben beispielsweise eine Handreichung zum Daten-
schutz in der Schulsozialarbeit erstellt, ebenso Hinweise für 
Berufseinsteiger*innen in der Schulsozialarbeit. Ganz unab-
hängig von den schulischen Schutzkonzepten, bei denen die 
Schulsozialarbeit beteiligt sein sollte, braucht 
die Schulsozial arbeit ein eigenes Schutzkonzept. 
Wir stellen gemeinsam die Betreuung unserer 
Praktikant*innen sicher und haben das Ziel, dass 
die Schulsozialarbeit in die Fläche kommt und 
zwar professionell.

Engagierst du dich deshalb aktiv in der GEW? 
Wenn wir mitgestalten wollen, dann müssen wir 
uns engagieren. Die Möglichkeit habe ich in der 
GEW und nutzte sie. Das Ziel muss sein, mehr 
Stellen zu bekommen und die Schulsozialar-
beit qualitativ abzusichern. Außerdem brau-
chen wir eine bessere Bezahlung. Die Höher-
gruppierung in die S12 reicht nicht, zumal bei 
den letzten Tarifverhandlungen die Mitnah-
me der Stufenlaufzeit nicht verhandelt wurde 
und einige Kolleg*innen somit keine Gehalts-
verbesserungen haben.
Mein großes Anliegen ist die fachliche Leitung 
besser zu regeln und dass Schul sozial arbeiter*-
innen in ein eigenes Team eingebunden sind. Vie-
len Kolleg*innen fehlen eine fachliche Leitung und 
Vertretung. Soziale Arbeit muss immer auch als 
politische Arbeit verstanden werden.

Heike Herrmann,  
GEW-Referentin für Kinder- und Jugendhilfe
und ehemalige Schulsozialarbeiterin

FACHTAGUNG 

Auftrag und Positionierung der Schulsozialarbeit

Donnerstag, 4. Juni 2024 09:30 – 15:30 Uhr 
Hospitalhof Stuttgart

Mit Sandra Geissler, Leiterin der Schulsozialarbeit der 
Stadt Bern und Jürgen Schmidt, Vorsitzender GEW-
Personengruppe Sozialpädagogische Fachkräfte an 
Schulen.

  Aktuelle Informationen und Anmeldung: 
www.gew-bw.de/positionierung_ schulsozialarbeit

GEW LÄDT EIN
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Beilage zu „bildung und wissenschaft“  
der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg

unterrichtspraxis

G lo B a l C i t i z e n s h i p e d u C at i o n 

Weltbürgerlicher unterricht konkret
Der Artikel zeigt auf, wie Global Citizenship Education (GCED) im schulischen Kontext als Querschnittskonzept 
umgesetzt werden kann. Dazu werden (bildungs-)politische und theoretische Hintergründe erläutert sowie Ziele, 
Kompetenzen und praktische Impulse diskutiert.

1. Das Konzept einer Global 
Citizenship Education
Angesichts globaler Krisen wie der 
Klimakatastrophe, aber auch sozialer 
Ungleichheit und Armut, haben die 
Vereinten Nationen (UN, 2015) mit der 
Agenda 2030 17 Ziele für eine nachhal-
tige Entwicklung (SDGs) und damit ein 
Programm für eine umfassende sozial-
ökologische Transformation der Welt-
gemeinschaft formuliert. Bildung wird 
dabei ein zentraler Stellenwert zuge-
schrieben. In SDG 4.7 wird insbeson-
dere die Bedeutung einer Bildung für 
nachhaltige Entwicklung (BNE) und 
für Weltbürgerschaft betont und das 
Ziel formuliert, „dass alle Lernenden 
die notwendigen Kenntnisse und Qua-
lifikationen zur Förderung nachhaltiger 
Entwicklung erwerben, unter anderem 
durch Bildung für nachhaltige Entwick-
lung und  nachhaltige Lebensweisen, 
Menschenrechte, Geschlechtergleich-
stellung, eine Kultur des Friedens und 
der Gewaltlosigkeit, Weltbürgerschaft 
und die Wertschätzung kultureller Viel-
falt und des Beitrags der Kultur zu nach-
haltiger Entwicklung“ (UN,  2015, S. 18). 
In diesem Zusammenhang rückt auch 
die Rolle von Schulen und Lehrkräften 
in den Blick, mit globalen Herausforde-
rungen und ihren Folgen umzugehen 
  (Darji & Lang-Wojtasik, 2014, S. 59; 
Kater-Wettstädt, 2022, S. 244). Fo
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„Schule und Unterricht sind zentra-
le Lernräume künftiger Weltbürger*-
innen. Immerhin haben sie die Aufga-
be und das Ziel, auf gesellschaftliches 
Leben vorzubereiten und Individuen 
zu befähigen, die zunehmend kom-
plexen Entwicklungen in Ansätzen zu 
verstehen und aktiv mitzugestalten” 
(Kater-Wettstädt, 2022, S. 244f).
Um dem Anspruch zukunftsfähiger 
 Bildungsarbeit näher zu kommen, hel-
fen Bildungskonzepte wie Globales 
Lernen, Bildung für Nachhaltige Ent-
wicklung (BNE) oder Global Citizen-
ship Education (GCED)  (Grobbauer, 
2018, S. 20; Lang-Wojtasik, 2023). 
Der Beitrag will insbesondere auf den 
Ansatz der GCED einen genaueren 
Blick werfen und Hintergründe sowie 
didaktische Grundlagen diskutieren 
und Impulse geben, wie GCED in der 
Praxis umgesetzt werden kann.

Theoretische und bildungspolitische 
Hintergründe von GCED
International hat das Konzept GCED 
insbesondere durch die Global Edu-
cation First Initiative des damaligen 
UN-Generalsekretärs Ban Ki-moon 
Aufmerksamkeit erhalten (United 
Nations Secretary General, 2012), in 
deren Folge GCED als eine von drei 
zentralen pädagogischen Leitlinien der 
UNESCO definiert wurde (Grobbauer, 
2016, S.  18). Bei der Suche nach einer 
Definition von GCED wird jedoch 
schnell deutlich, dass es sich dabei 
nicht um ein einheitlich definiertes 
Konzept handelt: „Global Citizenship 
Education ist ein Konzept in Entwick-
lung, häufig wird es als „Umbrella“-
Begriff bezeichnet, der verschiede-
ne pädagogische Konzepte umfasst“ 
(ebd., H. i. O.)
Ihre theoretischen Grundlagen lassen 
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sich historisch u.a. in Ideen des Kos-
mopolitismus seit der indischen und 
griechischen Antike, in der Europä-
ischen Aufk lärung und der Globali-
sierung (Lang-Wojtasik & Oza, 2020, 
S. 163f) sowie im Diskurs zu weltbür-
gerlicher Erziehung (Seitz, 2002, 2008; 
Treml, 1996) fi nden. Ausgehend vom 
Verständnis von citizenship als Staats-
bürgerschaft  im nationalstaatlichen 
Kontext stellt Grobbauer (2016, S. 20) 
fest, dass dieses Verständnis durch Ent-
wicklungen der Globalisierung heraus-
gefordert wird. Die Idee von global 
citizenship hat nicht den Anspruch, die 
nationale Zugehörigkeit zu ersetzen, 
versteht sich jedoch auch nicht einfach 
als eine zusätzliche Identitätskategorie. 
„Vielmehr bedeutet global citizenship 
einen Paradigmenwechsel: Die Pers-
pektive ist nicht mehr der National-
staat, sondern eine vielfach vernetzte, 
ebenso globalisierte wie  glokalisierte, 
Weltgesellschaft “ (Wintersteiner, 
Grobbauer, Diendorfer & Reitmair-
Juárez, 2014, S. 4, H. i. O.). Ein daran 
anknüpfendes Bildungskonzept einer 
Global Citizenship Education beschäf-
tigt sich mit der Frage danach, wie 
Menschen in ihrer weltbürgerlichen 
Verantwortung, Teilhabe und Mitge-
staltung gefördert und befähigt wer-
den können, sich für eine gerechtere 
Weltgemeinschaft  einzusetzen (ebd.). 
Wie bereits oben angedeutet, hat das 
Konzept GCED insbesondere im Kon-
text der Arbeit der UNESCO beson-
dere Aufmerksamkeit erlangt. Bereits 
1974 verabschiedete die UNESCO eine 
‚Empfehlung zur Erziehung für inter-
nationale Verständigung, Kooperation 
und Frieden‘. Darin wird beispielsweise 
empfohlen, dass Bildung in jeder Form 
und für alle Ziel- und Altersgruppen 
globale Perspektiven und ein Ver-
ständnis für globale Zusammenhänge 
fördern sollte (UNESCO, 1974, S. 148). 
„Schrittweise wird in diesen und noch 
einigen anderen Dokumenten ein Bil-
dungskonzept entwickelt, das poli-
tische Bildung, Demokratiebildung, 
Menschenrechtserziehung, Friedens-
erziehung und interkulturelle Verstän-
digung nicht nur global propagiert, 
sondern auch mit einer globalen Per-
spektive, d.h. im Bewusstsein globa-
ler Zusammenhänge“ (Wintersteiner 
et al., 2014, S. 6). Aus internationaler 

Perspektive hat GCED folgende Ziele: 
„Global citizenship education aims to 
be transformative, building the know-
ledge, skills, values and attitudes that 
learners need to be able to contribute 
to a more inclusive, just and peaceful 
world” (UNESCO, 2015, S. 15). Dabei 
verweist die UNESCO auch darauf, 
dass GCED auf Methoden und Ansät-
zen von Friedensbildung, BNE oder 
Menschenrechtsbildung aufb aut und 
deren gemeinsame Zielsetzungen ver-
knüpft  (ebd.).

GCED im Bezug zu Bildung für 
nachhaltige Entwicklung und 
Globalem Lernen
„Lernen im Horizont der Weltgesell-
schaft “ (Lang-Wojtasik & Erichsen-
Morgenstern, 2019, S. 257) lässt sich 
folglich in unterschiedlichen Konzep-
ten und Th eorieperspektiven beschrei-
ben. Insbesondere die pädagogischen 
Ansätze der BNE und des Globalen 
Lernens haben dabei den Diskurs im 
deutschen Kontext geprägt, weshalb 
diese zunächst kurz skizziert und in 
Beziehung zu GCED gesetzt werden. 
Der besondere Fokus auf BNE im 
deutschen Kontext zeigt sich u.a. in 
bildungspolitischen Rahmenpapieren 
wie dem Nationalen Aktionsplan BNE 
(Nationale Plattform Bildung für nach-
haltige Entwicklung & BMBF, 2017) 
oder in der Leitperspektive BNE in den 
Bildungsplänen für die allgemeinbil-
denden Schulen in Baden-Württem-
berg (Ministerium für Kultus, Jugend 
und Sport Baden-Württemberg, 2023). 
Gleichzeitig fi nden sich hier auch Bezü-
ge zu einer GCED, indem auf den Hori-
zont einer gerechten Weltgesellschaft  

rekurriert wird: „Bildung für nachhal-
tige Entwicklung befähigt Lernende, 
informierte Entscheidungen zu tref-
fen und verantwortungsbewusst zum 
Schutz der Umwelt, für eine funktio-
nierende Wirtschaft  und eine  gerechte 
Weltgesellschaft  für aktuelle und 
zukünft ige Generationen zu handeln“ 
(ebd., H. d. V.).
Auch die Verortung in den SDGs hat 
dazu beigetragen, dass das Konzept 
der BNE „besonders relevant“ (Faß-
bender, Keil & Kuckuck, 2020, S. 11) 
und bekannt ist. BNE ist allerdings ein 
vielschichtiger Begriff , unter dem vie-
le Sachverhalte gefasst werden. Einer-
seits ist BNE fester Bestandteil eines 
politischen Programms mit dem Ziel 
einer gesellschaft lichen Transforma-
tion zur Umsetzung von Nachhaltig-
keit. Andererseits wird BNE als ein 
pädagogisches Konzept beschrieben, 
mit dem Menschen Kenntnisse und 
Fähigkeiten erwerben sollen, die diese 
Transformation begünstigen und die 
Menschen zu aktiven Mitgestalter*-
innen macht (Eulenberger, 2021, S. 4). 
Als gemeinsame Grundlage verschie-
dener Defi nitionen von BNE lässt sich 
jedoch festhalten, „dass Individuen mit-
hilfe von Bildungsaktivitäten zur par-
tizipativen Gestaltung einer zukunft s-
fähigen (Welt-)Gesellschaft  befähigt 
werden sollen, in dem sie lernen voraus-
schauend zu denken, das eigene Han-
deln zu refl ektieren, Perspektivenwech-
sel zu vollziehen, sich zukunft sfähiges 
Wissen anzueignen und sich an gesell-
schaft lichen Entscheidungsprozessen zu 
beteiligen“ (Artmaier, Biller, Firmhofer, 
Gebauer & Rink, 2021, S. 9).
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Mit dem Globalen Lernen (Lang-
Wojtasik, 2022) liegt ein pädagogi-
sches Konzept vor, das explizit  globale 
Probleme und Herausforderungen 
zum Ausgangspunkt macht und die 
Weltgesellschaft als Bezugssystem in 
den Fokus rückt. Es handelt sich um 
„einen bildungspolitischen Refor-
mansatz, der auf (welt-)gesellschaftli-
che Entwicklungen reagiert,   Defizite 
der Unterrichtspraxis erkennt und auf 
Lebenslanges Lernen ausgerichtet ist“ 
(Schreiber, 2021, S. 155). Globales Ler-
nen unterscheidet sich von „Wissen 
vermittelnden, fragend-antwortenden, 
frontalen Unterrichtsformen“ (ebd.) 
und wird durch aktives Lernen, häu-
fig in projektorientierten Konzepten, 
realisiert. Es geht um selbstbestimm-
tes, wert- sowie zielorientiertes Lernen 
und „darum, Lernende auf das Leben 
in einer Weltgesellschaft vorzuberei-
ten“ (Scheunpflug, 2021, S. 169). „Dies 
soll durch den Erwerb von Kompeten-
zen für den Umgang mit Komplexi-
tät ermöglicht werden, der sich durch 

den schnellen sozialen Wandel, die 
Ungewissheit der Zukunft, Unsicher-
heit und Erfahrung des Nichtwissens 
 auszeichnet“ (Asbrand & Martens, 
2021, S. 161). Globales Lernen lässt 
sich also als pädagogisches Konzept 
verstehen, das versucht, „Antworten 
der Pädagogik auf die Entwicklung zur 
Weltgesellschaft“ (Seitz, 2002, S. 366) 
zu geben.
Es kann festgehalten werden, dass 
BNE, Globales Lernen und GCED 
unterschiedliche Hintergründe und 
Ausrichtungen haben, jedoch „heute 
mit den SDGs und anderen interna-
tionalen Programmen [eine] gemein-
same Schnittmenge [als] Bezugsrah-
men gegeben ist“ (Büker, Grobbauer 
& Guerrero Lara, 2021, S. 14). In der 
Bildungspraxis bedeutet dies, dass ein 
Zusammendenken der verschiede-
nen Ansätze dazu beitragen kann, die 
Fülle ihrer Potentiale zu nutzen und 
Lösungsansätze für globale Herausfor-
derungen zu entwickeln (ebd., S. 17). 
Andererseits wird insbesondere in 
kritischen Ansätzen einer GCED, die 

einen Fokus auf „demokratische 
Teilhabe oder die Einbindung 

historischer und postkolonia-
ler Perspektiven“ (Grobbau-
er, 2016, S. 19) legen, eine 
Ergänzung von BNE und 

Globalem Lernen gesehen 
und diese erweitert um „Fragen 
von Zugehörigkeit und Partizi-
pation und […] gleichzeitig das 
Bewusstsein für Mehrfachzuge-

hörigkeiten fördert. Dazu gehört 
[...], sich als Teil einer Weltgesellschaft 
zu erfahren und sich als Welt-Bürger*in 
wahrzunehmen“ (ebd, S. 20).

2.  Kompetenzen im Kontext einer 
Global Citizenship Education
Ausgehend von den oben skizzier-
ten Hintergründen und Zielen einer 
GCED stellt sich nun die Frage, wel-
che Kompetenzen in der praktischen 
Umsetzung gefördert werden sollen 
und wie Bildungsprozesse im schuli-
schen Kontext gestaltet werden kön-
nen, um einen entsprechenden Kom-
petenzaufbau bei Schüler* innen zu 
unterstützen.
Grobbauer und Wintersteiner (2018, 
S. 12) erweitern diese drei Kernkom-
petenzen noch um die Dimension der 

Reflexion. Reflexionskompetenz im Sin-
ne einer GCED, so Grobbauer und Win-
tersteiner, müsse jedoch über generelle 
Reflexionsansätze als grundsätzlicher 
Bestandteil von Bildung hinausgehen 
und insbesondere eine Reflexion von 
strukturellen Machtverhältnissen und 
die eigene Positionierung darin sowie 
eine kritische Reflexion von Wissens-
produktion im Kontext dieser Macht-
verhältnisse beinhalten (ebd., S. 12f).

Das Kompetenzmodell des 
Orientierungsrahmens für den 
Lernbereich Globale Entwicklung
„In der praktischen Umsetzung [...] 
[wird] rasch deutlich, dass gelungene 
Bildungs- und Lernprozesse ein kom-
plexes Zusammenspiel von Wissenser-
werb, persönlicher Auseinandersetzung 
mit Lerninhalten und dem Erwerb 
von Kompetenzen voraussetzen“ (Ben-
dig, 2018, S. 19). Schüler* innen müs-
sen Fähigkeiten erwerben, die sie für 
ein selbständiges Handeln in Hinblick 
auf ein aktives lebenslanges Weiterler-
nen benötigen. Lernende sind hierbei 
aktive Konstrukteur* innen (und keine 
passiven Rezipient* innen). Lehrende 
müssen daher Bedingungen schaffen, 

Kernkompetenzen einer  
Global Citizenship Education:

Die UNESCO beschreibt dabei drei 
zentrale Lerndimensionen einer GCED 
(UNESCO, 2015, S. 15):

•   Eine kognitive Dimension, die das 
Wissen und Verständnis über globale 
Themen, aber insbesondere auch 
die Zusammenhänge zwischen glo-
balen und lokalen Fragestellungen 
und Herausforderungen in den Blick 
nimmt und kritisches Denken fördert.

•   Eine sozio-emotionale Dimension, 
die die Zugehörigkeit zur Weltge-
meinschaft und Werte wie Empathie, 
Solidarität und Respekt für Vielfalt 
fördert.

•   Eine verhaltensbezogene Dimension, 
die motiviert, im Sinne einer gerech-
ten und friedlichen Welt zu handeln 
und Verantwortung zu übernehmen.
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die die Selbstorganisation der Schüler*-
innen und Prozesse der eigenständi-
gen Wissenserschließung ermöglichen 
(ebd.). Mit dem Orientierungsrahmen 
für den Lernbereich Globale Entwick-
lung (BMZ & KMK, 2016) liegen dabei 
ein zentrales Referenzdokument und 
ein Kompetenzmodell vor, das Orien-
tierung für die Umsetzung im schuli-
schen Kontext bietet. Es beruht auf den 
drei Kompetenzbereichen Erkennen, 
Bewerten und Handeln mit insgesamt 
11 Teilkompetenzen. Im Dreischritt von 
Erkennen – Bewerten – Handeln fin-
den sich auch die oben beschriebenen 
Kerndimensionen der UNESCO (kog-
nitiv, sozio-emotional, verhaltensbezo-
gen) wieder, aber auch die von Grob-
bauer und Wintersteiner (2018) betonte 
Reflexionskompetenz ist Bestandteil 
des Kompetenzmodells. Diese drei 
Kompetenzbereiche bilden zusammen 
einen ganzheitlichen Kompetenzbegriff 
(Conrad-Grüner, 2021, S. 166; BMZ & 
KMK, 2016, S. 90), dessen Dimensio-
nen nicht losgelöst voneinander stehen, 
sondern aufeinander aufbauen (Abb. 1).
Im Kompetenzbereich Erkennen ist der 
zielgerichtete Wissenserwerb  zentral. 
Durch die exponentielle Zunahme von 
Wissen lässt sich ein Grundwissens-
bestand nicht mehr definieren und 
muss fortlaufend aktualisiert werden. 

„Wissen, das auf globale Entwicklungs-
prozesse ausgerichtet ist, zeichnet sich 
vor allem durch seinen hohen Komple-
xitätsgrad aus, dem man am ehesten 
durch eine systemorientierte Betrach-
tungsweise gerecht wird. Die Kompe-
tenz, mit globalen Systemzusammen-
hänge umgehen zu können und diese 
zu verstehen, steht daher im Zentrum 
der Wissenskomponente” (Rost, 2005, 
S. 14). Durch die interdisziplinäre 
Verknüpfung zu verschiedenen 
Fächern bedeutet dies für den Unter-
richt, dass auf erworbenes Grundwis-
sen aufgebaut wird beziehungsweise 
dieses vorhanden sein muss. Im Kom-
petenzbereich Bewerten sind das kri-
tische Reflektieren, das Erkennen und 
Abwägen von Werten sowie die Iden-
titätsentwicklung (hinsichtlich einer 
wertorientierten Betrachtung) einzu-
ordnen. Sie sind Voraussetzung für 
Mitverantwortung und Solidarität für 
Mensch und Umwelt. Unterschiedli-
che Sichtweisen oder auch die Diffe-
renzierung zwischen lokal und global 
sind entscheidend, um Werte zu erken-
nen, aber auch zu hinterfragen. „Dafür 
sind Fähigkeiten und Bereitschaft zu 
Empathie und  Perspektivenwechsel 
erforderlich, die über die Irritation 
gewohnheitsmäßiger Weltsichten zu 
neuen Einsichten und veränderten 

Einstellungen führen“ (BMZ & KMK, 
2016, S. 91). Handlungskompetenz 
beschreibt die Kompetenz zur Kon-
fliktlösung und Verständigung, Kre-
ativität und Innovationsbereitschaft, 
Ambiguitätstoleranz sowie die Fähig-
keit zur Mitgestaltung und Partizipa-
tion. Handlungen sind dabei  reflektiv 
an Werte gebunden und spielen daher 
eine wichtige Rolle. „Handeln bedeu-
tet, eigene und gemeinsame Projekte 
zu gestalten, Ziele zu setzen, Ressour-
cen sparsam und wirkungsvoll ein-
zusetzen, aus Fehlern zu lernen und 
Korrekturen vornehmen zu können“ 
(ebd., S. 92). Ausschlaggebend ist dabei 
die Bereitschaft, sein eigenes Verhal-
ten mit Grundsätzen eines zukunftsfä-
higen Lebens beziehungsweise dessen 
 Gestaltung in Einklang zu bringen.
Es erscheint für kommende Debatten 
gewinnbringend, die Kompetenzberei-
che und Teilkompetenzen des Orientie-
rungsrahmens mit den Kompetenzen 
einer Global Citizenship Education in 
Beziehung zu setzen (Tab. 1).

Abb. 1: Kompetenzbereiche Erkennen – Bewerten – Handeln (BMZ & KMK, 2016, S. 95, eigene Darstellung)

1. Erkennen: 
Zielgerichteter Wissenserwerb, 

technische Kenntnisse,
Fertigkeiten zum Einsatz von  

Medien, Anwendung von  
Kommunikationswerkzeugen

3. Handeln:
Handlungskompetenzen 
(die reflektiv an Werte  

gebunden sind), Konfliktlösung, 
Innovationsbereitschaft, 

Mitgestaltung von  
Entwicklungsprozessen,  

Kommunikationsfähigkeit

2. Bewerten:
Kritische Reflexion,

Erkennen und Abwägen
unterschiedlicher Werte,

Identitätsentwicklung,  
Werteentwicklung

Globales Lernen,  
BNE & GCED
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3.  Didaktische Impulse zur  
Umsetzung von GCED
Es müsste deutlich geworden sein, dass 
GCED ein fächerübergreifendes Quer-
schnittsprinzip darstellt, das sich auf 
alle Fächer und thematischen Zugän-
ge beziehen lässt, um auch Bestandteil 
einer Schulkultur zu werden (Winter-
steiner et al., 2014, S. 37). Im Folgen-
den werden somit sowohl mögliche 
(fächerübergreifende, interdisziplinäre) 
Themenfelder und didaktische Prinzi-
pien im Kontext von GCED, aber auch 
Anknüpfungspunkte, um GCED als 
schulisches Leitprinzip im Sinne des 
Whole School Approach zu verstehen, 
dargestellt.

Themenfelder im  
Kontext einer GCED
Mit dem Bezug zu den 17 SDGs wird 
eine Reihe vielfältiger Themenfelder 
eröffnet, an die GCED anknüpft und 
die sich mit zentralen Herausforde-
rungen und Zukunftsfragen der Welt 
beschäftigen (Kater-Wettstädt, 2022, 
S. 253). Im Zentrum stehen vier „ver-
netzt-interdependente epochaltypi-
sche Bildungsanlässe” (Lang-Wojtasik 
und Lang, 2022, S. 147, H. i. O.), die 
Ausgangspunkt für konkrete Themen 
und Fragestellungen im Kontext einer 
GCED darstellen können: „Entwick-
lung und Globalisierung, Ökologie 
und Umwelt, Frieden und Konflikte, 

Menschenrechte und -würde sowie 
Migration und Interkulturalität” 
(ebd.). Die Themenbereiche, vor deren 
Hintergrund GCED umgesetzt werden 
kann, sind also vielfältig und es man-
gelt nicht an Fragestellungen und kon-
kreten Unterrichtsthemen. Vielmehr 
scheint es daher Kriterien für die kon-
krete Themenauswahl zu benötigen, 
damit diese „nicht beliebig” (Kater-
Wettstädt, 2022, S. 254) ist. Der Orien-
tierungsrahmen für den Lernbereich 
Globale Entwicklung bietet hierzu Hil-
festellungen, indem sowohl konkrete 
Themenbereiche vorgeschlagen wer-
den, aber auch Kriterien für die Defi-
nition von Themenbereichen und kon-
kreten Unterrichtsthemen formuliert 
werden (BMZ & KMK, 2016, S. 96ff). 
Dazu gehören u. a., dass die Themen-
auswahl mit Bezug zu den Kompe-
tenzbereichen  Erkennen – Bewerten 
– Handeln sowie zum Leitbild einer 
nachhaltigen Entwicklung geschehen 
sollte, dass die Gestaltung des Lern-
prozesses Perspektivenwechsel ermög-
licht, an die Lebenswelt der Schüler*-
innen anknüpft und es sich um aktuelle 
Themen mit „länger fristige*r gesell-
schaft liche*r / politische*r Relevanz” 
handelt (ebd., S. 98). Die Themenfel-
der sind dabei interdisziplinär angelegt 
und können in verschiedenen Fächern, 
aber auch im fächerübergreifenden 
Unterricht thematisiert werden.

Fo
to

: I
St

oc
k /

 A
na

st
as

ia
 U

se
nk

o



Unterrichtspraxis   |   7

Didaktische Prinzipien einer GCED
Die Gestaltung von Bildungsprozessen 
im Kontext einer GCED kann sich an 
vier didaktischen Prinzipien orientie-
ren (Wintersteiner et al., 2014, S. 50):
•  GCED steht immer in Bezug zu Wer-

ten, insbesondere „Menschenrechte, 
Frieden und soziale Gerechtigkeit” 
(ebd.).

•  Lehr-Lern-Settings im Kontext einer 
GCED sind partizipativ gestaltet, d.h. 
sie fördern die (politische) Handlungs-
kompetenz der Lernenden, indem 
diese dazu befähigt werden, kritisch 
reflektierte Entscheidungen zu treffen.

•  GCED vermittelt kritisches (Nach-)
Denken und (Hinter-)Fragen über 
und von bestimmten Orientierungen, 
anstelle der Setzung bestimmter Werte.

•  Integraler Bestandteil von GCED 
ist die „historisch-kritische” (ebd.) 
Reflexion von Machtstrukturen, ins-
besondere im Zusammenhang mit 
Kolonialismus und Imperialismus 
und deren bis heute andauernde 
Wirkmächtigkeit.

Kompetenzbereiche Teilkompetenzen des  
Orientierungsrahmens Kompetenzen einer GCED

Erkennen  1.  Informationsbeschaffung  
und -verarbeitung

 2. Erkennen von Vielfalt

 3.  Analyse des globalen Wandels

 4.  Unterscheidung von  
Handlungsebenen

·  Das Globale im Lokalen entdecken

·  Globale Auswirkungen lokaler  
Handlungen und Entscheidungen  
erkennen

Bewerten  5.  Perspektivenwechsel und Empathie

 6.  Kritische Reflexion und Stellungnahme

 7.  Beurteilen von Entwicklungsmaßnah-
men

·   Globale Fragen in ihren lokalen und  
globalen Auswirkungen studieren

·  Weltbilder und Weltvisionen

·   Erfahrungen von Zivilcourage  
und Engagement reflektieren

·   Die eigene Stellung in der Welt reflektieren

Handeln  8.  Solidarität und Mitverantwortung

 9.  Verständigung und Konfliktlösung

10.  Handlungsfähigkeit im globalen Wandel

11.  Partizipation und Mitgestaltung

·  Rassismus umfassend verstehen

·   Sich mit ideellen und materiellen  
Alternativen zur bestehenden Ordnung  
beschäftigen

·   Erfahrungsräume für Partizipation  
schaffen und nutzen

·   Kommunikation und Konfliktfähigkeit

Tab. 1: Kompetenzbereiche des Orientierungsrahmens im Bezug zu Kompetenzen einer GCED  
(BMZ & KMK, 2016, S. 95; Wintersteiner, 2018, S. 17 – 21, eigene Darstellung)

Zentrale Positionen der Frankfurter Erklärung

1.    Krisen:  
Eine an der Demokratisierung  
gesellschaftlicher Verhältnisse  
interessierte Politische Bildung  
stellt sich den Umbrüchen und  
vielfältigen Krisen unserer Zeit.

2.   Kontroversität:  
Politische Bildung  
in einer Demokratie bedeutet,  
Konflikte und Dissens sichtbar  
zu machen und um Alterativen  
zu streiten.

3.   Machtkritik:  
Selbstbestimmtes Denken und Han-
deln wird durch Abhängigkeiten und 
sich überlagernde soziale Ungleich-
heiten beschränkt. Diese Macht- und 
Herrschaftsverhältnisse gilt es,  
wahrzunehmen und zu analysieren

4.  Reflexivität:  
Politische Bildung ist selbst Teil des 
Politischen, Lernverhältnisse sind  
nicht herrschaftsfrei, Politische  
Bildung legt diese Einbindung offen

5.   Ermutigung:  
Politische Bildung schafft eine  
ermutigende Lernumgebung, in der 
Macht- und Ohnmachtserfahrungen 
thematisiert und hinterfragt werden.

6.  Veränderung:  
Politische Bildung eröffnet Wege,  
die Gesellschaft individuell und  
kollektiv handelnd zu verändern.

(Eis, 2016, S. 135 – 137, eigene Darstellung)
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Im Sinne eines partizipativen Grund-
verständnisses ist GCED emanzipa-
torisch darauf ausgerichtet, Lernen-
de zu befähigen, „unter Abwägung 
unterschiedlicher Handlungsoptio-
nen [...] eine eigene, selbstbestimm-
te Entscheidung zu treffen” (Kater-
Wettstädt, 2022, S. 248). Hinsichtlich 
des Umganges mit dem normativen 
Bezugsrahmen der GCED können 
der Beutelsbacher Konsens (Wehling, 
1977) mit seinen drei Leitprinzipien  
und die ‚Frankfurter Erklärung – Für 
eine kritisch-emanzipatorische Politi-
sche  Bildung’ (Eis, 2016) Orientierung 
bieten.

GCED als schulisches Leitprinzip
Das Stichwort „Leben, was wir  lehren” 
(Buckbesch, Lerche & Niebling, 2021) 
richtet abschließend den Blick dar-
auf, wie über den Unterricht hinaus 
GCED ganzheitlich als Leitprinzip im 
Sinne des Whole School Approach 
verstanden werden kann (Grund-
mann, 2017). Hierbei rücken etwa die 
Gestaltung der Schulgemeinschaft und 
schulinterne Entscheidungsstruktu-
ren, die Fortbildung von Lehrkräften 
und die Zusammenarbeit in Netzwer-
ken und Partnerschaften, aber auch 
eine nachhaltige Beschaffung, Res-
sourcen- und Gebäudemanagement 
und weitere Elemente der schulischen 
Infrastruktur in den Blick (BMZ & 
KMK, 2016, S. 413). Insbesondere die 
Gestaltung der Schulgemeinschaft 
und „Möglichkeiten zur Mitgestaltung 
und Mitbestimmung durch Schüle-
rInnen” (Wintersteiner et al., 2014, 
S. 47f) können Räume zur Erprobung 

von Handlungskompetenzen schaffen 
und Bezüge zu einer GCED herstellen, 
„indem Global Citizenship Education 
als Analysefolie auch auf außercur-
riculare Projekte angewendet wird” 
(ebd., S. 48, H. i. O.). Konkret kann dies 
z. B. bedeuten, dass Schüler* innen sich 
damit auseinandersetzen, inwieweit 
die Bedürfnisse verschiedener Grup-
pen entlang gesellschaftlich relevanter 
sozialer Kategorien wie Gender, Mig-
rationsbiographie oder soziale Her-
kunft in schulischen Entscheidungs-
prozessen berücksichtigt werden und 
wie die Teilhabe aller gestärkt werden 
kann (ebd.).
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Ob es gut ausgeht?
Bildung ist ein Menschenrecht, auch und erst recht für geflüchtete Kinder und Jugendliche. Konflikte, 
Kriege und fehlende Zukunftsperspektiven in den Herkunftsländern bringen sie und ihre Familien 
nach Europa, nach Deutschland, nach Baden-Württemberg. Ab ihrem 16. Lebensjahr besuchen sie 
in der Regel das Vorqualifizierungsjahr Arbeit/Beruf mit Schwerpunkt Erwerb von Deutschkennt-
nissen (VABO). Wie gut funktioniert das System?

Mitte Januar an einem Montagmorgen 
in der VABO2 der Elisabeth-Selbert-
Schule in Karlsruhe, Deutschunterricht. 
Anas (Name geändert) wurde gerade 
mit zwei weiteren jugendlichen Geflüch-
teten durch das Schulgebäude geführt, 
er wirkt leicht verängstigt. Erst vor weni-
gen Tagen kam er mit seiner Familie 
aus Syrien und ist nun neu in der Klas-
se. Aber das heißt nichts, denn es sind 
eigentlich alle neu in dieser Spezialklas-
se. Wer hier landet, bleibt selten länger 
als zwei Monate, im besten Fall, kön-
nen es auch mal nur zwei Wochen sein. 
Danach wird er – selten sie – „transfe-
riert“, in eine andere Stadt oder in ein 
anderes Bundesland, vielleicht auch nur 
in eine „normale“ VABO-Klasse.
Städte wie Karlsruhe mit Landeserstauf-
nahmestellen (LEA) nehmen eine Sonder-
stellung unter den Kommunen ein, daher 
auch diese Spezialklasse. Nur ein Teil 
derer, die in Karlsruhe landen, bleibt auch 
hier. Die anderen werden verteilt gemäß 
Königsteiner Schlüssel (siehe Kasten).
In der sogenannten Clearingstelle der 
Stadt Karlsruhe erfüllt die Schulkoordi-
natorin Hanan Chehab-Abulkoota eine 
ihrer vielfältigen Aufgaben: Sie unter-
zieht jugendliche Geflüchtete einem Ein-
stufungstest. Für die Beruflichen Schu-
len in Karlsruhe ist Chehab-Abulkoota 
unverzichtbar im gesamten Prozess rund 
um die Beschulung der Geflüchteten. 
Idealerweise läuft das so: Die Geflüchte-
ten treffen auf unterschiedlichen Wegen 
in der Erstaufnahmestelle in Karlsruhe 
ein, unbegleitete Minderjährige werden 
in Obhut genommen, in Wohngruppen 
und anderen Unterkünften verschiede-
ner Träger untergebracht und besuchen 
dann hoffentlich sehr bald eine VABO-
Klasse in einer Beruflichen Schule (ab 

16 Jahren, jüngere Schüler*innen besu-
chen eine VKL). Allerdings beginnt 
die Schulpflicht erst nach sechs Mona-
ten, das Recht auf Schulbildung besteht 
sofort. Wie viele Kinder und Jugendliche 
diesen sehr langen Zeitraum ohne Schu-
le verbringen, ist unklar, die Datenerhe-
bung schwierig. Dabei wäre ein unmittel-
barer Schulbesuch so wichtig, schließlich 
lernen Jugendliche nicht „nur“ Deutsch, 
Mathe usw. in den Vorbereitungsklassen. 
Genauso wertvoll sind andere Kompe-
tenzen und die Strukturen. Wie funktio-
niert das mit den Fächern und Räumen, 
wieso ist Pünktlichkeit wichtig, wie lernt 
man selbstständig, welche Informations- 
und Unterstützungsmöglichkeiten gibt 
es, wie verhält man sich in einer sozialen 
Gruppe und gegenüber den Lehrkräften?
Soeben hat Anas die Hausordnung in 
seiner Sprache gelesen, mit dem Handy 

fotografiert und die Kenntnisnahme 
unterschrieben. Aber es bleiben Fragen. 
Anas hat die Sache mit dem Vertretungs-
plan noch nicht verstanden, dass er jeden 
Morgen auf die Stundenplan-App schau-
en soll. Deshalb spricht er jetzt arabisch 
mit Chehab-Abulkoota, die noch weite-
re sechs Sprachen beherrscht. Sie ist ein 
Glücksfall für die Elisabeth-Selbert-Schu-
le, wo sie einige Stunden pro Woche die 
beiden VABO-Klassen begleitet, inter-
kulturell vermittelt und Lehrkräfte wie 
Schüler*innen berät. Leider kann Che-
hab-Abulkoota nicht an jeder Karlsru-
her Beruflichen Schule mit VABO-Klasse 
tätig sein, doch eigentlich bräuchte jede 
von ihnen eine Chehab-Abulkoota!
Die jungen Geflüchteten werden nach 
dem Einstufungstest entsprechend 
ihrem Sprachniveau in VABO-Klassen 
verschiedener Schulen unterrichtet. Dort 

In den Spezialklassen in der Nähe von Landeserstaufnahmestellen wie in Karlsruhe bleiben die 
Schüler*innen selten länger als 2 Monate.
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bleiben sie ein Jahr und am Ende legen 
sie ein Zertifikat ab, Sprachniveau A2 
oder sogar höher. Ob dieses Ziel erreicht 
wird, hängt von vielen Faktoren ab, etwa 
von der Aufenthaltsdauer in Deutsch-
land und welche Schulbiografie sie hin-
ter sich haben. Denn wer schon eine 
VKL-Klasse besucht hat, oder für meh-
rere Jahre eine Schule im Herkunftsland, 
ist alphabetisiert. Das stimmt jeden-
falls meistens, je nach Art der Schule 
oder Unterbrechungen durch Krieg und 
Zerstörung. Auch junge Menschen, die 
bereits eine europäische Sprache spre-
chen, lernen schneller Deutsch.
Das sind z. B. Schülerinnen und Schü-
ler aus dem europäischen Ausland, dem 
Kosovo, Albanien oder Rumänien und 
natürlich aus der Ukraine, der größten 
Gruppe in den VABO-Klassen Karls-
ruhes. Es überwiegen aber insgesamt 
 Nicht-Europäer*innen. Seit dem furcht-
baren Erdbeben gab es verstärkten Zuzug 
aus der Türkei und aus anderen Kur-
dengebieten. Afghanistan, Syrien und 
die Länder Westafrikas (Guinea, Ghana, 
Gambia, Elfenbeinküste) bleiben Spitzen-
reiter bei den Herkunftsländern, ebenso 
Somalia. Es flüchten kaum Mädchen 
unbegleitet nach Deutschland, wenn 
überhaupt, dann aus Afrika, praktisch 
nie aus  Syrien oder gar Afghanistan. 
Wenn aus arabischen Staaten junge Frau-
en hier eintreffen, dann meist zusammen 
mit ihren Familien.

Was an VABO anders ist
Ein Unterschied zum Lernen in den 
VKL-Klassen des Haupt-, Real-, Gemein -
schaftsschulbereichs und der Gymnasi-
en besteht im VABO darin, dass neben 
den üblichen Fächern Berufsorientie-
rung großgeschrieben wird. Schülerinnen 
und Schüler werden individuell beraten 
 hinsichtlich beruflicher und lebenswelt-
bezogener Kompetenz; Letzteres ist ein 

Fach: LWBK. Auch Computeranwen-
dungen und die Funktionsweise des Bil-
dungssystems sind Pflichtfächer, ebenso 
Religion – in diesen Klassen wäre Ethik 
sicherlich angebrachter. Wenn es gut orga-
nisiert ist, unterstützen Ehrenamtliche 
und Einrichtungen wie der Internationale 
Bund (IB) die Lehrkräfte. Vereine machen 
Angebote. Auf dem  Spracherwerb mit 
15 Stunden Deutsch in der Woche liegt 
aber der Schwerpunkt. Nur wer einiger-
maßen Deutsch spricht, kann ein Prakti-
kum absolvieren, um so in verschiedene 
Berufsfelder hineinzuschnuppern. Macht 
eine Schülerin, ein Schüler schnell Fort-
schritte, sollte der Wechsel in eine Klas-
se aus dem Übergangsbereich mit höhe-
rem Sprachniveau ermöglicht werden. 
Darüber stimmt die Klassenkonferenz 
ab. Meistens ist es aber sinnvoll, wenn 
die Jugendlichen länger vom intensiven 
Deutschunterricht profitieren.
Für Lehrkräfte ist das VABO eine echte 
Herausforderung: Unterrichten auf ver-
schiedenen Niveaus und mit Händen 
und Füßen, mit Hilfe von Übersetzungs-
apps und Schü ler* innen, die als „Sprach-

brücke“ funktionieren und für ande-
re übersetzen. All das ist Alltag. Doch 
wenn es keine gemeinsame Sprache gibt, 
kann es vermehrt zu Missverständnissen 
innerhalb der Klasse kommen. Gerade 
im praktischen Unterricht, wo mit Werk-
zeugen und Maschinen hantiert wird, 
sind aber klare Ansagen gefragt, denn die 
Sicherheit hat oberste Priorität.
Klassenlehrkräfte haben auch in regu-
lären Klassen schon genug zu tun. Im 
VABO gilt es zusätzlich, in engem Kon-
takt mit den Betreuenden zu bleiben, 
permanent. Sie koordinieren Angebote 
von außerschulischen Unterstützungs-
systemen, tauschen sich ständig mit 
ihren Kolleg*innen und der Schulsozial-
arbeit aus, beraten gemeinsam mit allen 
Beteiligten, wie es mit einzelnen Jugend-
lichen weitergeht und welche Schwer-
punkte in der Lernberatung gesetzt 
werden sollten. Lehrkräfte in VABO-
Klassen werden unterstützt durch Fort-
bildungen, und es besteht die Mög-
lichkeit der Zusammenarbeit mit den 
örtlichen Volkshochschulen, die Online-
Sprachkurse auf allen Niveaus bieten.

Königsteiner Schlüssel

•  Die Erstverteilung der Asylsuchenden vor der Antragstellung beim Bundesamt 
erfolgt seit dem 01.04.1993 durch ein computergestütztes System – EASY (Erst-
verteilung Asylbegehrende) – nach einer festgelegten Aufnahmequote auf die 
Bundesländer. So soll eine angemessene und gerechte Verteilung auf die Bundes-
länder sichergestellt werden.

•  Der Verteilalgorithmus folgt im Grundsatz § 46 Abs. 2 AsylG und berücksichtigt 
neben der Herkunftsländer-Liste-Zuständigkeit der einzelnen Länder deren Soll/
Ist-Abweichung von der Aufnahmeverpflichtung (IST-Differenz), die anhand der 
Quote nach dem Königsteiner Schlüssel berechnet wird. 

• Die Aufnahmequote richtet sich nach dem sogenannten „Königsteiner Schlüssel“: 
–  jährliche Neuberechnung durch das Büro  

der gemeinsamen Wissenschaftskonferenz
 –  Zusammensetzung: zwei Drittel Steueraufkommen  

und ein Drittel Bevölkerungszahl der Länder

• Falls eine länderübergreifende Verteilung von Asylsuchenden erfolgen muss, wird 
unter den möglichen Zielaufnahmeeinrichtungen die nächstgelegene ausgewählt. 

• Das Bundesamt hat das Programm EASY gemeinsam mit den Bundesländern 
konzipiert und fungiert als zentrale Verteilungs- sowie Administrationsstelle.

  Quelle: 
www.bamf.de/DE/Themen/AsylFluechtlingsschutz/AblaufAsylverfahrens/Erstverteilung/erstverteilung-node.html
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Wie bei allen Jugendlichen gibt es auch 
unter Geflüchteten Menschen mit Ein-
schränkungen und Lernschwierigkeiten. 
Sie haben aber kein Anrecht auf Schul-
begleitung oder eine sonderpädagogi-
sche Unterstützung. Das ist ein Mangel. 
Ganz zu schweigen davon, dass häufig 
Erlebnisse im Herkunftsland oder auf 
der Flucht Traumata verursacht haben. 
Als Lehrkraft ist hier Empathie gefragt – 
und Abgrenzung, denn manche Schick-
sale darf man nicht mit nach Hause 
nehmen. Das muss man lernen, und für 
einige Kolleg*innen ist es schmerzhaft 
zu erfahren, wo ihre Grenzen liegen. 
Diese zu akzeptieren, muss auch den 
Schüler*innen vermittelt werden, die 
oftmals ein sehr enges Verhältnis zu ein-
zelnen Lehrkräften entwickeln.

Nach einem Jahr  
VABO kann Schluss sein
Was geschieht nun, wenn am Ende des 
Schuljahres die A2-Prüfung nicht bestan-
den wird? Sie kann wiederholt werden – 
im Prinzip. Denn nach einem Schreiben 
des Kultusministeriums an die Schul-
leitungen zur Beschulung Geflüchteter 
im Schuljahr 2023/24 ist „das VABO … 
in allen drei Niveaustufen geeignet, die 
Berufsschulpflicht zu erfüllen. … Das 
nochmalige Durchlaufen des VABO bzw. 
die Aufnahme in AVdual / AV ist aus-
nahmsweise aus pädagogischen Grün-
den möglich, wenn die Schulleiterin oder 

der Schulleiter in einem geeigneten Ver-
fahren zu der Auffassung gelangt, dass 
für die Schülerin oder den Schüler eine 
positive Prognose besteht und sie oder er 
den jeweiligen Anforderungen voraus-
sichtlich genügen wird.“
Im Oktober 2023 gab es in Baden-
Württemberg 497 VABO-Klassen mit 
7.884 Schüler*innen. Weniger werden 
es in absehbarer Zukunft nicht werden – 
die Lehrkräfte hingegen schon. Es steht 
deshalb zu befürchten, dass die eine oder 
andere Schulleitung geflüchtete Jugend-
liche ihrer Schule verweisen, sobald sie 
mit einem Jahr VABO die Berufsschul-
pflicht erfüllt haben – und möglicher-
weise noch nicht einmal volljährig sind. 
Diese jungen Menschen fallen aus allen 
Unterstützungsangeboten heraus. Was 
machen sie dann? Nichts, den ganzen 
Tag? Das geht vermutlich nicht gut aus 
und widerspricht nicht nur dem gesun-
den Menschenverstand, sondern auch 
den Kinderrechten. Es ist ungerecht. 
Die volljährigen Geflüchteten  verweist 
das KM in seinem Schreiben an die 
Arbeitsagenturen. Ein kurzsichtiger Plan. 
Denn Schulen sind wesentlich näher an 
den jungen Menschen dran, sie könn-
ten für Struktur und Beratung sorgen, 
Sprachkenntnisse fördern, integrierend 
wirken und ihre Leben in zukunftsfähige 
Bahnen lenken.
Doch wer auch immer die VABO-Klas-
sen organisiert, egal auf welcher Ebene, 

muss dafür sorgen, dass Lehrkräfte ent-
lastet werden und zwar durch Profis. Vor 
allem den erheblichen Verwaltungsauf-
wand sollten Fachkräfte übernehmen. 
Hoffentlich gibt es einen Jugendmigra-
tionsdienst, der bei der Anerkennung 
ausländischer Zeugnisse hilft; einen Seni-
or Expert Service, wo sich ältere Men-
schen mit den jungen hinsetzen, Bewer-
bungen schreiben und sie dann auch 
während der Berufsausbildung beglei-
ten usw. – ein multiprofessionelles Team 
eben, wie es die GEW seit Jahren fordert.
Die GEW bekennt sich zur UN-Kinder-
rechtskonvention und tritt konsequent 
für Bildungsgerechtigkeit ein, wie es dem 
internationalen Berufsethos von Pädago-
ginnen und Pädagogen entspricht. Über 
60 Millionen Menschen sind weltweit 
auf der Flucht, mehr als die Hälfte sind 
Kinder. Das Menschenrecht auf Bildung 
muss für alle Kinder, Jugendlichen und 
Erwachsenen gelten – ausnahmslos.
Anas‘ erster Schultag neigt sich dem 
Ende zu. Zum Glück wirkt er nun gar 
nicht mehr verängstigt, er lacht viel beim 
Dialog mit seinem Mitschüler Saad – 
man spricht Deutsch. Anas muss auf 
Saads Fragen reagieren. Seine Antwor-
ten kommen leise und zögernd, aber sie 
sind gut zu verstehen: „Ich heiße Anas. 
Ich wohne in Karlsruhe. Ich bin 17 Jahre 
alt. Ich mag Fußball.“ 

Ingrid Holl 
Lehrerin an der  

Elisabeth-Selbert-Schule, Karlsruhe

 Schulversuchsbestimmungen VABO 
schule-bw.de/themen-und-impulse/migration- 
integration-bildung/vkl_vabo/vabo/svb

• HPR-Info Dezember 2023  
mit Thema VABO: 
hpr.kultus-bw.de/,Lde/Startseite/HPR_BS

Lehrkräfte können viel für die Jugendlichen tun. Sie brauchen aber Unterstützung dafür.
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„Wir können viel erreichen.“
Farina Semler ist nicht nur Mitglied im Haupt- und Bezirkspersonalrat Gymnasien, sondern auch stell-
vertretende GEW-Landesvorsitzende, Vorsitzende der Landespersonengruppe Arbeitnehmer*innen, 
Vorsitzende des DGB-Bezirksfrauenausschusses und Mitglied in der Bundestarifkommission. Bei 
der GEW ist sie damit politisch verantwortlich für Frauen- und Gleichstellungspolitik, für die Tarif-
beschäftigten, für Hochschulen und die gewerkschaftliche Bildung. Was treibt sie an?

Farina, du bist für die GEW viel unter-
wegs. Welche von deinen Funktionen 
beansprucht dich aktuell am meisten?
Zum Jahresende hat mich die Tarif-
arbeit am meisten beansprucht. Wir 
haben Anfang Dezember den Abschluss 
erreicht, und danach ging es um die 
Aufarbeitung. Das hat mehrere Wochen 
meinen Arbeitsalltag geprägt.
Noch vor Weihnachten bereiteten wir 
Aktionen und ein Video für den Frauen-
tag am 8. März vor. Das gehört zu mei-
nen Aufgaben beim DGB.

Du kandidierst bei den Personalrats-
wahlen für den Hauptpersonalrat Gym-
nasium, Bereich Arbeitnehmer*innen. 
Was ist dir wichtig?
Für mich ist zentral, dass Arbeitnehmer*-
innen auch von Arbeitnehmer*innen 
vertreten werden. Das ist nicht selbst-
verständlich. Es gibt auch viele beamtete 
Personalrät*innen, die diese Arbeit aus 
Mangel an Kandidat*innen übernom-
men haben.
Bei Arbeitnehmer*innen ist vieles 
anders geregelt als bei Beamt*innen. 
Ein Beispiel sind Höhergruppierungen 
und Beförderungen. Wenn das Kultus-
ministerium (KM) hier etwas ändern 
will, muss im HPR jemand darauf ach-
ten, dass die Arbeit nehmer*innen keine 
zusätzlichen Nachteile erleiden, weil 
Regelung für Beamt*innen nicht eins zu 
eins übertragbar sind.

Aber das KM weiß doch Bescheid.
Auch im KM wird zunächst aus der Per-
spektive Beamt*innenverhältnis gedacht 
und geplant. Bei Tariffragen wird auch gern 
auf die Verantwortung anderer Ministeri-
en verwiesen. Darüber hinaus müssen wir 
verlangen, dass Schulleitungen über die 

Besonderheiten informiert werden. Denn 
Schulleitungen kennen diese möglicher-
weise nicht und sind dann erstaunt, wenn 
Arbeitnehmer* innen kommen und erklä-
ren, dass für sie andere Regelungen gelten.

Hast du ein Beispiel?
Bei der Mehrarbeitsabrechnung (MAU) 
können Arbeitnehmer*innen echte Nach-
teile entstehen, wenn Schulleitungen nicht 
Bescheid wissen. Bei Arbeit nehmer*-
innen gibt es nämlich eine Ausschluss-
frist von sechs Monaten und bei teilzeit-
beschäftigten Arbeitnehmer* innen keine 
Bagatellgrenze. D. h., die Mehrarbeitsab-
rechnung muss innerhalb von 6 Monaten 
geltend gemacht werden. Und damit die 
tarifbeschäftigten Lehrkräfte das wissen, 
informieren wir auf allen Kanälen, oft 
über die GEW.

Es geht also oft darum,  
seine Rechte wahrzunehmen.
Bleiben wir als Beispiel bei den befriste-
tet Beschäftigten. Sie können nach drei 
Jahren einen Antrag auf Entfristung stel-
len. Die Noten müssen dafür gut und ein 
Bedarf muss vorhanden sein. Landesweit 
gibt es rund 5.000 Befristete. Ich sehe 
über meine Arbeit im Hauptpersonal-
rat, wie wenig sich auf eine Entfristung 

bewerben. Wahrscheinlich wissen viele 
nicht Bescheid. Ich nutze jede Gele-
genheit, darüber zu informieren, auch 
dort, wo nicht nur Vertreter*innen der 
Arbeitnehmer*innen sind: Bei den jähr-
lichen Personalratsschulungen in Bad 
Boll beispielsweise. 

Ihr wollt auch Ungerechtigkeiten 
abbauen. Was soll sich deiner Meinung 
nach die nächsten 5 Jahre verbessern?
Wichtig wäre mir, dass Lehrkräfte ohne 
Lehramtsausbildung weiter qualifiziert 
werden. Im Gymnasium betrifft das viele 
Lehrkräfte, die Kunst unterrichten. Sie 
sollen vom KM Angebote zur Qualifizie-
rung bekommen, die dazu führen, dass 
sie höhergruppiert werden können. 
Von den Schulen wünsche ich mir, dass 
sie diese Lehrkräfte offen aufnehmen und 
ihnen die Unterstützung geben, die sie 
brauchen. Wohl wissend, dass die Kolle-
gien auch so schon viel zu tun haben.

Wie viele Plätze wollt ihr  
für die GEW gewinnen?
Es gibt für den HPR Gymnasium zwei 
Arbeitnehmer*innenplätze. Einen möch-
te ich als Spitzen kandidatin auf jeden 
Fall verteidigen. Bei den Beamt* innen 
sind wir in der Minderheit und wollen 
unsere 6 Plätze behalten und möglichst 
noch ein paar dazugewinnen.

GEW-BW.DE/

PR-WAHL
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Du bist für die Arbeitnehmer*innen 
an Gymnasien eine ideale Kandidatin: 
Gymnasiallehrerin, Arbeitnehmerin, im 
Tarifgeschehen involviert und bei der 
GEW in vielen Funktionen unterwegs. 
Du kennst daher auch viele Arbeit-
nehmer*innen aus anderen Schularten 
und aus deren HPR. Gibt es noch etwas, 
was dich  persönlich auszeichnet, was 
du besonders gut kannst?
Ich kann sehr gut beraten. Darauf kön-
nen sich die Kolleg*innen verlassen. Ich 
kenne das Landespersonalvertretungs-
gesetz sehr gut, ebenso wie die Entgelt-
ordnung für Lehrkräfte. Wenn ich doch 

mal was nicht beantworten kann, dann 
weiß ich sofort, mit wem ich mich aus-
tauschen kann.
Ich bin kämpferisch und mutig und setze 
mich auch für Dinge ein, von denen ich 
persönlich nicht profitiere. Dazu gehört 
beispielsweise die Sommerferienbezah-
lung. Ich habe keine Gelegenheit aus-
gelassen, das Thema anzusprechen, und 
es ist auch mit mein Verdienst, dass die 
GEW diese Bezahlung erreicht hat. Es 
gibt Punkte, die können die Betroffe-
nen nicht alleine durchsetzen. Das muss 
jemand übernehmen und im Personalrat 
und in der GEW zum Thema machen. 
Ich denke, dass ich dafür geeignet bin 
und lass mich nicht unterkriegen. 

Wenn jemand an der Bedeutung  
der Personalratswahlen zweifelt,  
was sagst du dann?
Ich bin ja nicht nur im HPR, sondern auch 
im BPR. Wenn Lehrkräfte eingestellt wer-
den, prüfe ich als BPR, ob die Menschen 
korrekt eingruppiert sind. Es kommt 
immer mal wieder vor, dass ich nachfrage. 
Wenn es keine Personalrät*innen gäbe, 
würde da niemand genau hinschauen.
Wir sehen auch, wie groß der Bedarf ist. 
Unsere Telefone stehen nicht still und 
unsere E-Mail-Konten laufen voll.

Es ist auch nichts Anrüchiges, einen 
Rat beim Personalrat zu holen?
Ja, das wird leider kolportiert. Es wäre 
schön, wenn das normaler wäre. Beispiel: 
Eine Kollegin soll zum Gespräch mit der 
Schulleitung. Wir raten immer, nimm 
eine Person deines Vertrauens mit. Das 
versteht dann eine Schulleitung schon 
mal als Konfrontation. Da fände ich 
gut, wenn das einfach selbstverständlich 
wäre. Für viele Schulleitungen ist auch 
klar, dass das nichts Schlimmes ist.

Ihr Personalräte seid auch für den Schul-
frieden verantwortlich und wollt nichts 
mittragen, worunter die Schule leidet?
Das Wichtigste bei der Personalratsarbeit 
ist die vertrauensvolle Zusammenarbeit. 
Das steht auch ganz vorne im Personal-
vertretungsgesetz. Und das muss über 
allem stehen, von beiden Seiten aus.

Die Schulleitung profitiert davon, 
wenn Konflikte ausgeräumt werden.
Genau. Es ist wünschenswert, dass Kon-
flikte nicht nur als persönliche Auseinan-
dersetzung gesehen werden. Wir Perso-
nal rät* innen sorgen für mehr Sachlichkeit 
und wollen, dass es auf Grundlage des 
Gesetzes und des Tarifvertrages zu guten 
Lösungen kommt.

Was motiviert dich, so viel Zeit  
und Kraft in die GEW- und 
Personalrats arbeit zu stecken? 
Ich glaube, dass wir viel errei-
chen können. Das klappt 
nur, wenn wir viel dafür 
tun. Seit ich im Landes-
vorsitz aktiv bin, erlebe 
ich, dass Dinge vorange-
hen. Die bezahlten Som-
merferien sind so ein Bei-
spiel. Wir haben auch im 
KM einen runden Tisch 
für queere Fragenstel-
lungen im Schulbereich. 
anstoßen können. Das ist 
im Zuge des Jubiläums zu 30 
Jahre AK Lesbenpolitik ent-
standen. Auch in der Gleich-
stellungspolitik sind wir voran-
gekommen.
Spannend finde ich auch, mich 
mit Kolleg*innen auf der Bundes-
ebene auszutauschen. Das gibt 
Anregungen und Ideen, Neues 
zu probieren. Das finde ich berei-
chernd.

Mich motivieren auch Einzelfälle, bei 
denen ich helfen kann. Wenn ich bei-
spielsweise den entscheidenden Hinweis 
geben kann, der zu einer finanziellen 
 Verbesserung eines Mitglieds oder Kol-
legin führt, ist das sehr zufriedenstel-
lend. Dafür nehme ich mir Zeit, schaue 
genau hin. Da ich die Regeln kenne, 
kann ich auch gut beraten und helfen. 

Das Interview führte  
Maria Jeggle

„Es gibt für den HPR Gymnasium  
zwei Arbeit nehmer*innenplätze. 
Einen möchte ich als Spitzen-
kandidatin auf jeden  
Fall verteidigen.“

„Wir Personalrät*innen 
sorgen für mehr Sach-
lichkeit und wollen, 
dass es auf  Grundlage 
des  Gesetzes und des 
 Tarifvertrages zu guten 
L ösungen kommt.“

Stellvertretende GEW-Vorsitzende
Haupt- und Bezirkspersonalrat Gymnasien

FARINA SEMLER
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Wie wichtig ist Barocklyrik? 
Vertreter*innen der Schickhardt-Gemeinschaftsschule in  Stuttgart 
sprechen darüber, welche Bildung heute grundlegend ist.

Die  Schickhardt-Gemeinschaftsschule 
im Stuttgarter Süden ist die einzige 
Gemeinschaftsschule in der Region, 
die eine Oberstufe anbietet. Entspre-
chend groß ist das Einzugsgebiet der 
Schüler*innen, die dort Abi machen 
möchten. Sie pendeln nicht nur aus 
ganz Stuttgart in den südlichen Stadtbe-
zirk, sondern auch aus den  Landkreisen 
Böblingen und Ludwigsburg. Auch 
Haupt- und Realschulen sucht man in 
dem Stadtteil vergeblich, nur ein Gym-
nasium mit gleichem Namen gibt es auf 
dem Campus. Allein das führt dazu: Die 
Schule ist groß, mit der Oberstufe sogar 
so groß, dass eine  ehemalige Grund- und 
Hauptschule, die Heusteig schule, als 
zusätzlicher Standort gebraucht wurde. 
Die Klassen 5 bis 8 sind vierzügig, die 
Klassen 9 und 10 fünfzügig, die Oberstu-
fenklasse 11 hat drei Parallelklassen, in 
die Kursstufe 1 gehen 65 Schüler*innen. 
27 Schüler*innen sind in Kursstufe 2, sie 
sind der Starterjahrgang der Oberstufe. 
2021 waren sie die ersten, die sich die 
Oberstufe an der  Gemeinschaftsschule 
zutrauten. Die Schüler*innenzahlen der 
Nachfolgeklassen stiegen rasant. Ein 
Auslastungsproblem hat die Schule schon 
mal nicht.
Die Schule wächst aber nicht nur, weil 
die Schulangebote in Stuttgart den 
Schüler*innen wenig Wahl ließen. Auch 
das gemeinsame Lernen wird zuneh-
mend geschätzt. Zum Schulhalbjahr 
kommt beispielsweise ein Mädchen mit 

sehr guten Noten aus einem Gymna-
sium an die Schule zurück. Sie kommt 
zurück, weil sie die Art zu lernen, wie sie 
es von der Gemeinschaftsschule kannte, 
vermisst und unglücklich war. 
Ihre Rückkehr freut die Schule natür-
lich. Es bestätigt ihre Arbeit, und als 
leistungsstarke Schülerin stärkt das 
Mädchen auch die Lerngruppen. Die 
Schulleiterin, Sandra Vöhringer, ver-
hehlt nicht, dass in der Eingangsstufe 
der Gemeinschaftsschule Schüler*innen 
mit Gymnasialempfehlung eher eine 
Ausnahme sind. „Das interessiert mich 
auch nicht“, sagt sie, „für mich ist ent-
scheidend, mit welchem Abschluss sie 
die Schule verlassen.“ Bis dahin sollen 
die Schüler*innen Zeit haben, sich zu 
entwickeln. Die Schule möchte Potenzi-
ale erkennen und fördern. Hier schaffen 
auch Schüler*innen einen ordentlichen 
Abschluss, die in den anderen Schulen 
durchs Raster gefallen wären. 
Wobei sich die Schickhardt-Gemein-
schaftsschule mit der neu gegründeten 
Oberstufe erst noch bewähren muss. Sie 
steht unter Beobachtung, wie gut sich 
ihr Starterjahrgang bei den diesjährigen 
Abiturprüfungen schlägt. Der Abtei-
lungsleiter für die Oberstufe, Sascha 
Müller, gibt sich gelassen. Er glaubt 
an seine Schüler*innen. Da die Schule 
mit dem nebenstehenden Gymnasium 
Kurse gemeinsam anbietet, beobachtet 
er gute und schlechte Schülerleistungen 
in beiden Schularten. 

b&w porträtiert zu den Wahlen alle Schularten unter dem Aspekt des GEW-Mottos  
„Bildung, mutig, los!“. Wir fragen Schulleitungen und Personalräte:  

Was braucht Ihre Schule für gute Bildung? Was wäre mutig? Was soll jetzt losgehen?  

Personalrats-
wahlen 2024

PORTRAIT
GEMEINSCHAFTS- 

SCHULE
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G9-Debatte
Wie beurteilen die b&w-Gesprächs-
partner* innen die aktuelle Debatte um 
G9? Niemand zweifelt mehr daran, 
dass G9 zurückkommt. Um den Zulauf 
an ihre Schule sorgen sie sich nicht. Es 
werde aber mehr Abschulungen aus den 
G9-Gymnasien geben, vermutet Mül-
ler. Schon jetzt würden die Gymnasi-
en rund ein Drittel ihrer Schüler*innen 
verlieren. Mit G9 würden noch mehr 
Schüler*innen probieren, ob sie mit mit 
einem Jahr länger, das Gymnasium schaf-
fen. „Viele Schüler*innen könnten auch 
woanders ihr Abitur machen. Dann 
bliebe ihnen Sitzenbleiben und Schul-
wechsel erspart. In Gemeinschaftsschu-
len können Schüler*innen über Erfolge 
ihren Weg gehen“, gibt der Abteilungs-
leiter zu Bedenken.

„G9 wird nichts retten. Die Studiener-
gebnisse werden damit nicht besser. Die 
Landesregierung hat nicht verstanden, 
dass sich in der Bildung grundständig 
etwas ändern muss“, ist der Schulleiterin 
in der Debatte um G9 wichtig. 
Was würde die Bildung retten? Was 
müsste jetzt passieren? Getreu dem 
GEW Motto zu den Personalratswahlen: 
„Bildung, mutig, los“? 
Lehrkräfte müssten anders zugewiesen 
werden, findet Sandra Vöhringer. „In 
Deutschland gilt als gerecht, wenn alles 
gleichbehandelt wird“, moniert sie. Es 
müssten aber mehr Lehrkräfte dorthin 
kommen, wo die Not am größten ist. Bei-
spielsweise dort, wo viele zugewanderte 
Kinder nicht ausreichend Deutsch kön-
nen. Die Schickhardt-Gemeinschaftsschu-
le besuchen Kinder aus aller Welt und oft 

wird zu Hause nicht Deutsch gesprochen. 
„Es wäre doch ein logischer Schritt, dass 
Lehrkräfte Zeit haben, mit diesen Kindern 
laufend Deutsch zu lernen. Wenn sich hier 
nichts ändert, sehe ich schwarz“, meint 
Vöhringer. „Wie sollen die Kinder sonst 
eine Chance bekommen?“ Ohne Deutsch-
kenntnisse ließen sich auch keine PISA-
Mathe-Aufgaben rechnen. Wie sollen die 
Studienergebnisse so besser werden?
Und die Lehrkräfteausbildung müss-
te sich ihrer Meinung nach ebenfalls 
grundlegend verändern. Alle Lehrkräfte 

 müssten unabhängig von ihrer Schulart 
lernen, wie sie mit Heterogenität umge-
hen. Über die Hälfte der Lehrkräfte (42 
von 81) an ihrer Schule sind Gymnasial-
lehrkräfte. „Sie sind bewusst zu uns an 
die Gemeinschaftsschule gekommen. 
Sie beherrschen den Stoff ihrer Fächer, 
sind aber auf die Aufgaben, die sie in 
der Gemeinschaftsschule erwarten, 
nicht vorbereitet“, berichtet die Schul-
leiterin. Zwei anerkannte und erfahre-
ne Lehrkräfte wurden deshalb an ihrer 
Schule zu Kulturbeauftragten ernannt. 
Sie begleiten neue Kolleg*innen ein Jahr 
lang und zeigen ihnen beispielsweise 
wie Lernentwicklungspläne oder Lern-
nachweise geschrieben werden. Neue 
Lehrkräfte erhalten zusätzlich verstärk-
te Unterstützung von der Schulsozialar-
beit, von der Berufseinstiegsbegleitung, 

 pädagogischen Fachkräften oder Inklu-
sionslehrkräften. Jörn Pfeifer, GEW-Per-
sonalrat am Schulamt Stuttgart und Leh-
rer an der Schickhardt-Schule, betont, 
dass auch die Personalräte und die Beauf-
tragte für Chancengleichheit an der Ein-
führung neuer  Lehrkräfte beteiligt seien. 
„Die Personalräte für Gemeinschafts-
schulen sind zwar nicht direkt den Schu-
len zugeordnet, wie es Gymnasiallehrkräf-
te von ihren Schulen gewohnt sind, sie 
sind über das Schulamt aber ansprechbar. 
„Mich kann man jederzeit fragen“, sagt er.

„Wir verbringen viel Zeit 
mit Stoff, der an den 
Schüler*innen vorbei-
geht. Sie können in ihrer 
Lebenswelt oft nirgends 
andocken.“

Sandra Vöhringer 
Schulleiterin

„Wir verbringen viel Zeit 
mit Stoff, der an den 
Schüler*innen vorbei-
geht. Sie können in ihrer 
Lebenswelt oft nirgends 
andocken“, weiß.“

Vöhringer 
Schulleiterin

Bildunterschrift

Die Schulleiterin Sandra Vöhringer und der Abteilungsleiter für die Oberstufe, Sascha Müller, im 
Gespräch

Jörn Pfeifer, GEW-Personalrat am Schulamt 
Stuttgart und Lehrer an der Schickhardt-Schule
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Was Bildung heute bedeutet
Die nächste grundlegende Frage, wenn 
man über Veränderungen nachdenkt, 
lautet: Welche Bildung ist heute grund-
legend? „Wir verbringen viel Zeit mit 
Stoff, der an den Schüler*innen vorbei-
geht. Sie können in ihrer Lebenswelt oft 
nirgends andocken“, weiß Vöhringer. 
Sie plädiert für exemplarisches Lernen. 
„Wer das Wesen einer Revolution ver-
standen hat, muss nicht alle kennen.“ 
Was ist mit Barocklyrik? Kann das wich-
tig sein, wenn viele Schüler*innen kaum 
einen geraden Satz schreiben können? 
Sascha Müller ist auch  Deutschlehrer. 
Er kann Barocklyrik viel abgewinnen, 
wünscht sich aber mehr Flexibilität, 
damit Lehrkräfte selbst entscheiden 
können, was Schüler*innen und Lern-
gruppen gerade brauchen. Er wirbt 
dafür, auch mutig Inhalte wegzulassen. 
Müller hat beispielsweise in seinem 
zweiten Fach Geschichte in einer Klasse 
den 2. Weltkrieg nicht behandelt. „Die 
Luft war raus“, erklärt er. Stattdessen ließ 
er die Schüler*innen GLK-Protokolle 
der Schule von 1943, die in Sütterlin 
verfasst sind, in die heutige Schrift tran-
skribieren. Die Protokolle stellten die 
Arbeits- und Lebensbedingungen von 
Lehrkräften und Schüler*innen zu die-
ser Zeit zur Schau. „Die Nuss knackt ihr 
jetzt“, hat er verlangt. Müller ist es wich-
tig, dass sich Schüler*innen auch mal in 
ein Thema reinbeißen müssen. Durch 
das Smartphone und die Digitalisierung 
geben Schüler*innen seiner Beobach-
tung nach viel zu schnell auf und bleiben 
an Aufgaben nicht dran. Die schriftli-
che Ausdrucksfähigkeit macht ihm auch 
Sorgen. Wenn er Klausuren korrigiert, 
schaudert es ihn das ein oder andere 
Mal. Lesenächte, Mathetage, Projekte, 
all das könnte den Schüler*innen helfen. 
„Wir sind nah an den Schüler*innen und 
verlässlich für sie da, wir wissen, was 
ihnen guttut“, ergänzt Jörn Pfeifer. Fazit 
der drei Lehrkräfte: Wir sind Fachleute 
und sollten das tun, was Schüler*innen 
nützt und situationsbedingt nötig ist. 
Lehrkräfte sollten sich an den Kin-
dern orientieren und nicht den Stoff in 
den Vordergrund schieben. Nicht an 

 Vorgaben kleben, erfordert allerdings 
Erfahrung, Sicherheit und viel Mut. 
Müller hat später seinen Schüler*innen 
noch gezeigt, wo sie weitere Informatio-
nen zum 2. Weltkrieg finden. Nachlesen 
können sie auch ohne ihn.

Was Lehrkräfte  
und Schulleitungen brauchen
Was brauchen Lehrkräfte und Schullei-
tungen selbst, um Mut und Kraft nicht 
zu verlieren? „Wir müssen zu viel Ver-
waltungskram erledigen: Listen führen, 
Eltern anrufen, Unterschriften sammeln 
und vieles andere mehr“, schildert Pfei-
fer seine sachfremden Aufgaben. Die 
Schulleiterin kann ebenfalls viel Arbeit 
aufzählen, die sie davon abhält, das zu 
tun, was ihr wichtig wäre. Zum Nach-
denken, für Elternbriefe, für Schulent-
wicklung bleibt nicht viel Zeit. Vöhringer 
versteht nicht, warum es keine Schul-
verwaltungsassistenz an Schulen gibt, 
warum es so schwer ist, Schulen eine 

 einheitliche  Bildungsplattform anzubie-
ten und warum immer noch jede Schu-
le mit der Technik und der Digitalisie-
rung kämpfen muss und es nicht längst 
externe Kräfte gibt, die das den Schulen 
abnehmen.
Problematisch findet Müller, der selbst 
Gymnasiallehrer ist, dass die Gehalts-
unterschiede der Lehrkräfte an der 
Gemeinschaftsschule so groß sind. Die 
Spannweite reicht von A9 für Fach-
lehrkräfte bis zu A15 für ihn als Abtei-
lungsleiter und A16 für die Leitung der 
großen Schule. Besonders ungerecht 
findet er, dass Haupt- und Realschulkräf-
te keine Aufstiegsmöglichkeiten haben 
und über A13 nie hinauskommen. 
Von der GEW wünschen sie sich, den 
Weg zu einer Schule für alle mutig weiter-
zugehen und einzufordern. Die Bildungs-
gewerkschaft soll sich für eine grundstän-
dige Bildungsreform starkmachen und 
sich nicht im Klein-Klein verlieren. 

Maria Jeggle
b&w-Redakteurin

„Wir sind Fachleute und 
sollten das tun, was 
Schüler*innen nützt 
und situationsbedingt 
 nötig ist.  Lehrkräfte 
 sollten sich an den 
 Kindern  orientieren und 
nicht den Stoff in den 
 Vordergrund schieben.“

Die Gesprächspartner*innen wünschen sich von der GEW, dass sie sich für eine grundständige  
Bildungsreform starkmacht.
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Demokratische Mitsprache  
in der Schule zulassen
Das Albert-Schweizer-Gymnasium in Gundelfingen lässt Schüler*innen 
 mitdiskutieren und abstimmen. Sie sollen demokratische Strukturen erleben 
können. Ist das mutig? Und ein Modell für andere? 

Die einen setzen sich für Fische als 
Klassenhaustiere ein. Andere  wollen 
einen Boxautomaten für die Pause, 
wobei die Einnahmen an die Partner-
schule in Burundi gehen sollen. Wieder 
andere möchten einen Wasserspender 
für die Sporthalle. Oder vielleicht soll-
te der Unterricht auch ausfallen, wenn 
Lehrer*innen zehn Minuten zu spät 
kommen? Wie viel Mut erfordert demo-
kratische Mitsprache? Und wie viel Mut 
braucht eine Schulgemeinschaft, solche 
Ideen ernsthaft zu diskutieren? 
Von außen deutet nichts darauf hin, 
dass genau das am Albert-Schweitzer-

Gymnasium (ASG) in Gundelfingen bei 
Freiburg passiert. Das Gebäude stammt 
aus den 70ern mit viel Beton und Glas, 
die orangenen Farbstreifen an der Fas-
sade verblassen allmählich. Sicher wird 
hier auch bald renoviert, drängt sich der 
Gedanke auf. Umso mehr überrascht 
das Innere, wo ein heller Holzboden und 
hohe Fenster einen lichtreichen Raum 
schaffen. Direkt im Eingangsbereich 
befindet sich eine moderne Mensa, vor 
der um elf Uhr bereits ein paar Kinder 
sitzen, sich unterhalten und essen. 

David Pomp findet es großartig, dass sich 
seine Schule mit Ideen der Schüler*innen 
befasst. Der 42-Jährige unterrichtet 
Geschichte, Gemeinschaftskunde und 
Sport am ASG, hat kurze Haare und 
wache Augen. Außerdem ist er Referent 
für SMV und Demokratiebildung beim 
Zentrum für Schulqualität und Lehrer-
bildung (ZSL). „Schule muss einen Raum 
bieten, um Demokratie zu lernen“, sagt 
er, und dass man als Demokrat*in nicht 
geboren werde. Dass man das lernen 
müsse. „Und wo willst du das machen, 
wenn nicht in der Schule?“ Als er selbst 
noch Schüler war, in Duisburg, da orga-
nisierte er Demonstrationen gegen die 
Schließung seiner Schule mit. Obwohl 
die Lehrkräfte bereits dafür gestimmt 
hatten, wurde die Schule schließlich 
nicht geschlossen. Dieses Gefühl, etwas 

bewegen zu können, möchte er weiter-
geben. Als die SMV im November 2021 
nach einem Barcamp zum Thema Digita-
lisierung vorschlug, „Aula“ an der Schule 
einzuführen, unterstützte er sie gerne. 
„Aula“ steht für „ausdiskutieren und live 
abstimmen“. Konkret steht das Konzept 
auf drei Säulen: einer App, Schulstunden 
und einem Vertrag. In der App haben 
alle Beteiligten ihre eigenen Räume: die 
Schulgemeinschaft, jede Klasse, die SMV 
und auch das Kollegium. Hier kann jede 
und jeder sogenannte „wilde Ideen“ ein-
bringen, kommentieren, diskutieren und 
schließlich darüber abstimmen, ob und 
wie sie diese Ideen umsetzen möchten. 
Da geht es um Skitage, um hausaufgaben-
freie Freitage, um einen Kaffeeautomaten 
oder um ein Verbot von Sprühdeo in der 
Sportumkleide. Die Idee, Wasserspender 
in der Sporthalle aufzustellen, schaffte es 
als erste in die Abstimmungsphase, schei-
terte aber daran, dass das nötige Quorum 
von 50 Prozent der Schulgemeinschaft 
nicht erreicht wurde – es fehlten 30 Stim-
men. „Die Jugendlichen schreien nicht 
alle: ‚geil, Demokratiebildung, das woll-
ten wir schon immer‘“, sagt Pomp dazu. 
Viele hätten eher gelernt, im hierarchisch 
organisierten Schulsystem zu funktionie-
ren. Über zwei Jahre dauert es laut Aula-
Homepage, bis das Konzept etabliert ist. 
Damit rechnen sie auch am ASG, auch 
wenn sie über Beteiligungsprojekte auf 
kommunaler Ebene bereits Erfahrungen 
zur Mitgestaltung von Schüler*innen 
gemacht haben. 

David Pomp, Lehrer und Referent beim ZSL für 
Demokratiebildung

„Schule muss einen 
Raum bieten, um 
 Demokratie zu lernen.“
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Nicht entmutigen lassen
Zu scheitern gehöre dazu, „das ist kein 
Wunschzettel“, so Pomp, „sie müs-
sen sich für ihre Idee einsetzen“. Der 
Achtklässler mit der Wasserspender-
idee jedenfalls lässt sich vom Rück-
schlag nicht entmutigen und versucht 
es erneut. Elena Kaiser ist Schülerspre-
cherin und macht noch in diesem Schul-
jahr ihr Abitur. „Das Konzept von Aula 
finde ich super“, sagt sie. Am Anfang 
habe es sehr viele „Quatschideen“ gege-
ben, doch inzwischen „wird Aula erns-
ter genommen. Viele schauen sich die 
Ideen an und fragen nach.“ Sie findet die 
Offenheit mutig, die der Schulleiter im 
Umgang mit der Aula-App zeigt.

Der heißt Matthias Mühl, ist 52 Jahre alt 
und leitet die Schule mit 714 Schüler*-
innen und 74 Lehrkräften seit 2018. „Ich 
bin sehr entspannt, was die verschie-
denen Ideen und Vorschläge betrifft“, 
sagt er. Er weist auf das Quorum hin, 
außerdem gebe es ja vor einer Abstim-
mung die Ausarbeitungs- und dann die 
Prüfungsphase, in der die Schulleitung 
prüfe, ob rechtliche oder formale Grün-
de einer Idee entgegenstehen würden. 
Darüber hinaus gibt es die zweite Aula-
Säule, den Schulvertrag, auf den sich 
Kollegium, Schülerrat und Schulkonfe-
renz als freiwillige Selbstverpflichtung 
geeinigt haben.
Aktuell hat es eine Idee in die Ausarbei-
tungsphase geschafft, die David Pomp als 
„heißes Eisen“ bezeichnet: freies W-LAN 
für alle Schülerinnen und Schüler. Natür-
lich wird darüber nicht nur abgestimmt, 
sondern auch diskutiert und reflektiert. In 
der App, vor allem aber in den sogenann-
ten Aula-Stunden. Am Albert-Schweitzer-

Gymnasium finden die nach einem rotie-
renden System einmal im Monat statt. 
„Ohne die Aula-Stunden ist das, wie sich 
in ein Auto zu setzen, an dem keine Räder 
sind, und zu erwarten, dass es fahren kann“, 
sagt Pomp. Doch in jedem Fall muss man 
an diesem Auto ausdauernd arbeiten.

Weitere Baustellen
Aula ist dabei nicht die einzige Baustelle 
der Schule. Die Mensa wurde im Janu-
ar 2023 neu eröffnet. Im Herbst wird 
auch ein Teil des Schulgebäudes reno-
viert, „dringend notwendig“ sei das, sagt 
Mühl, der Bereich sei seit 50 Jahren nur 
erhalten worden. In drei Jahren sollen 
die Räume heller und funktionaler für 
zeitgemäßen Unterricht sein. Bis dahin 
werden einige Klassen in acht Container, 
Fachräume und Räume der angrenzen-
den Gemeinschaftsschule ziehen.
Dass Bereiche der Schule sanierungsbe-
dürftig sind, dürfte ebenso wenig überra-
schen wie eine weitere Herausforderung, 
die Mühl anspricht: „Wir haben viele Fra-
gen im Bereich Digitalisierung“. Wie laufe 
zum Beispiel der Umzug von Moodle ab? 
Da müsse ein besseres Rückmelde system 
her, die Schulen müssten mehr nach 
ihrem Bedarf gefragt werden. „Zu sagen, 
dass das ein stark verbesserungswürdiger 
Prozess ist, wäre ein starker Euphemis-
mus“. Er wünscht sich eine bessere Kom-
munikation zwischen dem Kultusmi-
nisterium und den Schulen – und mehr 
Eigenständigkeit für die Schulleitungen, 
etwa wenn es ums Personal oder um die 
Gestaltung der Schulstruktur geht.
Da zieht Schülersprecherin Elena  Kaiser 
mit. Auch sie wünscht sich bessere 
Feedbackkultur und Kommunikation 
auf Augenhöhe – aber eben zwischen 
Lehrkräften und Schüler*innen: „Wir 
sollten Verbesserungsvorschläge im 
Unterricht machen können, die nicht 
direkt runtergemacht werden“. Denn 
das erlebe sie immer wieder.  Fragebögen 
am Ende eines Halbjahres reichten da 
nicht aus. Manche Lehrer*innen wür-
den Schüler*innen nicht einmal auf die 
Toilette lassen. Sie erhofft sich von Aula 
mehr Mitsprache, damit Schüler*innen 
eine bessere Schule mitgestalten können. 

Bildung überdenken
Man müsse neu über den Bildungsbegriff 
nachdenken, findet der Schulleiter. Gera-
de in Hinblick auf G9 brauche es neue 
Ideen. Das biete einen „guten Rahmen, 

um Bildungsinhalte abzubilden, die bis 
jetzt zu kurz kommen“. Er wünscht sich 
etwa IT als durchgehendes Fach: „Schü-
lerinnen und Schüler sollten die Schule 
nicht verlassen ohne Grundkenntnisse 
im Programmieren“. Denn das Wissen 
darum, wie ein Algorithmus funktio-
niert oder wie eine Künstliche Intelligenz 
arbeitet, brauche es, um sich in der digi-
talen Welt zurechtzufinden. 
Die Aula-App vereint Digitalisierung 
und demokratische Teilhabe. Eine Idee, 
die es über Aula geschafft hat, wird nun 
auch umgesetzt. „In Zukunft werden alle 
Klassenarbeiten in Webunits eingetragen 
und dort für die Schülerinnen und Schü-
ler sichtbar sein“, sagt Mühl. Webunit ist 
eine Art digitales Klassenbuch. Er finde 
es mutig, dass sich die Schule auf Aula 
einlässt. Er weiß: „Der Prozess ist für den 
einen oder die andere Kollegin sicher nicht 
einfach“. In jedem Fall brauche es Zeit, dass 
sich alles einschleift. Mühl ist da zuversicht-
lich. Der Wasserspender in der Sporthalle 
werde kommen, selbst wenn das erforderli-
che Quorum nicht erreicht werde. Die Idee 
sei gut – und die Sanitäranlagen der Halle 
würden nächstes Jahr eh renoviert.
Die Ideen mit dem freien Internet für alle 
und die transparenten Klassenarbeiten 
kamen von Schüler*innen, die sonst eher 
ruhig sind. Einer scheint von seinem 
Erfolg selbst überrascht, wachse aber nun 
in den Prozess hinein, sagt David Pomp. 
Ihn fasziniert dieser Mut: Der des Kolle-
giums, sich auf mehr Demokratie einzu-
lassen. Der der Schüler*innen, Ideen ein-
zubringen und sich einer Öffentlichkeit 
zu stellen. Und der Mut, über die erlernte 
Passivität hinwegzugehen. 

Dominik Heißler
Lehrer am  

Geschwister-Scholl-Gymnasium in Waldkirch 

Elena Kaiser, Schülersprecherin

 Matthias Mühl, Schulleiter
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Personalrats-
wahlen 2024GEW-Personalräte stellen sich vor

Im April 2024 starten die Personalratswahlen. Bis dahin fragen 
wir GEW-Personalräte aus allen Schularten, was sie auszeichnet.

GEW 
WÄHLEN

Wie kam es, dass du als  
Gymnasiallehrerin an einer 
Gemeinschaftsschule arbeitest?
Ich bin durch Zufall reingerutscht. 
Nach dem Referendariat war ich 
zunächst an einer beruflichen Schu-
le, dann an einer Grundschule und 
schließlich fragte mich das Schulamt, 
ob ich mir vorstellen könne, an einer 
Gemeinschaftsschule zu arbeiten. 
Ich bin total offen. Seit 2018 bin ich 
nun dort und  erlebe, dass gemeinsa-
mes Lernen gut funktionieren kann, 
wenn sich alle darauf einlassen. In 
Gemeinschaftsschulen gibt es eben 
nicht die klassischen Haupt schüler*-
innen oder Gym nasial schüler* innen, 
sondern Schüler* innen mit Stärken 
und Schwächen.
Wobei die Arbeitsbelastung sehr 
hoch ist und die Unterstützung aus 
der Politik immer noch fehlt. Die 
Gemeinschaftsschulen sind nicht 
überall gut angesehen.

Du kandidierst nun zum ersten 
Mal als Personalrätin GHWRGS für 
die GEW? Wie kam es dazu?
Ich arbeite in der Landesfachgruppe 
Gemeinschaftsschule mit. Susanne 
Posselt, die Vorsitzende, hat mich 
mit ihrer begeisternden Art gewor-
ben. Zuerst dachte ich, ich habe eh 
viel zu tun, aber je länger ich darü-
ber nachdenke, umso mehr gebe ich 
Susanne Recht: Wenn sich was ver-
ändern soll, müssen wir uns enga-
gieren und sagen, was nicht gut läuft.

Was reizt dich nun an  
der Personalratsarbeit?
Wir leben alle in einem speziellen 
Kosmos und denken, nur bei uns 
müsste sich was verbessern. Ich möch-
te über den Tellerrand  hinausschauen 
und sehen, was in anderen Schulen 
los ist. Außerdem bekomme ich über 
die GEW Informationen aus erster 
Hand und erfahre, was schulpolitisch 
passiert.

Warum sollen Kolleg* innen  
dich wählen?
Ich kann gut zuhören, anpacken, bin 
zuverlässig und bewahre Vertrau-
lichkeit. Ich scheue mich auch nicht, 
Missstände zu benennen.

Was haben Kolleg*innen davon, 
wenn sie Personalräte der GEW 
wählen?
Meinem Eindruck nach hat die 
GEW auf dem Schirm, was Lehrkräf-
te bewegt. Und die GEW hat auch 
den bunten Strauß an Schularten im 
Blick. Sie wertschätzt alle gleich. 

ALINA STADELMAIER

Gymnasiallehrerin an der 
Gemeinschaftsschule  
Gäufelden und Mitglied 
in der Landesfachgruppe 
Gemeinschaftsschule
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SC H U L R ÄT E

Auf der Suche nach guten Lösungen
Die Schulaufsichtsbehörden achten als staatliche und neutrale Behörden darauf, dass in Schulen 
korrekt gearbeitet wird. Sie sorgen für ein funktionierendes Schulsystem. Obwohl die Schulaufsicht 
für Schulen wichtig ist, wird ihre Bedeutung teilweise zu wenig beachtet und ihre Arbeit nicht immer 
geschätzt. Die b&w beleuchtet die Rolle der Schulrät*innen auf Schulamtsebene.

„Geht es der Schulverwaltung gut, geht 
es auch den Schulen gut“, diese Botschaft 
ist Martin Morgen wichtig. Er war Semi-
narschulrat und jahrelang Vorsitzender 
im Hauptpersonalrat für den außerschu-
lischen Bereich (HPR asB). Seit einem 
Jahr ist er im Ruhestand. Der HPR asB 
setzt sich unter anderem dafür ein, dass 
Schulrät*innen bei ihrer Arbeit gute 
Bedingungen haben.
Ein paar Zahlen belegen: die Schul-
aufsicht ist eine sehr schlanke Behör-
de. Für die rund 3.500 Grund-, Haupt-, 
Werkreal-, Real-, Gemeinschaftsschulen 
und Sonderpädagogische Bildungs- und 
Beratungszentren (GHWRGS) gibt es 

21 Schulämter. Im Durchschnitt verwal-
tet jedes Schulamt mit rund 10 Schulrät*-
innen 170 Schulen. Die Abteilungen 7 an 
den Regierungspräsidien sind zustän-
dig für die Schulämter (SSA) und üben 
direkt die Schulaufsicht über die Gymna-
sien, Beruflichen Schulen und die Schu-
len besonderer Art aus. Über allen steht 
das Kultusministerium.
Eine Schulrätin / ein Schulrat am SSA ist 
rein statistisch gesehen für 17 bis 20 Schu-
len zuständig. Wobei sie unterschiedliche 
Aufgabenschwerpunkte über nehmen. So 
gibt es beispielsweise Pe rso nal  schul  rät* -
innen, die für die Unterrichtsversorgung 
verantwortlich sind. Sie hätten bei dem 
Lehrkräftemangel keine leichte  Aufgabe, 
weiß der frühere Personalrat Martin 
Morgen, sie könnten nur den Mangel 
verwalten.
Markus Kreilinger mag das nicht ganz 
so stehen lassen. Er ist stellvertretender 
Leiter des Schulamts Donaueschingen 
und als Schulamtsdirektor für die Perso-
nalplanung im Schwarzwald-Baar-Kreis 
zuständig. Eine seiner Aufgaben ist, 
dort die Unterrichtsversorgung sicher-
zustellen. Die ländliche Region gehört 
nicht zu den Lieblingsorten von jun-
gen Lehrkräften. Auch wenn das seine 
Arbeit erschwert, sagt Kreilinger: „Viele 
helfen mit. Wenn wir beweglich und 
kreativ sind, finden wir gute  Lösungen.“ 
Dazu gehört für ihn, Personen ohne 
Lehramtsbefähigung (PoL) und Direkt-
einsteiger*innen eine Chance zu geben 
und das Beste daraus zu machen. 
Der Umbau der Schulverwaltung mit 
dem Qualitätskonzept vor 5 Jahren hat 
vieles verändert. Für die Lehrkräfte-
fortbildung ist jetzt das ZSL zustän-
dig und nicht mehr die Schulaufsicht. 
„Vorher war auch nicht alles gut“ räumt 
Morgen ein, viele Fortbildungen seien 
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„Die Schulaufsicht  
muss als kritischer Freund 
 gesehen werden.“

M A RT I N MO R G E N

Ehemaliger Seminarschulrat und viele Jahre 
lang GEW-Personalrat und Vorsitzender im 
Hauptpersonalrat außerschulischer Bereich.
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 früher ausgefallen. Jetzt fehlt es seiner 
Meinung nach aber an Personal und 
funktionierenden Schnittstellen. Das 
werde deutlich, wenn es um Schulent-
wicklung mit datengestützten Status-
gesprächen gehe. Seit diesem Schuljahr 
müssen Schulrät*innen mit allen Schul-
leitungen auf der Grundlage von Schul-
daten Gespräche führen. Da fließen 
unter anderen VERA-Ergebnisse ein, so 
dass der Schule Datenmaterial zu Ver-
fügung steht, mit dem sie analysieren 
kann, wie die Schule dasteht. Wichtig 
sei, sagt Morgen, dass Schulrät*innen 

und Schulleitung die Daten gemeinsam 
interpretieren. Wenn Leistungen von 
Schüler*innen überdurchschnittlich gut 
seien, könne es auch am guten Einzugs-
gebiet der Schule liegen. Im Gespräch 
ginge es nicht darum, nach Entschul-
digungen, sondern nach Lösungen zu 
suchen. Mehr sprachsensibler  Unterricht 
könnte eine Lösung sein, wenn an einer 
Schule viele geflüchtete Kinder ankom-
men. Und wenn sich die Anzahl der 

 Versetzungsanträge an einer Schule 
häufen, kann die Kommunikation und 
Zusammenarbeit an der Schule hinter-
fragt werden.
Für ihn ist wichtig, dass in ein paar Jahren 
Bilanz gezogen wird, was die Gespräche 
bewirken. Kreilinger beurteilt die zusätz-
lichen Gespräche zweigeteilt. Sie ver-
ursachten einerseits zusätzliche Arbeit, 
ermöglichen ihm aber andererseits 
direkte Kontakte mit Schulen. „Ich freue 
mich darauf “, sagt er.

Datenblätter gute  
Grundlage für Gespräche
Martin Schüler sieht die datengestützte 
Qualitätsentwicklung auf einem guten 
Weg. Er ist Schulamtsdirektor im Schul-
amt Tübingen und unter anderem für 
Inklusion und SBBZ zuständig. Gesprä-
che mit Schulleitungen hätten Schulrät*-
innen auch früher schon geführt, aber 
die neuen Datenblätter seien eine gute 
Grundlage. Die VERA-Ergebnisse spie-
len zwar in SBBZ keine Rolle, aber den 
Fokus auf die Unterrichtsentwicklung 
zu legen, findet er richtig und wichtig. 
Nach seinen bisherigen Erfahrungen 
bringen Schulen gute Vorschläge in die 
Zielvereinbarungen ein, bei denen der 
Unterricht im Mittelpunkt steht.
„Ich war skeptisch“, räumt Annemarie 
Raab ein. Die Schulleiterin der Falkert-
schule, einer Grundschule in Stuttgart, 
hat das Statusgespräch schon erlebt. 
„Es war sehr strukturiert, zielorientiert, 
konkret und wertschätzend“, bilanziert 
sie. Gut sei, dass die Fakten auf dem 
Tisch lägen und sie nicht so viel erklä-
ren müsse. So habe sie auf der Grund-
lage schon bestehender Konzepte gute 
Unterstützungen bekommen, wie die 
Schule  weiterarbeitenkönne. „Es funk-
tioniert aber nur, wenn Schulleitungen 
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„Wenn wir beweglich  
und kreativ sind, finden  
wir gute Lösungen.“

M A R KUS K R E I L I N G E R

Seit über 20 Jahren in der Schulaufsicht, 
zuerst als Fortbildungsschulrat und jetzt 
Schulamtsdirektor für Personalplanung 
und stellvertretender Amtsleiter am Schul-
amt Donaueschingen. 

M A RT I N SC H Ü L E R

Als Schulamtsdirektor für Inklusion und 
SBBZ ist er am Schulamt Tübingen für 
12 Schulen und 5 Schulkindergärten ver-
antwortlich. Im Alltag hat er zu 70 Prozent 
mit allgemeinen Schulen zu tun. 

„Ich sehe mich hauptsäch-
lich als Berater und bin froh, 
dass die Beratungsaufgabe 
der Schulaufsicht wieder im 
Schulgesetz verankert ist.“
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gut vorbereitet sind, ihre Stärken kennen 
und den Entwicklungsbedarf der Schule 
nicht als Fehler bei sich als Person sehen“,  
schränkt Raab ein. Sie selbst könne 
professionell-distanziert auf die Daten 
und die Schule schauen und hat sich 
nach dem Gespräch ermuntert gefühlt.

ZSL ist für Fortbildungen zuständig 
Wenn in Statusgesprächen Probleme 
erkannt werden, können  Fortbildungen 
helfen. Hier sind Schulrät* innen auf das 
ZSL angewiesen, die dafür zuständig 
sind. Martin Morgen bezweifelt, ob die 
Angebote des ZSL immer wirken und 
befürwortet eine bessere  Abstimmung. 

 „Online-Angebote führen zu vie-
len Teilnehmer*innen, doch sind sie 
auch nachhaltig?“, fragt der langjähri-
ge Personalrat. Theoretisch sei vieles in 
Ordnung, ganz praktisch fehle es vor 
allem im GHWRGS-Bereich an Fach-
berater*innen. Lehrkräfte seien nicht 
mehr bereit, für eine lächerliche  Zulage 
von 38 Euro die Arbeit zu  übernehmen. 
So stehe das Konzept auf tönernen 
Füßen. Markus Kreilinger, der vor über 
20 Jahren als Fortbildungsschulrat seine 
Arbeit in der Schulaufsicht begonnen 
hat, fand „die alte Struktur für mich 
günstiger“, er wirbt aber dafür, den Blick 
nicht nach hinten zu richten, sondern 
nach guten Lösungen zu suchen.
Unter idealen Bedingungen könnten 
Schulrät*innen Schulen mit besonderen 
Problemen mehr Ressourcen zukom-
men lassen. Das kann mehr Schulso-
zialarbeit sein, externe Hilfen aus dem 
Landesmedienzentrum oder Unterstüt-
zung für Schulleitungen. Die tatsächli-
chen Möglichkeiten der Schulrät*innen 
sind begrenzt. „10 bis 20 Prozent der 
Schüler*innen sind in höheren Klassen 
richtig abgehängt. Sie laufen nur noch 
mit oder werden weitergereicht“, sagt 

Martin Morgen. Dabei wüssten schon 
Grundschullehrkräfte nach einem hal-
ben Jahr, welche Schüler*innen zusätzli-
che Förderung bräuchten, um die Min-
deststandards zu erreichen. Je früher 
desto besser. Das sei mittlerweile ein 
alter Hut und trotzdem werde politisch 
nicht nachgesteuert.
Dass Schulrät*innen trotzdem Schulent-
wicklungen erfolgreich anstoßen kön-
nen, hängt in erster Linie davon ab, ob 
sie das Vertrauen der Schulleitungen 
und des Kollegiums gewinnen. „Wenn 
sich Schulleitungen und das  Kollegium 
verschließen, gibt es nur noch Alibi-
Aktionen“, meint Morgen. Die Rolle 

der  Schulaufsicht sei Unterstützung 
und Beratung. Sie müsste als kritischer 
Freund  gesehen werden. Wobei Morgen 
weiß, dass das Image von Schulrät*innen 
auch ein anderes sein kann. Sie entschei-
den über Versetzungen und Beförde-
rungen und damit über Lebensläufe von 
Lehrkräften. „Das kann schon angstbe-
setzt sein“, gibt Morgen zu. Das sei aller-
dings dysfunktional. Nur im kollegialen 
Austausch lasse sich was bewegen. „Wer 
von seinem Weisungsrecht Gebrauch 
macht, hat verloren“, zitiert er den ehe-
maligen Schulamtsdirektor aus Tübin-
gen, Wolfgang Straub. „Wir kommen nur 
gemeinsam voran“, sagt auch Schüler. 
Er sieht sich hauptsächlich als Berater 
und ist froh, dass die  Beratungsaufgabe 

der Schulaufsicht wieder im Schulge-
setz  verankert ist. Alles andere würde 
nicht dem Alltag  entsprechen. Kreilinger 
äußert sich ähnlich. Ein gutes Unterstüt-
zungssystem lasse sich nur auf der Basis 
von Vertrauen aufbauen. Dafür gibt er 
alles: „Ich mache mir viele Gedanken, 
höre gut zu und erkläre meine Entschei-
dungen so gut es geht.“ In Personalange-
legenheiten könne aber nicht alles trans-
parent gemacht werden. Wie seine Arbeit 
ankomme, müssten andere beurteilen.
Wir fragten Markus Schütz. Er ist GEW-
Personalrat und ÖPR-Vorsitzender am 
SSA Donaueschingen und arbeitet quasi 
täglich mit Kreilinger zusammen. „Ich 
möchte seinen Job nicht haben“, sagt 
Schütz, „er muss aus großen Löchern 
kleine Löcher machen und dafür viele 
unbeliebte Entscheidungen treffen.“ 
Dazu gehöre beispielsweise,  Lehrkräfte 
an andere Schulen abzuordnen oder 
Versetzungswünsche abzulehnen. Das 
seien hochkomplexe Entscheidungen, 
weil sie oft große Auswirkungen hätten. 
Dafür sei viel Fingerspitzengefühl nötig 
und bedürfe großer System- und Men-
schenkenntnis. Kreilinger entscheide 
nie über die Köpfe der anderen hinweg, 
auch wenn er letztlich doch bei seinem 
Entschluss bliebe. „Er erklärt sehr viel, 
stößt aber an seine Grenzen, wenn er 
beispielsweise aus Datenschutzgründen 
oder wegen Verschwiegenheitspflich-
ten nicht sagen kann, dass eine Kollegin 
nicht abgeordnet werden kann, weil sie 
einen Behindertenstatus hat, dafür aber 
jemand anders gehen muss.“ Schütz lobt 
auch, dass er von Kreilinger alle nötigen 
Informationen bekomme und nicht wie 
andere ÖPR-Vorsitzende darum kämp-
fen müsse. „Wir arbeiten wirklich sehr 
vertrauensvoll zusammen“, resümiert 
Schütz. Kreilinger bleibt trotz allem 
positiv. Einen Lehrkräftemangel gebe es 
bundesweit, im ländlichen Raum gebe es 
lediglich „eine Zugabe“.

„Die Statusgespräche funktionieren nur, wenn 
Schulleitungen gut vorbereitet sind, ihre Stärken 
kennen und den Entwicklungsbedarf der Schule 
nicht als Fehler bei sich als Person sehen.“

Annemarie Raab 
Schulleiterin Falkertschule

„Er muss aus großen  Löchern kleine  
 Löcher machen und dafür viele unbeliebte 
 Entscheidungen treffen.“

Markus Schütz 
GEW-Personalrat, ÖPR-Vorsitzender am SSA Donaueschingen
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Zu wenig Verwaltungskräfte  
in den Schulämtern
Besonders dünn ist die  Personaldecke 
bei den Verwaltungskräften in den 
Schulämtern. „Dort fehlen Beschäftigte 
in den Sekretariaten. Dann müssen die 
Schulrät*innen eben selbst zum Kopie-
ren gehen oder Listen erstellen“, bemän-
gelt Morgen. Das sei ähnlich schlecht 
wie bei den Schulpsycholog*innen. Dort 
regten sich aber noch Eltern auf, wenn 
niemand ans Telefon gehe. Bei den 
Schulämtern kümmere das außer den 
Schulen niemand. Dass Verwaltungs-
kräfte schmerzlich vermisst werden, 
bestätigt auch Martin Schüler. Die Ver-
waltungskräfte würden wichtige Aufga-
ben erledigen. „Ich kann keinen Mutter-
schutz ausrechnen“, nennt er als Beispiel. 
Die Verwaltungskräfte an den Schul-
ämtern würden zudem im Vergleich zu 
den kommunalen Verwaltungskräften 
zu wenig verdienen. In seinem Schulamt 
könnten sie die Personen nur halten, 
weil bei ihnen das Arbeitsklima gut sei.

Der Reiz der Aufgabe
Was ist attraktiv an dem Amt des Schul-
rats, einer Schulrätin? Martin Morgen 
war bei vielen Stellenbesetzungen betei-
ligt und sagt: „Es hat ein Rollenwechsel 
stattgefunden.“ Die jüngere Generation 
sei heute lockerer und zugänglich. Ihr 
innerer Motor sei, Entwicklungen anzu-
stoßen und ein Gestaltungswille. Das 
Renommee von Schulrät*innen nach 
außen sei attraktiv, und wer auf dem 
Karriereweg weiterkommen möchte, 
kann die Schulrats arbeit als Station dazu 
sehen.
Täglich neue Herausforderungen bewäl-
tigen zu können, findet Martin Schüler 
reizvoll. Ihn treibt auch den Wunsch an, 
möglichst allen Schüler*innen Teilhabe 
zu ermöglichen. Für diesen Anspruch 
nutzt er seinen Einfluss und wenn es gar 
nicht anders geht, auch sein Weisungs-
recht. Wobei er das bisher nur ein einziges 
Mal nutzte.
„Die Besoldung, macht die Arbeit nicht 
unbedingt attraktiv“, sagt Martin Mor-
gen als ehemaliger Personalrat. Die 
Schulleitung einer Gemeinschaftsschu-
le verdiene A15. Schulrät*innen steigen 
mit A14 ein und könnten frühestens 
nach vier Jahren Schulamtsdirektor*in 
werden. Eine Regelbeförderung, bei der 
die Kolleg*innen nach 4 bis 5 Jahren 

automatisch aufsteigen, gebe es nicht. 
Das findet Martin Morgen nicht gerecht. 
Zumal neue Aufgaben wie die datenge-
stützten Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen mit Schulleitungen obendrauf 
gekommen seien. Auch wenn Fortbil-
dungsaufgaben weggefallen seien, glei-
che das den Zusatzaufwand nicht aus.

Anforderungen an die Aufgaben
Was ist wichtig für die Aufgabe einer 
Schulrätin / eines Schulrats? Die erste 
Lektion von neuen Schulrät*innen sei, 
sagt Martin Morgen, Probleme schnell 
zu lösen und „reden und nicht nur 
 schreiben.“ „Im Umgang mit Eltern, 
Lehrkräften und Schulleitungen sind 
verbale Erklärungen besser als schriftli-
che Setzungen“, bestätigt Martin  Schüler 
die Einschätzung. Schnell reagieren, 
bestätigt er auch, doch es gebe nicht 
immer ideale Lösungen für alle. Verän-
derte Schüler*innen, mangelnde Lehr-
kräfteversorgung und nicht ausreichend 
ausgebildete Lehrkräfte sorgten für 
„ganz herausfordernde Geschichten“. 
Wobei Schüler lieber von Herausforde-
rungen als von Problemen spricht. Er 
möchte konstruktiv vorankommen und 
beratend hilfreich sein. Dabei wenden 
sich viele hilfesuchend an ihn als Schul-
rat für SBBZ, wenn Schüler*innen ein 
besonders herauforderndes Verhalten 
an den Tag legen.
Insgesamt seien Schulräte sehr lösungs-
orientiert, pragmatisch und nicht ideolo-
gisch, sagt Morgen. Sie könnten nur im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten agieren. 

Maria Jeggle 
b&w-Redakteurin
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P I SA - S T U D I E 2022

Sollte, müsste, könnte …
Die Schulsysteme in Deutschland sind nach wie vor sozial ungerecht, die Leistungen der Schüler*-
innen dümpeln im OECD-Durchschnitt und sind schlecht wie nie. Die Zeiten von Absichtserklärun-
gen und Modellversuchspolitik müssen beendet werden.

PISA ist eine Schulleistungsstudie, die bei 
15-jährigen Schüler*innen die Mathe-
matik-, Lese-, Naturwissenschafts kom-
petenzen und weitere Bereiche evaluiert. 
Maßgeblich für Deutsch ist das Liter-
acy-Konzept, das die Anwendbarkeit 
und Anschlussfähigkeit des Gelernten 
prüft. Im Zentrum steht also die Teilha-
be- und Handlungsfähigkeit: Texte ver-
stehen und für eigene Zwecke nutzen 
zu können. Für Mathematik gilt ana-
log das Numeracy-Konzept, das misst, 
ob Schüler*  innen mit Mathematik ver-
ständnisvoll umgehen können und ob 
sie in der Lage sind, mathematische 
Begriffe als „Werkzeuge“ in einer Viel-
zahl von Kontexten einzusetzen.

Entwicklung der Leistungen  
der Schüler*innen in Deutschland
Die Leistungen verschlechterten sich bei 
PISA 2022 in allen Kompetenz bereichen; 
es waren die schlechtesten Leistungen 
aller bisherigen PISA-Testungen.
Zum Teil beträgt der Lernrückstand 
2022 gegenüber 2018 umgerechnet 
ein Schuljahr. Die Verschlechterungen 
 ziehen sich durch alle Leistungsgruppen: 
von den starken bis zu den schwächsten 
Schü ler*  innen.
Im OECD-Vergleich entspricht der 
erreichte Leistungsmittelwert im Lesen 
und in Mathematik in etwa dem der betei-
ligten OECD-Länder, in Naturwissen-
schaften ist der Mittelwert etwas besser. 
Die Ergebnisse sind im Wortsinn „Mit-
telmaß“, was sicher nicht dem Anspruch 
eines modernen Industrie landes ent-
spricht. Differenziert man nach Leistungs-
gruppen, erhält man für die Ergebnisse der 
Leistungsstarken (Kompetenzstufen 5 und 
6), dasselbe, nämlich durchschnittliche 
Resultate. Beim Mindest kompetenzniveau 
liegen die Ergebnisse leicht darüber.
Ein direkter Vergleich mit Singapur 
macht die großen  Leistungsunterschiede 

deutlich: In Singapur erreichen 85 Pro-
zent der Schüler*innen mindestens 
die Mathematik-Kompetenzstufe 2, in 
Deutschland 70 Prozent (OECD 69 Pro-
zent). Die Gruppe der Leistungsstarken 
(Stufen 5 und 6) ist in Singapur 41 Pro-
zent groß, in Deutschland und der OECD 
je 9 Prozent. Estland hat es als einziges 
europäisches Land ebenfalls in die Spit-
zengruppe geschafft.

Rahmenbedingungen  
des Lehrens und Lernens
Der sozioökonomische Status hat Einfluss 
auf die Bildungschancen und -ergebnisse. 
Das ist seit der ersten PISA-Studie 2001 
sattsam bekannt. Der Zusammenhang 
hat sich seither trotz erheblicher Bemü-
hungen kaum gelockert. Der Leistungs-
abstand zwischen den 25 Prozent privile-
giertesten zu den 25 Prozent am meisten 
benachteiligten Schüler*innen ist mit 
111 Punkten in Mathematik erheblich 

und liegt unter dem OECD-Mittelwert 
(93 Punkte). Von der Gruppe der Benach-
teiligten schaffen es nur 10 Prozent an die 
Leistungsspitze. Das macht deutlich, wie 
schwer in Deutschland ein Bildungsauf-
stieg für Kinder und Jugendliche ist, die 
wenig materielle Ressourcen und kultu-
relle Teilhabemöglichkeiten haben.
Eine deutliche Steigerung gibt es beim 
Migrationsanteil der Schüler*innen. Er 
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Entgegen dem Anspruch schneiden Schüler*innen in Deutschland insgesamt mittelmäßig ab.

Unterschied in Mathe 
zwischen Schüler*innen

= 111 Punkte in Deutschland
= 93 Punkte OECD-Mittelwert

aus guten und  
aus  benachteiligten Verhältnissen

20 – 30 Punkte = 1 Schuljahr
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hat sich seit 2012 auf 26 Prozent verdop-
pelt. Wiederum zählen die migran tischen 
Schüler*innen mit 42 Prozent zu den 
sozial Benachteiligten, über alle Schüler*-
innen betrachtet, sind das 25 Prozent. 
Die prekäre soziale Lage erklärt zu einem 
erheblichen Teil die schlechteren Leis-
tungsergebnisse der Schüler*innen mit 
Migrationshintergrund.
Die Corona-Schulschließungen wirkten 
sich gleichfalls ungünstig auf das Ler-
nen aus, insbesondere in  Deutschland. 
In der Zeit fand bei 71 Prozent der 
Schüler*innen mehr als drei Monate lang 
kein Unterricht in der Schule statt, im 
OECD-Schnitt erlebten 51 Prozent ähn-
lich lange Schulschließungen. Außerdem 
besteht ein deutlicher Zusammenhang 
zwischen der Länge der Schulschlie-
ßungen und dem Zugehörigkeitsgefühl 
der Schüler*innen: Wenig überraschend 
entfremden sich die Schüler*innen vom 
sozialen Umfeld „Schule“, je länger sie 
vom Schulbesuch ausgeschlossen sind. 
Nicht nur in Deutschland ist der Lehr-
kräftemangel ein Problem. Etwa die 
Hälfte der vergleichbaren Länder bei 
den PISA-Teilnehmenden berichtet von 
einem Mangel an Lehrkräften. In Mathe-
matik lässt sich zeigen, dass zu wenige 
oder auch schlecht ausgebildete Lehr-
kräfte zu schlechteren Leistungen der 
Schüler*Innen führen. Anders ist dies bei 
der Bildungsfinanzierung. Zwar hängt 
die Höhe der Bildungsausgaben laut 

PISA-Bericht „zu einem gewissen Grad 
mit den Schülerleistungen zusammen“, 
jedoch spielt weniger die Höhe eine Rolle 
als „die Art und Weise, wie die finanziel-
len Mittel eingesetzt werden.“

Welche Maßnahmen machen  
ein Bildungssystem resilient?
„Aus Daten Erkenntnisse gewinnen“ ist 
der Titel des abschließenden Kapitels des 
PISA-Berichtsbands. Die PISA-Studie 
gibt an dieser Stelle konkrete Hinweise, 
was getan werden kann. Sie untersuch-
te, was diejenigen Länder auszeichnet, 
die als „resilient“ oder teilweise resilient 
eingestuft wurde Resilient bedeutet im 
Kontext der PISA-Studie: Trotz schlech-
terer Bedingungen (Pandemie, Lehrkräf-
temangel, usw.) verschlechterten sich 
die Leistungen der Schüler*innen nicht. 
Zuerst empfehlen die Autor*innen der 
Studie, Schulschließungen künftig mög-
lichst zu vermeiden, weil sie das Ler-
nen und das Wohlbefinden der Kinder 
stark beeinträchtigen. Aber auch außer-
halb von Notlagen muss darauf geachtet 
werden, dass alle Schüler*innen gut ler-
nen und sich wohlfühlen können. Und 
sie müssen darauf vorbereitet werden, 
eigenständig zu lernen. Schüler*innen 
mit Schwierigkeiten zusätzliche Unter-
stützung anzubieten, ist wirksamer als 
Klassenwiederholungen.
Die Ablenkungen durch digitale Geräte 
im Unterricht sind ein großes Problem 
und müssen systematisch angegangen 
werden, ohne „der Digitalisierung“ gleich 
ganz den Kampf anzusagen. Und: Erfolg-
reiche Schulsysteme pflegen Partnerschaf-
ten zwischen Schulen und Familien und 
binden die Eltern in den Lernprozess der 
Schüler*innen ein. 
Eine frühe Aufteilung der Schüler*innen 
auf verschiedene Schultypen steht der 
sozioökonomischen Fairness  entgegen. 
Die Konzentration  sozioökonomisch 

be nachteiligter bzw. begünstigter Schü-
ler*    innen in bestimmten Schulen hängt 
damit zusammen. Deshalb sollte eine 
Aufteilung möglichst spät erfolgen.
Unabdingbar ist eine den Aufgaben 
angemessene und hochwertige personel-
le und materielle Ausstattung der Schu-
len. Die Beseitigung des Lehrkräfteman-
gels ist dabei besonders wichtig. Und 
zuletzt empfehlen die Autor*innen der 
PISA-Studie, (mehr) Schulautonomie 
mit Verfahren zur Qualitätssicherung 
zu kombinieren. Die Frage, was dabei 
im Interesse der Schüler*innen ist, soll 
der Leitgedanke der Ausgestaltung der 
Autonomie sein.
Es obliegt der Politik, den Eltern und 
allen schulischen Akteuren, sich mit die-
sen Empfehlungen  unvoreingenommen 
auseinanderzusetzen und wirksame Maß-
nahmen zu ergreifen. Aus „sollte,  müsste, 
könnte“ muss endlich „soll, muss und 
kann“ werden. 

Ute Kratzmeier
GEW-Referentin für allgemeine Bildung

Literatur:
• OECD (2023), PISA 2022 Ergebnisse (Band I): 

Lernstände und Bildungsgerechtigkeit, PISA, 
wbv Media, Bielefeld 
https://doi.org/10.3278/6004956w

Sozial benachteiligt

25% aller Schüler*innen

42% der migrantischen 
Schüler*innen
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Z E N T R A L E S T U D I E N B E R AT U N G E N ( Z S B ) B A D E N - W Ü RT T E M B E R G 

50 Jahre ZSB – 50 Jahre gut beraten
Die Zentralen Studienberatungen (ZSB) Baden-Württemberg feiern aktuell ihr 50-jähriges Jubiläum. 
Ein guter Anlass, die Arbeit vorzustellen und bekannter zu machen.

Die Erinnerungen an die eigene Berufs- 
und Studienorientierung sind Erinne-
rungen, die aus den verschiedensten 
Anlässen wiederkehren. Die eigenen 
Schüler*innen, die eigenen Kinder oder 
die eigene berufliche Umorientierung 
lassen diese Zeit, geprägt von Neugier, 
Vorfreude, aber auch Unsicherheit, 
immer wieder in neuem Licht erschei-
nen. Um Menschen vor allem bei der 
Studienorientierung zu unterstützen, 
gibt es in Baden- Württemberg seit nun-
mehr 50 Jahren die Zentralen Studien-
beratungen an den Hochschulen. Seit 
den 70er-Jahren stehen Berater*innen 
Interessierten zur Seite und begleiten 
Studierende von der Orientierungsphase 
bis zum Abschluss und darüber hinaus. 
Trotz der langen Historie ist Eltern und 
Lehrkräften oft nicht bewusst, was die an 
den meisten öffentlichen Hochschulen 
des Landes etablierten Zentralen Studi-
enberatungen alles leisten können. 

Welche Fragen beantwortet werden
Aber was erwartet einen in einer ZSB? 
Anders als bei Infoveranstaltungen steht 
in einer individuellen Beratung die ein-
zelne Person mit ihren Interessen, Fähig-
keiten, Wünschen und Zielen im Mittel-
punkt. Und das völlig kostenlos, neutral 
und vertraulich. Mit dem spezifischen 
Hintergrundwissen zu den Studiengän-
gen und ihrem eigenen Erfahrungsschatz 
begleiten Berater* innen methodisch 
durch den Hochschul dschungel: Wie 
finde ich den richtigen Studiengang für 
mich? Wo liegen Unterschiede zwischen 
den Studiengängen und Hochschular-
ten? Erfülle ich die Voraussetzungen? 
Wie kann ich mir ein Studium vorstel-
len? Welche Finanzierungsmöglichkeiten 
gibt es? Wie kann ich mein Studium mit 
meiner aktuellen Lebenssituation verein-
baren? Was müssen internationale Stu-
dieninteressierte beachten? Wie gelingt 
mir ein guter Studieneinstieg? Alle diese 

 Fragen können in einem Beratungsge-
spräch mit den Zentralen Studienbera-
tungen geklärt und besprochen werden. 
Aber nicht nur für Studieninteressier-
te hält die ZSB ein breites Angebot aus 
persönlicher Beratung, Seminaren und 
Vorträgen bereit. Auch für Studierende 
gibt es zahlreiche Hilfestellungen, um 
im Studium Fuß zu fassen. Sei es beim 
Thema Lernen, bei der konkreten Stu-
dienplanung, bei Fragen zur Studienfi-
nanzierung oder selbst bei persönlichen 
Krisen: Die Studienberater*innen an 
den Hochschulen wissen immer Rat und 
können gegebenenfalls auch an weitere 
Ansprechpersonen oder Beratungsinsti-
tutionen vermitteln. 

Die Arbeit in der Studienberatung ist 
ein wertvoller und erfüllender Beruf. 
Die Berater*innen sind manchmal 
Life-Coach, manchmal Interessenver-
tretung für Studierende, manchmal 
Infomanager*innen und manchmal auch 
die erste Person, die Studierenden in 
schwierigen, oft lebensentscheidenden 
Situationen Unterstützung bieten kann. 
Von der Studieneingangsberatung bis hin 
zur psychosozialen Beratung unterstüt-
zen sie alle an den Hochschulstandorten. 
Mit dabei sind natürlich auch angehen-
de Lehrkräfte, Kindheitspädagog*innen 
und Sozialarbeiter*innen. Die Studien-
beratung hilft mit, dass sie gut durch 
jeden Ausbildungsabschnitt kommen.

Studienberater*innen an den Hochschulen stehen Studierenden mit Rat und Tat zur Seite.
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Berufsstand der Bildungsberatung
Nicht nur die Sichtbarkeit der Studien-
beratung, sondern auch der Berufsstand 
der Bildungsberatung muss und soll ver-
bessert werden. Studienberater*innen 
sind oft in der Hochschulverwaltung 
angesiedelt, befinden sich aber dennoch 
in der Regel in einer Art Matrixstruk-
tur im Bereich Studium und Lehre; soll 
heißen: sie sind eine Art Vermittlungs-
instanz zwischen Hochschulverwaltung, 
Studierenden und Forschung und Lehre. 
Der Berufsverband für  Studien- und 
 Laufbahnberatung, Orientierung und 
Information an Hochschulen in Baden-
Württemberg e. V., 1988 von Kolleg*-
innen in der Bildungsberatung an Hoch-
schulen gegründet, hat es sich unter 
anderem zur Aufgabe gemacht, diesen 
Berufsstand gegenüber der Politik und 
der Öffentlichkeit sicht- und hörbarer 
zu machen. Der Berufsverband ist eigen-
ständig und hat aktuell knapp 40 Mit-
glieder und einen frisch gewählten Vor-
stand. Den Vorsitz hat seit Sommer 2023 
Miriam Bischoff von der Hochschule 
Aalen inne. Die Stellvertretung habe ich 
übernommen. Aktuell beschäftigt sich 
der Berufsverband unter anderem mit 
dem Thema Eingruppierung. Daneben – 
und damit verbunden – ist eines unserer 
aktuellen Hauptanliegen, die Mitgestal-
tung der LHG-Novellierung, damit die 
Zentralen Studienberatungen auch im 
Gesetz sichtbarer werden.
Vor allem Lehrkräften ist die ZSB natür-
lich ein Begriff. Grund hierfür ist das sehr 
erfolgreiche „BEST-Training“, mit dem 
sich Schüler*innen im Workshop-Format 
intensiv mit Berufs- und Studienorien-
tierung auseinanderzusetzen können. 
Das Entscheidungstraining fördert die 

aktive Zusammenarbeit von Lehrkräf-
ten und Studienberater*innen der ZSB. 
Natürlich ist es auch außerhalb von BEST 
möglich, als Lehrkraft jederzeit Kon-
takt zur jeweiligen ZSB aufzunehmen. 
Studienberater* innen kommen gerne an 
die Schulen oder sind Gast geber* in für 
Schulklassen. Egal ob Universitäten, Päd-
agogische Hochschulen, Hochschulen für 
angewandte Wissenschaft (HAW) oder 
DHBW; eine ZSB findet man an fast allen 
Hochschulstandorten im „Länd“. 

Nicolas Huss
Allg. Studienberatung und Leitung 

 Studien-Service-Zentrum,  
Dezernat Studium und Lehre PH Karlsruhe

 Zentrale Studienberatungen (ZSB) 
 Baden-Württemberg 
www.studieren-in-bw.de

• Das Entscheidungstraining BEST 
 enthält Workshops für Schüler*innen 
zur Berufs- und Studienorientierung:  
www.bw-best.de

• Austausch über Berufsverband für 
Studien- und Laufbahnberatung, 
 Orientierung und Information an 
Hochschulen in BaWü e.V.  
www.gew-bw.de/rechtsgutachten_schulsozialarbeit

Digitaler Aktionstag 
am 28. Februar
Damit man sich von der ZSB und ih-
rer Arbeit ein Bild machen kann, fin-
det im Zuge des großen Jubiläums 
am 28. Februar 2024 ein digitaler 
Aktionstag statt:

  www.50jahregutberaten.de

Hier beantworten Berater*innen 
von verschiedenen Hochschulen 
und Hochschularten viele Fragen. 
Je nach Interesse können Teilneh-
mende sich in unterschiedliche The-
menblöcke einwählen. Dabei geht 
es nicht nur um Inhalte, sondern 
auch die Lebenssituation von Ratsu-
chenden spielt eine wichtige Rolle. 
Ob Erstakademiker*in, in Familien-
verantwortung, chronisch erkrankt 
oder mit anderen besonderen Be-
darfen, werden an diesem Tag auch 
die Umstände vor und im Studium 
in den Blick genommen.
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Q U E E R E M I N D E R H E I T A N SC H U L E N

Geschlechtsidentität  
ist Teil der Demokratiebildung
GEW und die Landeszentrale für politische Bildung (LpB) kooperieren bei der Umsetzung des Aktions-
plans für Akzeptanz und gleiche Rechte für LSBTTIQ in Schulen. Eine Tagung Anfang Dezember 
 zeigte, es gibt noch einiges zu tun.

Der AK Lesbenpolitik in der GEW ist 
ein Gremium, das vorangeht. Seit der 
Feier zum 30-jährigen Jubiläum des AK 
im letzten Jahr hat sich einiges getan, 
was die Umsetzung der  Leitperspektive 
„Akzeptanz und Toleranz von Vielfalt“ 
in der Fortbildung von Lehrkräften 
angeht. Auch im GEW-Bildungspro-
gramm werden die politischen Forde-
rungen nach Akzeptanz und Sichtbar-
keit deutlich.
So hat Anfang Dezember 2023 in Stutt-
gart ein Seminar des AK Lesbenpolitik 
erstmalig in Kooperation mit der Landes-
zentrale für politische Bildung (LpB) 
stattgefunden. Mehr als 20 Kolleg* innen 
waren da, um sich mit den Themen 
„Queer“, „sexuelle Orientierung und 
Geschlechtsidentität“ als Teil der Demo-
kratiebildung auseinanderzusetzen. Der 

Erfahrungsaustausch unter den Lehr-
kräften aller Schularten machte deutlich, 
dass auf dem Weg zu einer diskriminie-
rungskritischen Schule noch einiges an 
Arbeit zu tun ist. So wünschten sich die 
Teilnehmenden mehrheitlich Anregun-
gen für eine möglichst diskriminierungs-
freie Unterrichtspraxis sowie Unterstüt-
zung und Ideen für den Umgang mit 
queerfeindlichen Äußerungen im Schul-
alltag. Diesem Anliegen wurde im Semi-
nar Rechnung getragen.
Ein Blick zurück auf 31 Jahre Aktivität 
des Arbeitskreises Lesbenpolitik zeigte 
darüber hinaus, wie zäh in Baden-Würt-
temberg der Kampf um Sichtbarkeit der 
sexuellen Orientierung gewesen ist. Erin-
nert wurde an die Einführung der fächer-
übergreifenden Leitperspektiven in den 
Bildungsplänen 2016, zu denen neben 
Bildung für nachhaltigen Entwicklung, 
Prävention und Gesundheitsförderung, 
Berufliche Orientierung,  Medienbildung, 
Verbraucher*innenbildung auch die Bil-
dung für Toleranz und Akzeptanz von 
Vielfalt gehört. Sie sind zwar seit 8 Jah-
ren gültig, jedoch ließen systema tische 
Fortbildungsangebote für Lehrkräfte auf 
sich warten. 
Auch laut der Evaluation des Aktions-
plans durch das Sozialministerium 2022 
lässt die Umsetzung des Aktionsplans im 
Kultusbereich noch zu wünschen übrig.: 
Geschätzt 50 Prozent der LSBTTIQ*-
Lehrkräfte haben sich nicht geoutet, 
Refe ren dar*  innen sind verunsichert 
darüber, ob sie sich während der Ausbil-
dung outen können, Homo- und Trans-
phobie an den Schulen sind noch zu weit 
verbreitet, und Lehrkräften, Schulleitun-
gen und Schulsozialarbeiter*innen fehlt 
das nötige Wissen, um sich klar zu posi-
tionieren.
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Für eine möglichst diskriminierungsfreie Unterrichtspraxis sind Anregungen oft willkommen.
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Im Leitfaden Demokratie-
bildung der Landeszentrale 
für politische Bildung steht:
„Wenn Standpunkte geäußert werden, 
die mit der freiheitlich-demokratischen 
Grundordnung unvereinbar sind, dürfen 
Lehrkräfte dies nicht unkommentiert ste-
hen lassen und müssen klar Position bezie-
hen. Hierzu braucht es eine Grundrechte-
klarheit und Konfliktfähigkeit aufseiten 
der Lehrkräfte und der Schulleitungen. Das 
Spektrum der Kontroversität muss entspre-
chend klar definiert und von menschen-
abwertenden und demokratiefeindlichen 
Positionen abgegrenzt werden.“

Entsprechend hat Felix Steinbrenner, 
Fachreferent und Leiter der Stabsstelle 
„Demokratie stärken“ der LpB, wich-
tige Informationen und Impulse für 
die politische Bildung in Schulen, aber 
auch für die Entwicklung einer diskri-
minierungskritischen Schulkultur in das 
Seminar eingebracht. Lehrkräfte seien 
aufgerufen, sich über gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit wie Rassismus, 
Antisemitismus oder Queerfeindlichkeit 
zu informieren, die Themen entspre-
chend der Handreichung „Demokratie-
bildung“ und den jeweiligen Lehrplänen 
im Unterricht zu behandeln. Eine klare 
diskriminierungskritische Haltung sei 
dabei immer wieder zu reflektieren. Um 
entsprechend pädagogisch und professi-
onell zu handeln, so Steinbrenner, müsse 
an Schulen Queerfeindlichkeit erkannt 
werden, es müsse die Betroffenenpers-
pektive wahrgenommen und anerkannt 
werden. Dabei müsse Queerfeindlich-
keit kritisiert werden, ohne Personen 

abzustempeln, und es müsse ermöglicht 
werden, sich davon zu distanzieren.
Auch wenn nach wie vor viel zu tun ist, 
sind sich die Fachleute in der GEW und 
der LpB einig: Die Umsetzung der Leit-
perspektive Bildung für Toleranz und 
Akzeptanz von Vielfalt sowie des Akti-
onsplans im Kultusbereich geht voran.
Mit einem erstmals angebotenen Fach-
tag im November 2023 haben auch das 
Kultusministerium (KM) und das Zen-
trum für Lehrerbildung und Schulquali-
tät  (ZSL) Wort gehalten: Fortbildungsan-
gebote wurden realisiert, die im Sommer 
2023 beim ersten Runden Tisch LSBT-
TIQ* des KM in Aussicht gestellt wurden. 
Auch strukturelle Veränderungen wer-
den nun angegangen. Inzwischen gibt es 
an jeder Regionalstelle des ZSL ein Team 
mit Zuständigkeit für Fortbildungen, 
 queere Anliegen von Beschäftigten und in 
päda gogischen Fragen. Auch hier leisten 
Kolleg*innen des AK Lesbenpolitik und 
des AK Schwulenpolitik wichtige  Beiträge.
Ein Beispiel ist ein Angebot der ZSL-
Regionalstelle Stuttgart. Dort gibt es 
jeden zweiten Donnerstag von 15.30 bis 
16.30 Uhr eine Online-Sprechstunde zu 
LSBTTIQ*.

@ Anmeldung: ruth.schwabe@zsl-rss.de

Beim Runden Tisch LSBTTIQ* des KM 
am 13. März 2024 können AKL und LpB 
die Ergebnisse ihrer Zusammenarbeit 
einbringen. So sind die Aktiven des AK 
erneut Taktgeber*innen für eine Schule, 
in der sich alle Menschen unabhängig von 
geschlechtlicher Identität und sexueller 
Orientierung sicher und wohl fühlen. 

Anne Huschens 
AK Lesbenpolitik

WORKSHOP 

Dem Minderheitenstress 
 standhalten – Empowerment
für LSBTI*-Pädagog*innen

Samstag, 27. April 2024 
10:00 – 17:00 Uhr 
Bildungszentrum Wohlfahrtswerk
Silberburgstraße 93, Stuttgart 

Trotz Fortschritte in der Anti-
diskriminierungspolitik und der 
rechtlichen Gleichstellung von 
Menschen mit nicht-heterosexu-
eller Lebensweise ist das Coming-
out für uns als nicht-heterosexuell 
lebende Menschen immer wieder 
eine Herausforderung. 
Im Workshop geht es um die 
Auseinandersetzung mit eigenen 
Glaubenssätzen, Erfahrungs-
austausch und Unterstützung 
im Umgang mit der eigenen 
Identität. Die Teilnehmer*innen 
erproben verschiedene Aktions- 
und Reaktionsmöglichkeiten in 
herausfordernden Situationen 
und bringen eigene Beispiele ein.

 Informationen | Anmeldung: 
www.gew-bw.de

GEW LÄDT EIN

> Weitere Infos und Links



bildung & wissenschaft 01– 02 / 202446

Kurz berichtet

R E D H A N D DAY 2024

Sackgasse der militärbasierten Sicherheitslogik

Am 12. Februar, dem Red Hand Day, 
fordern Menschen auf der ganzen Welt 
mit roten Handabdrücken, dass es keine 
Kindersoldaten und -soldatinnen mehr 
geben darf. Ist dieser Erinnerungs-
tag an die 250.000 aktuell leidenden 
Kindersoldat* innen, angesichts von 22 
Kriegen mit 238.000 Toten allein 2022 
und einer seit zwei Jahren ausdrücklich 
militärzentrierten deutschen Außenpo-
litik nicht obsolet?
Die Bundesregierung ist für ihre „Zei-
tenwende“ auf breiteste Zustimmung 
angewiesen. Sie bemüht sich deshalb 
über alle verfügbaren medialen Kanäle, 
die Bevölkerung von ihrer „Sicherheits-
politik“ zu überzeugen. Die Rolle der 
bundesweit knapp 100, in Baden-Würt-
temberg elf Jugendoffizier* innen wird 
dabei im Blick auf die heranwachsen-
de Generation immer mehr aufgewer-
tet. Schon im Oktober 2022 beschloss 
der CDU-Landesparteitag: „Die CDU 
Baden-Württemberg setzt sich in der 
Landesregierung dafür ein, dass jeder 
Schüler, der eine baden-württember-
gische weiterführende Schule besucht, 
einmal in seiner Schullaufbahn einen 
Besuch eines Jugendoffiziers der Bun-
deswehr erlebt.“ Seither wächst die Zahl 
der Befürworter* innen stetig an. Im Juli 
2023 forderte vielbeachtet CDU-Chef 
Merz für die Bundeswehr „einen unge-
hinderten Zugang zu den Schulen“. Zu 
Weihnachten titelte BILD: „Lehrer-Prä-
sident fordert: Mehr Soldaten an unse-
re Schulen! Schüler für Bedrohungs-
lage sensibilisieren“. Der Präsident des 
Deutschen Lehrer-Verbands fügte noch 
hinzu: „Ob man die Lehrpläne im Hin-
blick auf Bedrohung, Geostrategie und 
Verteidigungsbereitschaft nachschärfen 
muss, ist zu überprüfen.“ 
Die GEW muss ihren Beschluss von 
2016 offensiv vertreten, dessen Über-
schrift  lautet: „Bundeswehr und Schule: 
Die erneuerte Kooperationsvereinbarung 
ersatzlos kündigen“. Schließlich sei der 
dort den Jugendoffizier* innen übertrage-
ne Hauptauftrag, „über die zur Friedens-
sicherung möglichen  Instrumente der 
Politik“ zu informieren und  insbesondere 

Kenntnisse „zur globalen Konfliktver-
hütung und Krisenbewältigung“ zu 
vermitteln, nicht Aufgabe des Militärs, 
sondern die der auf den Beutelsbacher 
Konsens verpflichteten Lehrkräfte. 2022 
hat die GEW die Landesregierung auch 
aufgefordert, die Friedensbildung und 
nicht militärische Konfliktlösungsmo-
delle in den Bildungsplänen prominent 
zu verankern.
Die düsteren Aussichten, die die als 
alternativlos propagierte militärbasierte 
Sicherheitspolitik bietet, müssen nach-
denklich machen. Ihr Scheitern kann 
in Gaza, der Ukraine, im Sudan, im 
Jemen studiert werden und war schon 
in Afghanistan, Syrien, Irak, Libyen zu 
beobachten. 
Der Red Hand Day 2024 kann die Sack-
gasse bewusst machen, in die jede mili-
tärbasierte Sicherheitslogik führt. Viel-
leicht wird dann der Blick frei auf die 
Alternative, die Friedenslogik. In den 
Streitschlichterprogrammen und in all 
den anderen Konfliktbearbeitungs-
modellen hat sie längst in den Schu-
len ihre Wirksamkeit bewiesen. Ein 
Kerngedanke: „Sicherheitslogisch 
gesehen wird ein Problem erst dann 
relevant, wenn es als eine Bedro-
hung wahrgenommen wird, vor der 
die eigene politische  Ordnung und die 
ihr angehörenden Menschen 
zu schützen sind. Im frie-
denslogischen Denken 
dagegen wird ein Prob-
lem relevant, weil Gewalt 
droht oder geschieht und 
Menschen unter ihr leiden, 
unabhängig davon, wer sie für 
welchen Zweck und wie massiv aus-
übt.“ (Hanne-Margret Birckenbach). 
Wie 2022 auf der LDV beschlossen, wird 
die GEW eine Tagung mit dem Arbeits-
titel „Wege zum Frieden: Sicherheitslo-
gik versus Friedenslogik“ durchführen. 
Das wäre auch ein gutes Motto für die 
hoffentlich vielen Rote-Hand-Aktionen 
während des Jahres. 

Hagen Battran  
Mitglied der AG Friedensbildung

   Ermunterung, Anregungen, und Hilfen: 

• www.tdh.de/schule/red-hand-day-aktion-rote-hand/
• www.aktionrotehand.de/de/ 
• www.forumzfd.de/de/friedenslogik-statt-sicherheitslogik
• www.wissenschaft-und-frieden.de/dossier/friedenslogik-

statt-sicherheitslogik/
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O N L I N E - FO RT B I L D U N G A M 29.02.2024

„Friedensbildung in konfliktreichen Zeiten“

Für die Friedensbildung in Deutschland 
stellt der Krieg in der Ukraine eine neue 
Herausforderung dar. Einerseits erwarten 
Kinder und Jugendliche Orientierung und 
Hilfe in einer als bedrohlich wahrgenom-
menen Situation. Andererseits droht eine 
Verengung der  Sichtweise hin zu einer 
einseitigen Stärkung des Militärischen 
oder sogar eine Instrumentalisierung 
der Bildung und Bildungseinrichtungen. 
Zunehmend drängt die Bundeswehr in 
die Schulen. Was will sie hier und wie sol-
len Lehrkräfte reagieren? Mit dieser The-
matik befasst sich in dem Webseminar am 
29.02.2024 Michael Schulze von Glaßer, 
Politischer Geschäftsführer der DFG-VK 
und freier Journalist. 
Annemarie Raab, AG Friedensbildung 
der GEW, entwickelt Perspektiven der 
 Friedensbildung aus gewerkschaftlicher 
Sicht.

Die baden-württembergische „Service-
stelle Friedensbildung“ gilt bundesweit 
als vorbildlich. Die vielfältigen Ange-
bote stellt ihre Leiterin Dr. Julia Hagen 
vor. Dazu gehören Projektvorschläge für 
Schulen, der Informationsbrief Friedens-
bildung aktuell, das Online-Portal Frie-
den-Fragen ebenso wie Fortbildungen 
und Anregungen zu Konfliktanalysen. 

Jörg Götz-Hege
Vorstandsbereich Grundsatzfragen

   Zugangsdaten nach Anmeldung unter 

www.gew-bw.de/veranstaltungen/detailseite/ 
webseminar-friedensbildung-in-konfliktreichen-zeiten

A N G E B OT E F Ü R J U G E N D L I C H E Z W I SC H E N SC H U L E U N D B E RU F

Projekt „Läuft bei Dir!“ verlängert

Die Baden-Württemberg-Stiftung hat 
das Projektes „Läuft bei Dir!“ verlängert. 
Damit kann das Programm zur werte-
orientierten Demokratiebildung, das seit 
2017 in Kooperation mit der Landeszen-
trale für politische Bildung Baden-Würt-
temberg (LpB) angeboten wird, bis zum 
31. Dezember 2026 fortgeführt werden.
„Läuft bei Dir!“ richtet sich an Jugend-
liche im Übergang zwischen Schule und 

Beruf. Mit einem vielfältigen Angebot 
zur Demokratie- und Medienbildung sol-
len Kritik- und Konfliktfähigkeit, Selbst-
reflexion, Empathie und die Fähigkeit 
zum Perspektivwechsel gestärkt werden. 
Dabei kommen kreative und handlungs-
orientierte Lernformen zum Einsatz – 
beispielsweise der  medienpädagogische 
Escape Room „Hacker Attack“, der als 
Projekttag für Berufsschulen künftig an 
wechselnden Standorten, aber auch in 
einer digitalen Version zur Verfügung 
stehen wird. 
Das Programm wird durch Fortbildungs-
angebote für Lehrkräfte ergänzt; zudem 
sind Publikationen entwickelt worden: 
Das Lerntagebuch „Du bist dran!“ oder 
die Handreichung „Leicht gemacht – 10 
niedrigschwellige Methoden zur Demo-
kratiebildung“, die schulartübergreifend 
verwendet werden kann. 

b&w

   Weitere Informationen unter:
www.läuft-bei-dir.de

VERANSTALTUNGSREIHE

Bildung in Zeiten rechter  
Versuchung – GEW mutig  
gegen rechts

Mittwoch, 6. März 2024,  
19:00 – 20:30 Uhr
DGB-Haus Karlsruhe

Der fortschreitende gesell-
schaftliche Rechtsruck und das 
Erstarken der AfD darf heute 
niemanden mehr kalt lassen. Die 
Deportationspläne, die kürzlich 
an die Öffentlichkeit kamen, wa-
ren für viele nicht überraschend, 
da sie sich nur in eine lange Rei-
he von Nachrichten einreihen, 
die die fortschreitende Radika-
lisierung der extremen Rechten 
skizzieren. Auch im Bildungsbe-
reich sind rechte Positionen oft 
an der Tagesordnung. 

Die GEW Nordbaden hat daher 
eine Veranstaltungsreihe ins 
Leben gerufen. 

Zur ersten Veranstaltung kommt:
Stefan Dietl,  
Gewerkschafter und Publizist.  
In seinem Vortrag  
„Die AfD – Keine Alternative  
für Beschäftigte“
wirft er einen genaueren Blick da-
rauf, welche Forderungen die AfD 
in der Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik eigentlich vertritt und welche 
verheerenden Auswirkungen 
deren Umsetzung für abhängig 
Beschäftigte hätte.

Weitere Veranstaltungen geben 
hilfreiche Tipps für die Praxis in 
der Schule oder Jugendarbeit 
und vermitteln darüber hinaus 
gesellschaftliche Auswirkungen 
dieser Entwicklungen. 

   Weitere Informationen:  
gew-bw.de/nordbaden

GEW LÄDT EIN
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FAC H L E H R K R Ä F T E:

Beförderungsprogramm 2024 enthält viele Verbesserungen

Zum Februar 2024 können 144 Fachlehr-
kräfte an GHWRGS Schulen befördert 
werden. In intensiven Gesprächen mit 
Politiker* innen hat die GEW erreicht, 
dass die Wartezeit vor der Beförderung 
deutlich verkürzt wurde. Auch in diesem 
Jahr können Fachlehrkräfte schon nach 
4 Jahren Wartezeit befördert werden. 
Ein toller Erfolg für die Kolleg* innen. 
Die jahrelange GEW-Forderung nach 
Abschaffung der Besetzungs- und Beför-
derungssperren wurde 2023 endlich 
umgesetzt! Dadurch können freiwerden-
de Stellen sofort wiederbesetzt werden. 
Durch den Wegfall der Beförderungs-
sperre erfolgt Anfang 2024 zum letz-
ten Mal eine Beförderung im Februar. 
Ab Herbst 2024 sollen die Kolleg* innen 
immer im Oktober befördert werden. 

Fachlehrkräfte sind neben den Studien-
räten* innen die einzigen Lehrkräfte, 
die nach dem Eingangsamt ein weiteres 
Beförderungsamt durchlaufen. Durch 
die regelmäßigen Gespräche der Fach-
lehrkräfte / Technischen Lehrkräfte mit 
den Landtagsabgeordneten in den Wahl-
kreisen konnte erreicht werden, dass 
die Wartezeit auf 4 bis 7 Jahre verkürzt 
wurde. Wie lange es bis zur Beförderung 
dauert, hängt vom Beförderungsjahr-
gang und der Note in der Dienstbeurtei-
lung ab. Vor Jahren betrug die Wartezeit 
noch 12 bis 15 Jahre. 

Auch Höhergruppierungen  
für Tarifbeschäftigte
Mit diesem Erfolg im Rücken gilt der 
Slogan der GEW-Fachgruppe: „Mit uns 
läuft was“. Auch für die Höhergrup-
pierung der Tarifbeschäftigten wur-
den entsprechende Stellen geschaffen, 
so dass diese Lehrkräfte analog den 
Beförderungsjahrgängen der Beamten*-
innen höhergruppiert werden kön-
nen. Von den Regierungspräsidien 
wurden 10 tarifbeschäftigte Lehrkräf-
te gemeldet. Die Regierungspräsidien 
legen diese Stellen zusammen mit den 

 Bezirkspersonalräten fest. Für die Tech-
nischen Lehrkräfte ist durch die Hebung 
der Stellen auf A11 / E10 das Beförde-
rungsprogramm weggefallen.
Die Kolleg* innen müssen die Beförde-
rung normalerweise nicht beantragen. 
Das jeweilige Regierungspräsidium for-
dert die Schulleitungen auf, die Lehr-
kräfte zu beurteilen, die dafür in Frage 
kommen könnten. Ob eine Beförderung 
möglich ist, hängt vom Beförderungs-
jahrgang und der Note der aktuellen 
dienstlichen Beurteilung ab. Wer sei-
nen Beförderungsjahrgang nicht kennt, 
sollte sich schriftlich oder telefonisch an 
sein zuständiges Regierungspräsidium 
wenden und um Auskunft bitten. 

Stefan Bechtold 
Vorsitzender Landespersonengruppe 

Fachlehrkräfte / Technische Lehrkräfte

Beförderungsmöglichkeiten (Personen) Februar 2024

Schulart A10 / E9b nach A11 / E10  

Grund- / Hauptschule 38

SBBZ FL g / k 61

Realschule 17

Gymnasium 2

Gemeinschaftsschule 22

Berufliche Schule 4

Gesamt 144

• Jahrgänge bis einschließlich 2016: mit mindestens guter (2,0) Beurteilung
• Jahrgänge 2017 und 2018: mit mindestens sehr guter bis guter (1,5) Beurteilung
• Jahrgang 2019: 100 % der Lehrkräfte mit sehr guter (1,0) Beurteilung
• Jahrgang 2020: 46 % der Lehrkräfte mit sehr guter (1,0) Beurteilung

Kurz berichtet
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D I E B E SC H Ä F T I GT E N I M B L I C K

GEW und SPD ziehen in der Hochschulpolitik an einem Strang

Mitte Januar sprachen Vertreter* innen 
der GEW mit den SPD-Landtagsabge-
ordneten Gabi Rolland (Freiburg), Dr. 
Dorothea Kliche-Behnke (Tübingen) 
und Martin Rivoir (Ulm) über aktuelle 
Themen der Hochschulpolitik. Anlass 
des Gesprächs war der Abschluss in der 
Tarifrunde der Länder (TV-L), beson-
ders die Vereinbarungen für die studen-
tischen Beschäftigten. Einig sind sich 
GEW und SPD darin, dass nach diesem 
ersten Etappensieg in der Tarifrunde 
weiterhin gemeinsam auf eine Verbes-
serung der Arbeits bedingungen und 

Mit bestimmungs möglichkeiten studen-
tischer Beschäftigter in Baden-Württem-
berg hingearbeitet werden soll. Katharina 
Huss, Referentin für die Studierenden-
arbeit in der GEW Baden-Württemberg, 
ließ die SPD-Abgeordneten wissen: „Wir 
sind unseren streikenden studentischen 
Mitgliedern schuldig, dass wir ihre For-
derung nach einem eigenen Tarifver-
trag weiter verfolgen.“ Die SPD wird 
darauf hinwirken, dass ein Moni toring 
der Beschäftigungs bedingungen stu-
dentischer Mitarbeiter* innen im Land 
erfolgt. Es wurde verabredet, zu diesem 

Thema im Austausch zu bleiben um 
dazu beizutragen, dass die in der Tarif-
runde vereinbarten Rahmenbedingun-
gen im Land auch eingehalten werden.
Neuigkeiten gab es für die SPD-Abge-
ordneten zur Gleichstellungsarbeit 
an den Hochschulen im Land. Die 
Geschäftsführung der Landeskoordi-
nierungsstelle der Gleichstellungsbeauf-
tragten an wissenschaftlichen Hoch-
schulen (LaKoG) wird neu besetzt. Der 
Versuch des Ministeriums, hier steuernd 
einzugreifen, hat zwischenzeitlich zum 
Rücktritt der LaKoG-Vorsitzenden Bir-
git Langer vom KIT geführt. Die seithe-
rige Geschäftsführerin Dagmar Höppel 
ist eine Institution in der Gleichstel-
lungsarbeit an Hochschulen. Das GEW-
Mitglied Höppel hinterlässt große Fuß-
stapfen, die es nun zu füllen gilt. Die 
SPD-Abgeordneten zeigten sich beein-
druckt, dass die GEW in gutem Kontakt 
zu den Promovierendenvertretungen im 
Land steht. In der GEW ist man vertraut 
mit den Sichtweisen des wissenschaft-
lichen Nachwuchses und transportiert 
diese in die Politik. 

Manuela Reichle 
Referentin für Hochschule und Forschung

Von links: Martin Rivoir, Gabi Rolland ( beide SPD), Katharina Huss (GEW), Dorothea Kliche-Behnke (SPD)
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A K T I O N S WO C H E N G E G E N R A S S I S M US 2024

Angebote für Schulen

Vom 11. bis 24. März 2024 finden die 
Internationalen Wochen gegen Ras-
sismus statt. Rund um den 21. März, 
dem Internationalen UN-Gedenktag 
gegen Rassismus, werden bundesweit 
 Aktionen veranstaltet.
In Stuttgart beispielsweise gibt es über 
90 Angebote für unterschiedliche Ziel-
gruppen. Beteiligt sind ein breites  Bündnis 

aus Kooperationspartner* innen, beste-
hend aus mehr als 60 Stuttgarter Organi-
sationen, Initiativen und Veranstaltenden.
Einen Schwerpunkt des Programms bil-
den die pädagogischen Angebote an den 
Vormittagen für Schulklassen, Jugendli-
che und junge Erwachsene. Neben dem 
Schulprogramm gibt es an den Nachmit-
tagen vor allem für Multiplikator* innen 
der schulischen und außerschulischen 
Bildung Fortbildungen. Gerade für 
Lehrkräfte stehen vielseitige Angebote 
mit verschiedenen Themenschwerpunk-
ten im Angebot. 

b&w

   Materialien, Veröffentlichungen und  
Angebote mit Themenschwerpunkten: 
www.aktionswochen-stuttgart 
www.stiftung-gegen-rassismus.de

Kurz berichtet
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Kurz berichtet

K I N D E R K R A N K E N G E L DTAG E

2024 startet mit Neuregelung

Kurz vor Weihnachten 2023 haben Bun-
destag und Bundesrat beschlossen, die 
Kinderkrankengeldtage gemäß § 45 
Sozial gesetzbuch V für die Kalender-
jahre 2024 und 2025 von 10 auf 15 je 
Kind zu erhöhen. Gleichzeitig endet die 
coronabedingte Sonderregelung, die von 
2021 – 2023 in Kraft war.
Für das Kalenderjahr 2024 gilt somit für 
gesetzliche versicherte Arbeitnehmer*-
innen, deren Kind(er) ebenfalls in einer 
gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sichert sind: 15 Tage je Kind unter 12 
Jahren.

Für 2024 gilt folgende Tabelle, die unab-
hängig von einer Teilzeitbeschäftigung 
oder der Anzahl der Arbeitstage pro 
Woche zu verstehen ist:

Umsetzung für die Beamt*innen  
steht noch aus
Die entsprechende Übertragung der 
Erhöhung auf die Beamt* innen steht 
aktuell noch aus. Hierfür bedarf es einer 
Anpassung der Arbeitszeit- und Urlaubs-
verordnung (AzUVO). Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) und seine 
Einzelgewerkschaften sind bereits an die 
baden-württembergische Landesregie-
rung herangetreten und erwarten zeitnah 
eine Gleichstellung der Statusgruppen in 
dieser Frage. 

Lars Thiede
Gewerkschaftssekretär GEW Nordwürttemberg

   FAQs zum Thema  
Kinderkrankengeld unter:  

www.bundesgesundheitsministerium.de/themen/ 
praevention/kindergesundheit/faq-kinderkrankengeld

1   = 15 Tage 
2 = 30 Tage 
3 = 35 Tage

+

Tage je gesetzlich versichertem Elternteil

Alleinerziehende jeweils das Doppelte
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S T I F T U N G F Ü R J U G E N D L I C H E  
M I T M I G R AT I O N S B E Z U G

Kostenlose  
Bildungsangebote

Die START-Stiftung fördert Jugendliche 
mit Migrationsbezug und macht sie fit 
für die Zukunft. Neben einem dreijäh-
rigen Bildungs- und Engagementstipen-
dium bietet die Stiftung auch einjährige 
Kurse zur Berufsvorbereitung und zum 
Programmieren an. Außerdem werden 
alle Jugendlichen mit ihrer Registrie-
rung Teil der START-Community. 
Ab dem 1. Februar können sich Jugend-
liche ab 14 Jahren wieder für die kosten-
losen Bildungsangebote registrieren. 
Dafür ist die Unterstützung und Emp-
fehlung von Lehrkräften nötig.
Die START-Stiftung, eine Tochter der 
gemeinnützigen Hertie-Stiftung, bietet 
seit über 20 Jahren dieses Bildungspro-
gramm. Die Stiftung setzt sich für Chan-
cengerechtigkeit ein und unterstützt die 
Heranwachsenden dabei, mit eigenen 
Projekten und Initiativen die Gesell-
schaft aktiv zu gestalten und Verantwor-
tung zu übernehmen. 
Einmal registriert, können die Jugendli-
chen zwischen drei längeren Kursange-
boten und zahlreichen einzelnen Veran-
staltungen wie Workshops, Coachings 
und Vorträgen wählen – alle kostenlos!  
Alle registrierten Jugendlichen sind 
zudem Teil der START-Community, in 
der sich über 3.500 ehemalige und akti-
ve Geförderte austauschen, vernetzen 
und gegenseitig unterstützen. 

b&w

   Weitere Informationen unter:

www.start-stiftung.de/community/registrierung-bewerbung-2/   
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K L AUS U RTAG U N G D E R J U N G E N G E W

Arbeitszeit und Arbeitszeiterfassung überdenken

In ihrer Klausurtagung Mitte Novem-
ber beschäftigte sich die Junge GEW mit 
zwei Themenbereichen, die für junge 
Kolleg*innen künftig wichtig sein wer-
den: Arbeitszeit und Arbeitszeiterfas-
sung. Unterstützt von Ute Kratzmei-
er, die einen fundierten Einblick in die 
Thematik gab, diskutierten die jungen 
Kolleg*innen, wie sie sich eine zeitge-
mäße Art der Arbeitszeiteinteilung und 
Arbeitszeitgestaltung vorstellen. Dabei 
setzten sie sich mit Modellen aus Ham-
burg und Dänemark und deren Umsetz-
barkeit in Baden-Württemberg ausein-
ander. Interessant hierbei war vor allem 
das Modell aus Dänemark, das Dienst-
stellen möglichst viel Freiheit bei der 
Gestaltung der Zeiteinteilung lässt. Was 
jedoch als eher ungerecht empfunden 
wurde, waren Beispiele, bei denen ein-
zelne Fächer gegeneinander aufgewogen 
wurden. Den jungen Lehrkräften ist es 
jedenfalls wichtig, dass das  antiquierte 
Deputatsmodell auf den Prüfstand 

gestellt wird – stellt es doch die Art zu 
arbeiten in einer digitalen Welt nicht 
mehr dar. Ein emanzipierter Weg mit 
der eignen Arbeitskraft und Arbeitszeit 
umzugehen, ist das Ziel. 

Die jungen Kolleg* innen freuen sich 
über neue Mitglieder, die sich ihnen 
anschließen und gerne mitdiskutieren. 

Stefanie Hehn

Junge GEW tagte im Löchnerhaus am Bodensee
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N E U M I TG L I E D E R S E M I N A R G E W S Ü DW Ü RT T E M B E R G I N O B E R M A R C H TA L

Zuversicht verbreitet

Wie tickt eigentlich die GEW? Wo 
kann ich mich einbringen? Was macht 
die GEW für mich? Diesen und vielen 
anderen Fragen gingen 11 Neumitglie-
der gemeinsam mit Holger Bolay vom 
Bezirksvorstand Südwürttemberg und 

Farina Semler, stellvertretende Lan-
desvorsitzende, in Obermarchtal nach. 
Viele von ihnen brachten schon positi-
ve Erfahrungen mit, sei es durch Bera-
tungen, Rechtsschutz, Streikteilnahme 
oder auch der Gewissheit, dass die starke 

 Gemeinschaft schützt und trägt. 
Erfreulicherweise kamen die Kolleg*-
innen aus allen Bildungsbereichen, in 
denen die GEW aktiv ist. Das Angebot 
der Seminarleitung, am Abend noch 
zur Beratung zur Verfügung zu ste-
hen, wurde sehr dankbar angenom-
men. Ein solches Seminar macht vor 
der Zukunft der GEW nicht bang: da 
kommen sehr motivierte, neue Gewerk-
schaftsmitglieder zusammen, die bereit 
sind mitanzupacken. Und andershe-
rum: Laut Rückmeldung begeisterte  
die unerschütterliche Zuversicht der 
beiden Referent*innen, dass man nur 
mit der GEW was erreichen kann, die 
Kolleg*innen so sehr, dass sie sich ihrer 
Mitgliedschaft sicherer wurden. Das 
Neumitgliederseminar findet einmal im 
Jahr abwechselnd in allen vier Bezirken 
statt. 2024 geht es nach Südbaden mit 
Monika Stein. 

Farina SemlerNeue Mitglieder werden in GEW-Arbeit eingeführt.
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Karlsruhe 

„So etwas hat es ja noch nie gegeben“, 
freute sich eine Pensionärin, bevor sie 
sich fröhlich von den Mitgliedern des 
geschäftsführenden Kreisvorstands, ver-
abschiedete. Damit meinte sie den sehr 
schwungvollen Teil der Pensionärs- und 
Jubilarfeier, bei dem nicht wenige das 
Tanzbein schwangen. 
Der Kreis Karlsruhe hatte Ende  November 
zur jährlichen  Pensionärs- und  Jubilar-

feier in das Restaurant „Schalander“ auf 
der Höpfnerburg eingeladen. Geehrt 
wurden die Kolleginnen und Kollegen, 
die seit 40, 50, und sogar seit beeindru-
ckenden 60 Jahren Mitglied in der GEW 
sind. 2 GEW-Mitglieder, Hannelore Pin-
kert und Karl Schreckenberger, die ihr 
65-jähriges Jubiläum feierten, konnten 
persönlich nicht anwesend sein. 
Seit 40 Jahren sind dabei: Elke Imbery 

und Stefanie Masuch, 50 Jahre: Wolf-
gang Axtmann, Gottfried Bichsel, Irene 
Kuntze, Brigitte Neubauer, und Helga 
Stoll. 60 Jahre bei der GEW: Siegbert 
Kessel und Gertrud Wild. 
Kreisvorsitzender Jens-Björn Arndt 
führte durch die Ehrung, wobei er für 
jedes Jubiläumsjahr die entsprechenden 
Ereignisse, politischer oder kulturel-
ler Art, nannte. So erinnerten sich die 
Kolleginnen und Kollegen mit 40-jäh-
riger Mitgliedschaft noch gut an die 
Menschenkette 1983, an der viele teil-
genommen hatten. Oder 1973 trat zum 
ersten Mal die „Queen“ in Deutschland 
auf. So gab es viele Beispiele bei denen 
ein „Ah ja“ zu hören war. Die  passenden 
Hits der  jeweiligen Jahre spielten die 
Musiker*innen der Band „Tonikum“ live 
ein. Das trug zu viel Fröhlichkeit bei. 
Später spielte die Band erneut auf, und 
dann gab es kein Halten mehr. Die Stim-
mung war ausgelassen, und es war klar: 
Tanzen hält jung, und das wünschen wir 
uns auch im nächsten Jahr. 

Corinna Blume

Langjährige Mitglieder aus dem Kreis Karlsruhe werden geehrt
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Reutlingen / Tübingen
Ein besonderes Highlight zum Abschluss 
der Vertrauensleuteschulung war der 
Besuch des Überlinger Welt ackers. Hier 
ist auf 2.000 Quadratmetern zu sehen, 
wie viel Fläche fruchtbarer Boden bei 
gleichmäßiger Verteilung der globalen 
Ackerflächen jedem Menschen auf der 
Erde zur Verfügung stünde und was 
wir im Moment darauf kultivieren. Bei 
einem geführten Rundgang konnten 
die knapp zwanzig Vertrauensleute aus 
dem GEW-Kreis Reutlingen/Tübingen 
erleben und erfahren, welchen Einfluss 
unsere Ernährung und unser Konsum 
haben. Zudem konnten einleuchten-
de Verbindungen hergestellt werden, 
die zeigten, dass gemeinsames Handeln 
Wirkung in der Welt hat. Am Tag zuvor 
haben sich die GEW-Vertrauensleute im 
Löchnerhaus intensiv mit der eigenen 
Stimme und ihrem Einsatz beschäftigt. 
Neben theoretischen Impulsen boten 
praktische Übungen und spielerisches 
Ausprobieren vielfältige Gelegenheiten, 
um den bewussten Umgang und Einsatz 

der eigenen Stimme unter fachkundi-
ger Anleitung der Logopädin Katharina 
Fuchs auszuprobieren.
Umrahmt wurde die Schulung von 
gewerkschaftlichen Themen, die  Matthias 

Gruner den Vertrauensleuten erläuterte. 
Auch die Fragen und Anliegen, die mitge-
bracht wurden, hatten hier Raum. 

Ulrike Pöhler

Vertrauensleute aus Reutlingen und Tübingen auf der Insel Reichenau
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GEW vor Ort
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Alb-Donau / Ulm & Biberach
In Laupheim, einen Tag vor Nikolaus, 
verbreiteten GEW-Personalräte aus den 
Kreisen Alb-Donau / Ulm und Bibe-
rach festliche Stimmung am Lehrer-
ausbildungsseminar. Unter dem Motto 
„Liebes BaWü, darf es zu Weihnach-
ten ein bisschen mehr sein?“ genossen 
die Lehramtsanwärter* innen nicht nur 
Weihnachtspunsch und Lebkuchen, 
sondern setzten sich auch aktiv für ihre 
beruflichen Belange ein. 
Gleich zwei JA13!-Aktionen – Unter-
schriften auf Weihnachtspostkarten, die 
an die Mitglieder im Bildungsausschuss 
des Landtages gerichtet waren, und 
Foto-Shootings in Verkleidungen als 
Lebkuchenmann, Engel oder Nikolaus – 
verdeutlichten den Einsatz für gerechte 
Entlohnung. Die Solidarität zeigte sich in 
zahlreichen Unterschriften für angemes-
sene Bezahlung von Grundschullehrer*-
innen in Baden-Württemberg. Ein Tag 
voller Weihnachtszauber und Engage-
ment für die Zukunft der Bildung im 
Ländle. 

Philipp Stegmaier Aktion der Lehramtsanwärter*innen
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Böblingen
Zum Einstieg bei der diesjährigen GEW-
Fraktionsklausur des ÖPR in Böblingen 
gab es einen allgemeinen Austausch zu 
den Arbeitsgruppen der Personalräte-
schulung in Bad Boll sowie zu den 
Streikaktionen der GEW in Karlsruhe 
und Stuttgart während der Tarifver-
handlungen. 
Außerdem wurde die Personalver-
sammlung und die Werbekampagne 
der GEW-Fraktion für die kommenden 
 Personalratswahlen geplant und vorbe-
reitet. Dabei bot die gegenwärtige Wer-
bekampagne des Kultusministeriums zur 
Lehrkräftegewinnung reichlich Sketch-
anregungen für die Personalversamm-
lung am 12. März in  Holzgerlingen. 
Dank an Bernd Hanstein, der wieder das 
Drehbuch schreiben wird. 

Raul Coelho

GEW vor Ort

GEW-Fraktion des ÖPR Böblingen 
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Unsere Jubilare

75. GEBURTSTAG
Gisela Gruber, 
Eberbach, 16.12.1948
Fred Kletzin, 
Friesenheim, * 01.03.1949
Ursula Genat, 
Lörrach, * 01.03.1949
Gerald Walther, 
Steinheim, * 01.03.1949
Günter Schöpfer, 
Stuttgart, * 01.03.1949
Waltraud Schäfer, 
Karlsruhe, * 03.03.1949
Jürgen Schrieb, 
Markgröningen, * 03.03.1949
Gudrun Müller-Fink, 
Tübingen, * 03.03.1949
Helga Bertsch-Messerschmied, 
Reichenbach, * 06.03.1949
Sieglinde Schulz-Krieg, 
Freiburg, * 06.03.1949
Christine Richardt, 
Straubenhardt, * 06.03.1949
Christl Mössinger, 
Ostfildern, * 07.03.1949
Katharina Odoi, 
Heidelberg, * 07.03.1949
Walter Heck, 
Schönbrunn, * 08.03.1949
Monika Schlachter de Vries, 
Küssaberg, * 08.03.1949
Hildegard Schoenfeld, 
Freiburg, * 08.03.1949
Hans Dietrich Jung, 
Sindelfingen, * 09.03.1949
Gerhard Ilg, 
Esslingen, * 09.03.1949
Roswitha Stegbauer-Lenz, 
Mannheim, * 10.03.1949
Heidrun Conzelmann,  
Mössingen, * 10.03.1949
Uwe Kronmüller, 
Gaildorf, * 11.03.1949
Elke Brendel, 
Göppingen, * 11.03.1949
Heidemarie Weisser, 
Villingen-Schw., * 12.03.1949
Reinhild Printz, 
Ettlingen, * 13.03.1949
Lieselotte Sommerhalder, 
Spaichingen, * 13.03.1949
Uta Marby, 
Stuttgart, * 14.03.1949
Günther J. Fendrich, 
Birkenau, * 15.03.1949

Angelika Spitzmüller, 
Hofstetten, * 15.03.1949
Josefa Roth-Lechleitner, 
Freiburg, * 17.03.1949
Christel Stufft, 
Neuweiler, * 19.03.1949
Gisela Baur, 
Tübingen, * 19.03.1949
Gabriele Heitzmann, 
Merzhausen, * 19.03.1949
Siegfried Hug, 
Elzach, * 19.03.1949
Ursula-F Pritscher, 
Weingarten (Baden),  19.03.1949
Kerstin Nötting, 
Schwetzingen, * 20.03.1949
Anne Nalewalski, 
Rielasingen-Worbl., * 21.03.1949
Irene Hergenröder-Hübner, 
Esslingen, * 21.03.1949
Alexander Müller, 
Gernsbach, * 21.03.1949
Gisela Brodauf, 
Titisee-Neustadt, * 22.03.1949
Martin Hauck, 
Heidelberg, * 23.03.1949
Karin Horstmann, 
Karlsruhe, * 24.03.1949
Robert Nöltner, 
Lörrach, * 25.03.1949
Renate Moosburner, 
Sulzburg, * 26.03.1949
Ernst Gensler, 
Kämpfelbach, * 26.03.1949
Constanze Gorny, 
Walddorfhäslach, * 27.03.1949
Annelie Haffner, 
Mannheim, * 27.03.1949
Heinz Kiehl, 
Wolfach, * 27.03.1949
Wolfgang Bendele, 
Niedernhall, * 27.03.1949
Bernhard Gänzler, 
Angelbachtal, * 28.03.1949
Monika Pohl, 
Karlsruhe, * 29.03.1949
Wilhelm Lasslop, 
Mögglingen, * 30.03.1949
Peter Beuter, 
Aitrach, * 30.03.1949
Christina Weisser, 
Schramberg, * 31.03.1949
Luise Reif, 
Heidelberg, * 31.03.1949

Elvira Walch, 
Leimersheim, * 31.03.1949
Norbert Fritsch, 
Sachsenheim, * 31.03.1949
Alexander Horn, 
Titisee-Neustadt, * 31.03.1949

80. GEBURTSTAG
Rainer Seifriz, 
Herrenberg, * 02.03.1944
Gerhart Herbrechtsmeier, 
Rheinfelden / Eichsel, 
* 03.03.1944
Bernd Weber, 
Mühlacker, * 03.03.1944
Sigrid Felber, 
Aalen, * 04.03.1944
Alexander Baumhauer, 
Königsbronn, * 04.03.1944
Bruno Curth, 
Heilbronn, * 05.03.1944
Ursula Reckmann, 
Nehren, * 06.03.1944
Michael Evers, 
Karlsruhe, * 06.03.1944
Harald Kussler, 
Welzheim, * 06.03.1944
Astrid Copony, 
Adelsheim, * 07.03.1944
Peter Schneiders, 
Freiburg, * 07.03.1944
Elke Kluttig, 
Schorndorf, * 08.03.1944
Michael Giehrl, 
Metzingen, * 09.03.1944
Jürgen Schweitzer, 
Ulm, * 09.03.1944
Helmut Reinl, 
Munderkingen, * 09.03.1944
Peter Kurz, 
Karlsruhe, * 10.03.1944
Helga Kriessler, 
Metzingen, * 11.03.1944
Erna Tünay, 
Heidelberg, * 12.03.1944
Martin Paul, 
Offenburg, * 12.03.1944
Hans Joachim Wollasch, 
Rastatt, * 13.03.1944
Ingrid Dietrich, 
Heidelberg, * 13.03.1944
Peter Sack, 
Walldürn, * 14.03.1944
Birgitta Mayer, 
Waiblingen, * 14.03.1944

Karl Ziefle, 
Pfullingen, * 16.03.1944
Manfred Kraft, 
Aglasterhausen, * 16.03.1944
Hans Günter Henne, 
Bisingen, * 16.03.1944
Gerd Pfeiffer, 
Haslach, * 17.03.1944
Uwe Lohnert, 
Mörlenbach, * 17.03.1944
Rainer Braun, 
Karlsruhe, * 17.03.1944
Roswitha Rodriguez-Müller, 
Neckartailfingen, * 20.03.1944
Rainer Gruber, 
Bad Mergentheim, * 20.03.1944
Bernd Schröter, 
Freudenberg, * 20.03.1944
Burghilde Stietenroth, 
Saarbrücken, * 21.03.1944
Eleonore Reustle, 
Ostfildern, * 21.03.1944
Anton Brandt, 
Königsbach-Stein, * 23.03.1944
Anke Rösner, 
Freiburg, * 23.03.1944
Brigitte Ludwig, 
Bad Rappenau, * 23.03.1944
Paul Schiebel, 
Emmendingen, * 23.03.1944
Helmut Öhler, 
Böhmenkirch, * 24.03.1944
Monika Kunz, 
Brühl, * 25.03.1944
Helga Schmitt, 
Mannheim, * 25.03.1944
Ulrich Hiller, 
Möglingen, * 25.03.1944
Winfried Bauer, 
Fellbach, * 25.03.1944
Rita Butendeich, 
Karlsruhe, * 27.03.1944
Sieglind Bohnert, 
Karlsruhe, * 27.03.1944
Beate Schuhbauer, 
Villingen-Schw., * 27.03.1944
Barbara Köster, 
Wimsheim, * 227.03.1944
Gudrun Nisbach, 
Karlsruhe, * 28.03.1944
Hilke Jammers, 
Heidelberg, * 30.03.1944
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Wer in der Jubilarstafel nicht genannt werden möchte, bitte drei Monate vorher eine Nachricht schicken: Per Post  
(Mitgliederverwaltung, Silcherstraße 7, 70176 Stuttgart), per Fax (0711 21030-65) oder per E-Mail ( datenpflege@gew-bw.de).

85. GEBURTSTAG
Bernd Kolarik, 
Freiburg, * 02.03.1939
Doris Müller, 
Backnang, * 03.03.1939
Bernd Wolf, 
Pfullingen, * 06.03.1939
Wilhelm Bernecker, 
Knittlingen, * 09.03.1939
Hansjörg Scherberger, 
Schwäbisch Gmünd, * 10.03.1939
Horst Pleyer, 
Sigmaringendorf, * 12.03.1939
Volker Frey, 
Karlsbad, * 14.03.1939
Wolfgang Bosch, 
Sindelfingen, * 16.03.1939
Walter Bretzler, 
Schwäbisch Gmünd, * 16.03.1939
Heinz A. Richter, 
Schriesheim, * 18.03.1939
Hildegard Götz, 
Ingersheim, * 19.03.1939
Manfred Stingl, 
Bad Krozingen, * 20.03.1939
Bärbel Köhler, 
Konstanz, * 20.03.1939
Helmtraud Rux, 
Freiburg i. Br., * 27.03.1939
Ute Nachtwey, 
Mannheim, * 28.03.1939

90. GEBURTSTAG
Alfred Peter, 
Bahlingen, * 05.03.1934

91. GEBURTSTAG
Inge Tuch, 
Rheinfelden, * 14.03.1933
Irmgard Single, 
Kirchheim23.03.1933
Gertraude Geist, 
Edingen-Neckarhausen, * 24.03.1933

92. GEBURTSTAG
Heinz Unger, 
Ludwigsburg, * 03.03.1932

93. GEBURTSTAG
Charlotte Müller, 
Nürtingen, * 26.03.1931
Gert König, 
Heilbronn, * 30.03.1931

95. GEBURTSTAG
Liselotte Ottmar, 
Stuttgart, * 13.03.1929

96. GEBURTSTAG
Lydia Ostertag, 
Münsingen, * 15.03.1928

97. GEBURTSTAG
Hermine Schnabel, 
Schwieberdingen, * 14.03.1927

98. GEBURTSTAG
Werner Flohr, 
Geislingen, * 18.03.1926
Ingeborg Weber, 
Heidelberg, * 30.03.1926

99. GEBURTSTAG
Anita Hönl, 
Singen, * 24.03.1925

Offenburg / Ortenau

Im Oktober fand in Offenburg im 
 Alewitischen Zentrum die Kreisver-
sammlung des Kreisverbands Ortenau 
statt. Ehrengast war die BPR-Vorsit-
zende Uta Adam, die zum Kreis Offen-
burg / Ortenau gehört.
Der Kreisverband hat von langer Hand 
eine Änderung des Kreisstatuts vor-
bereitet. Bisher gab es im Kreis Orte-
nau immer noch Ortsverbände, die vor 
Jahren noch sehr gut besucht waren, 
aber mittlerweile eher die Gruppe der 
MiR ansprechen (Mitglieder im Ruhe-
stand). Auch ist es immer schwieriger 
geworden, Ehrenamtliche zu finden, 
die den Vorstand eines Ortsverbands 
übernehmen wollen. Diese Änderung, 
die Ortsverbände aufzulösen und deren 
Aufgaben an den Kreisverband und die 
GEW-Fraktion im ÖPR zu übergeben, 
wurde diskutiert und letztendlich demo-
kratisch angenommen. 
Zudem beantragte der Kreisverband 
„Offenburg / Ortenau“ beim Landesver-
band in Zukunft nur noch als Kreisver-
band Ortenau geführt zu werden.
Natürlich waren auch die Personal-
ratswahlen ein gewichtiges Thema. Die 
Kanditat* innenlisten wurden abge-
stimmt. Nun hofft der Kreisverband auf 
allen Ebenen auf einen großen Wahler-
folg der GEW. 

Sabine Schulte

Die Versammlung beschließt, die Ortsverbände 
aufzugeben
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Freiburg

„Schulen müssen so gestaltet sein, dass 
Kinder gerne hingehen. Auch am Nach-
mittag.“ Darüber waren sich alle betei-
ligten Gäste beim „Bildungssofa“ der 
GEW Freiburg zum Thema Ganztags-
schulen einig. Doch wie sieht die Rea-
lität aus? Darüber diskutierten Ende 
Oktober 2023 die stellvertretende GEW-
Landesvorsitzende Ricarda Kaiser, der 
Vorsitzende des Landeselternbeirats 
Sebastian Kölsch, die Leiterin des Amts 
für Schule und Bildung Freiburg, Silke 
Donnermeyer, sowie der Schulleiter der 
Adolf-Reichwein-Schule Freiburg, Johan-
nes Schubert, in der Karoline-Kaspar-
Schule Freiburg. Anja Hanke, GEW Lör-
rach, moderierte.
Ricarda Kaiser machte die Forderungen 
der GEW deutlich: Die Landesregie-
rung sollte den Fokus auf den Ausbau 
von Ganztagsschulen legen, die Kom-
munen ordentlich unterstützen und sich 
für qualitativ hochwertige Bildungs- 
und Betreuungsangebote einsetzen. 
Bei einem Rechtsanspruch auf einen 
 Ganztagsplatz dürfe es nicht nur um die 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
gehen, er müsse auch zu mehr Bildungs-
gerechtigkeit für die Kinder führen.
Silke Donnermeyer sieht als  Vertreterin 
des Schulträgers dem kommenden 

Rechtsanspruch einigermaßen gelassen 
entgegen, da Freiburg schon eine qua-
litativ hochwertige Schulkindbetreu-
ung vorangetrieben habe. Sorge bereite 
ihr die Gewährleistung der Betreuung 
in der Ferienzeit sowie die ganztägige 
Betreuung in SBBZ, da dort die pädago-
gische Arbeit andere Voraussetzungen 
mit sich bringe. 

Was tun bei Personalmangel?
Zu kreativem Denken, um mit dem 
Fachkräftemangel umgehen zu kön-
nen, ermunterte Johannes Schubert. 
Der Schulleiter des Adolf-Reichwein 
 Bildungshauses betonte, es werde in 
einigen Regionen sehr schwer sein, 
Personal für die Bildungsangebote am 
Nachmittag zu finden. Dies beschäftigte 
auch  einige Gäste aus dem Publikum. So 
wurde gefragt, was getan werden könne, 
wenn z. B. die Kommune wenig Geld 
habe, um den Ganztag auszubauen oder 
wenn sich schlicht kein Personal finden 
ließe? Auch hier sei es notwendig, sagte 
Schubert, kreativ zu denken und bei-
spielsweise die gesamte Gemeinde mit 
einzubeziehen. Attraktiver würde die 
Frühbetreuung für das Personal, wenn 
es bereits vormittags im Unterricht mit-
arbeiten und somit in einem  größeren 

Stellenumfang arbeiten könnte. Für die 
Schulen wäre jede Unterstützung hilf-
reich und nötig. Dies würde jedoch die 
Kommunen vor große finanzielle Her-
ausforderungen stellen und ist aus Sicht 
von Donnermeyer nicht bezahlbar. 
Ricarda Kaiser mahnte an, dass das päd-
agogische Personal in tariflich abgesi-
cherten Arbeitsverhältnissen eingestellt 
sein sollte.
Aus Sicht des Elternbeiratsvorsitzenden 
Sebastian Kölsch müsse das Kultusmi-
nisterium deutlich früher und öffent-
licher über Ganztagsschulen informie-
ren. Er wünsche sich an Schulen eine 
gut gelebte Kooperation am Vor- und 
Nachmittag. Hierfür müsse es Ressour-
cen geben, betonte Ricarda Kaiser. Lehr-
kräfte brauchten dafür an Schulen auch 
angemessene Arbeitsplätze und Räume 
für Besprechungen. 
Anja Hanke fasste zusammen, dass sich 
alle über die Notwendigkeit von ausrei-
chend und qualitativ überzeugendem 
Ganztagsangebot einig seien. „Die Zeit 
drängt! Die GEW fordert insbesondere 
das Land sowie die Kommunen auf, den 
Ausbau mit Nachdruck zu verfolgen.“ 

Karin Maillard
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von links stehend: Karin Maillard, Erdmuthe Röhrle, Anja Hanke, Ricarda Kaiser, Elke Eisert,  
sitzend: Sebastian Kölsch, Silke Donnermeyer, Johannes Schubert
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Stuttgart

Ende letzten Jahres hat der Kreis Stutt-
gart seine langjährigen Mitglieder 
geehrt. Für 40, 50 und sogar 60 Jahre 
Mitgliedschaft in der GEW gab es neben 
dem Büchergutschein eine Einladung 
ins Kunstmuseum zu der aktuellen Aus-
stellung von Otto Herbert Hajek. Sein 
Anliegen und Ansinnen war, Kunst soll 
nicht im Raum bleiben. So sind seine 
Kunstwerke oft im Freien zugänglich 
anzutreffen und fließen mit der meist 
kräftigen Farbgestaltung in den Raum. 
Weltweit hat er auf diese Weise Plätze 
gestaltet wie z.B. in Adelaide Australien 
oder Ankara in der Türkei.
Eine Teilnehmerin erinnerte sich noch 
an die Bundesgartenschau 1961 in 
Stuttgart. Hajek hat die Farben seiner 

 Skulptur auf dem Boden in die Fußgän-
gerzone hinein weitergeführt. Entspre-
chend seinem Verständnis von Kunst 
endet sie nicht am Kunstwerk, sondern 
strebt und wirkt in den Raum hinein. 

Anschließend gab es bei einem gemein-
samen Essen Zeit, sich zu unterhalten 
und auszutauschen. 

Erwin Berger

Der Kreis Stuttgart ehrte seine langjährigen Mitglieder
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Rems-Murr

Die 200. Kunstführung im Rems-Murr-
Kreis fand Mitte November in der Stihl-
Galerie in Waiblingen statt. Zu diesem 
ganz besonderen und außergewöhnli-
chen Jubiläum mit dem Ausstellungsthe-
ma, „Luigi Colani, Popstar des Designs“, 
durften wir unser Urgestein Bernd Etz-
korn ehren und beglückwünschen. Seit 
1988 plant, organisiert und realisiert 
er Kunstführungen für den OV-Waib-
lingen und den gesamten Rems-Murr-
Kreis. Im Jahr 2010 durften wir Bernd 
für seine 100. Kunstführung ehren. 
Damals hieß das Thema „Einrichten, 
Leben im Karton“.
Seine Kunstführungen führten uns 
unter anderem zu äußerst interessanten 

 Ausstellungen in die Staatsgalerie Stutt-
gart, in das Badische Landesmuseum, ins 
Haus der Geschichte in Stuttgart, in die 
Kunsthalle in Tübingen oder ins Konzil-
gebäude nach Konstanz. Diese Aufzäh-
lung ließe sich noch deutlich erweitern.
Nun sind es 200 Kunstführung gewor-
den. Sonja Schiedt, Markus Rapp und 
Michael Stoeß ehrten Bernd vor der 
ausverkauften Führung. Er bekam eine 
besondere Dankesurkunde und einen 
selbstgebackenen Hefezopf mit der Zahl 
200. Wir wünschen Bernd weiterhin 
gute Gesundheits, und dass er mit sei-
nem Engagement für die GEW nicht 
nachlässt. Nochmal herzlichen Dank. 

Michael Stoeß

Markus Rapp, Vorsitzender OV-Waiblingen (links), Michael Stoeß (Kreisvorsitzender), und Sonja 
Schiedt (Mitglied im OV-Waiblingen) ehren Bernd Etzkorn (2. von links) für 200 Kunstführungen  
für die GEW.
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Tauberbischofsheim

Bei der Jahresabschlussfeier des Orts-
verbands Tauberbischofsheim der GEW 
ehrte die Vorsitzende Evelyn Albert-
Reusch im Restaurant Carellas lang-
jährige Mitglieder. Das Jubiläum zur 
55-jährigen Zugehörigkeit zur Gewerk-
schaft feierte Wolfgang Wolpert. Für 45 
Jahre Treue zur GEW wurden Ingeborg 
Lang-Danner, Christiane Lill und Petra 
Pfeiffer-Silberberger geehrt, für 25 Jahre 
Margit Eitzenberger und Michaela Alb-
recht. 

Evelyn Albert-Reusch
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Jubilare der GEW Tauberbischofsheim (von 
links) Gabriele Brenner, Petra Pfeiffer-Silber-
berger, Ingeborg Lang-Danner, Christiane Lill, 
Wolfgang Wolpert, Margit Eitzenberger und 
 die Vorsitzende Evelyn Albert-Reusch
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Unseren Toten zum Gedenken

Ulrike Apitz, GHS-Lehrerin
* 29.03.1941 in Iglau
† 09.12.2023 in Ulm

Biljana Beck, Gymnasiallehrerin
* 17.05.1953
† 21.12.2023

Michael R. Bohnacker, Sonderschulrektor 
* 06.07.1944 in Stuttgart
† 07.01.2024 in Rottweil

Rainer Eisenzapf, Rektor
* 24.10.1932 in Bausnitz 
† 25.12.2023 in Bad Dürrheim

Maren Fahmi, Gymnasiallehrerin
* 15.06.1946 in Wilster
† 13.12.2023 in Heidelberg

Brigitte Fedran, Fachoberlehrerin
* 05.10.1941 in Bromberg 
† 07.12.2023 in Neu-Ulm

Konrad Fleig, Gymnasiallehrer
* 07.04.1937 in Tennenbronn
† 13.12.2023 in Karlsruhe

Willy Föll, Oberstudienrat
* 10.06.1944 in Ludwigsburg
† 18.11.2023 in Stuttgart

Xaver Gold, Realschulkonrektor
* 24.12.1954 in Aalen 
† 06.12.2023 in Aalen

Horst Helmich, Konrektor
* 11.06.1935 in Liegnitz / Schlesien
† 12.01.2024 in Esslingen

Hermine Hänle, GHS-Lehrerin
* 21.01.1940 in Sekitsch (Jugoslawien)
† 17.11.2023 in Welzheim

Volker Herzig, GHS-Lehrer
* 03.02.1941 in Berlin
† 06.12.2023 in Stuttgart

Edith Lemmer, Realschullehrerin 
* 18.09.1951 in Stuttgart
† 07.12.2023 in Stuttgart

Daniela Müller, Sonderschullehrerin 
* 02.07.1982 in Stuttgart
† 01.12.2023 in Ludwigsburg

Heinz Oßwald, GHS-Lehrer
* 07.03.1939 in Lörrach
† 29.12.2023 in Zell i. W.

Ursula Povel, GHS-Lehrerin
* 03.05.1946 in Münsingen
† 23.12.2023 in Fellbach

Heidrun Rauscher, Realschullehrerin
* 01.01.1944 in Hamburg
† 26.12.2023 in Elzach

Reinhold Ulmschneider, GHS-Lehrer
* 10.10.1948 in Rottweil
† 07.12.2023 in Rottweil

Gerd Wagner, Realschullehrer
* 13.09.1939 in Potsdam-Babelsberg
† 18.12.2023 Wangen

Wolfgang Werner, GHS-Lehrer
* 21.12.1943 in Heilbronn 
† 02.09.2023 in Nürtingen

Siegfried Xander, Gymnasiallehrer
* 30.06.1939 in Hohenhaslach
† 19.12.2023 in Schwäbisch Hall

Wer nicht genannt werden soll, bitte bei der Todesnachricht mit angeben. Oder per E-Mail (datenpflege@gew-bw.de) oder per Fax (0711 21030-65) mitteilen.

Sie haben eine Idee für eine praxisorientierte Publikation oder haben bereits eine Arbeit mit viel  
Leidenschaft geschrieben? 
Nun möchten Sie sie veröffentlichen. Ganz gleich, ob es sich um eine Monografie (z.B. ein Lehrbuch,  
eine Dissertation oder Habilitation) handelt oder um einen Sammelband.  
Der Süddeutsche Pädagogische Verlag steht Ihnen bei der Publikation zur Seite.  
Sie profitieren von einer hochwertigen Herstellung, permanenter persönlicher Betreuung und einem 
hohen Verbreitungsgrad.
Mit Ihrem Buch bei uns vermitteln Sie Ihr Wissen und Ihre Expertise den im Bildungswesen Beschäftigten. 

Rufen Sie einfach an oder schreiben Sie.  

        Stefan.Beck@spv-s.de            0711/2130-771

Ihr Buch  
beim Süddeutschen Pädagogischen Verlag
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Termine
Steuertipps der GEW

> Dienstag, 20.02.2024, 18:00 – 21:00 Uhr 
Bezirk Südwürttemberg | Online 
Anmeldung: heidi.drews@gew-bw.de

> Dienstag, 27.02.2024, 17:00 – 20:00 Uhr 
Kreis Stuttgart | Online 
Anmeldung: www.gew-bw.de/ 
steuertipps-berufstaetigen-mitglieder

> Donnerstag, 29.02.2024, 18:00 – 21:00 Uhr 
Kreis Schwäbisch Hall | in Präsenz mit  
Online-Zuschaltungsmöglichkeit
Anmeldung: stefan.bax@gew-bw.de

> Dienstag, 05.03.2024, 16:00 – 19:00 Uhr 
Bezirk Nordwürttemberg, Online 
Anmeldung: www.gew-bw.de/steuertipps-paedagoginnen-nw

> Dienstag, 12.03.2024, 18:00 – 21:00 Uhr
für Referendar*innen  
Bezirk Nordwürttemberg | Online
Anmeldung: www.gew-bw.de/ 
steuertipps-referendarinnen-nw

> Mittwoch, 13.03.2024, 17:30 – 19:30 Uhr
Bezirk Nordbaden | Online
Anmeldung: www.gew-bw.de/steuertipps-lehrkraefte-nb

> Dienstag, 19.03.2024, 17:00 – 20:00 Uhr
Kreis Esslingen-Nürtingen | Online
Anmeldung: dominik.steiner@gew-bw.de

> Dienstag, 09.04.2024, 17:00 – 20:00 Uhr
Kreis Calw-Freudenstadt | Online
Anmeldung: franktimo@hotmail.com

> Donnerstag, 11.04.2024, 17:30 – 21:00 Uhr
für Anwärter / Referendarinnen
Bezirk Südwürttemberg | Online 
Anmeldung: heidi.drews@gew-bw.de

> Dienstag, 16.04.2024, 18:00 – 21:00 Uhr
für Referendar*innen
Bezirk Nordwürttemberg, Online
Anmeldung: www.gew-bw.de/steuertipps_referendare

> Dienstag, 23.04.2024, 15:00 – 18:00 Uhr
für Ruheständler*innen  
in Präsenz in Stuttgart, Silcherstraße 7 
Kreis Stuttgart und Umgebung 
Anmeldung: www.gew-bw.de/steuertipps-rentnerinnen-
pensionaerinnen

G E W - B R O SC H Ü R E S T E U E R E R K L Ä RU N G

Steuerliche Veränderungen und  
neue Urteile für 2023 und 2024

Bundestag und Bundesrat haben um-
fangreiche steuerliche Änderungen ver-
abschiedet, die sich bei der Steuerer-
klärung 2023 und für die Steuer 2024 
auswirken. Zusätzlich hat der Bundesfi-
nanzhof in München Urteile gefällt, die 
für Gewerkschaftler*innen positiv sind.
Die Erweiterung und Erhöhung der 
Home-Office-Pauschale bedeutet für 
alle Lehrkräfte, die bisher aus Mangel an 
Platz kein Arbeitszimmer steuerlich gel-
tend machen konnten, dass dies ab der 
Steuererklärung 2023 nun möglich ist.
Der Bundesfinanzhof hat im Juni 2023 
entschieden, dass Ruheständler* innen 
nicht nur ihren Gewerkschaftsbeitrag, 
sondern auch alle Aufwendungen (z. B. 
Fahrtkosten), die für ihre gewerkschaft-
liche Tätigkeit entstehen, als Werbungs-
kosten abziehen können. 
Diese Änderungen sind in der 6. Auflage 
der GEW-Broschüre „Steuererklärung“ 
vom Januar 2023 und in den beigefüg-
ten Ergänzungsblättern 2024 enthalten. 
Zusätzlich wurden weitere Kapitel für 
Rentner* innen und Pensionär* innen 
über Nebeneinkünfte und außerge-
wöhnliche Belastungen aufgenommen.

Es geht dabei um folgende  
Veränderungen:
• Mobilitätsprämie
• Erhöhung von Freibeträgen für viele 

Bereiche wie Grundfreibetrag und 
Werbungskostenfreibetrag

• Kindergeld, Kinderfreibeträge, Ent-
lastungsbeitrag für Alleinerziehende

• Befristete weitere Anhebung der 
Pendlerpauschale 

• Erhöhung und Erweiterung der 
Homeoffice-Pauschale 

• Erhöhung des Abschreibungsbetrages 
fürs Arbeitszimmer

• Einführung einer Arbeitszimmer-
pauschale ohne Kostennachweis

• Erhöhung des Abschreibungsbetrages 
für Häuser / Arbeitszimmer

• Wahlmöglichkeit bei der Absetzbar-
keit von digitalen Wirtschaftsgütern, 
z. B. Computern

• Erhöhung von Pauschalen für  
Umzugskosten 

• Kosten für Schulhund nun absetzbar 
• Neue Urteile zu Fort- und Weiterbil-

dung
• Beruflicher Risikobereich bei  

Versicherungen absetzbar
• Erhöhung der Höchstbeträge für  

Altersvorsorgeaufwendungen 
• Anhebung des Unterhalthöchst-

beitrages und des „Besonderen  
Unterhalt“

• Arbeitszimmer für Rentner* innen 
und Pensionäre* innen

• Nebeneinkünfte wie Erweiterungen 
beim Übungsleiter freibetrages und 
Erhöhung des Minijobbetrages.

Kurt Wiedemann
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  Bestellung der GEW-Broschüre zum 
Mitgliederpreis von 7 Euro  
(Nichtmitglieder 11 Euro) plus  
Versandkosten (die Gesamtkosten  
sind steuerlich absetzbar) beim  
Süddeutschen Pädagogischen  
Verlag (SPV): www.spv-s.de

Steuertipps
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„Der arbeitende Souverän“  

Die „normative Theorie der Arbeit“, die der 
Sozialphilosoph und langjährige Direktor des 
Instituts für Sozialforschung (IfS) in Frank-
furt am Main, Axel Honneth, vorgelegt hat, 
ist erfrischend praktisch. Die Grundthese des 
Buches ist, dass zwischen der demokratischen 
Teilhabe in der Gesellschaft und der Organisa-
tion der Arbeitsverhältnisse ein Bedingungs-
verhältnis bestehe.
Zur Begründung geht er den Arbeitsverhält-
nissen in der kapitalistischen Vergangenheit 
nach. Der Rückblick macht zweierlei deut-
lich: Zum einen, wie die Prekarität der Arbeit 
im 19. Jahrhundert und die heutige sich doch 
gleichen. Das Beispiel des alten und neuen 
Dienstleistungsproletariats ist hier sehr ein-
drücklich. Zum Zweiten, dass die Art und Wei-
se, wie Arbeitsverhältnisse und Arbeitsorgani-
sation gestaltet sind, keineswegs zwangsläufig 
ist, sondern auf Interessen geleiteten Entschei-
dungen beruht. Das wiederum zeigt: Sie sind 
veränderbar. Verbesserungen, die die Qualität 
der Arbeitsinhalte, die mangelnde Mitbestim-
mung, die geringe Entlohnung, fehlende Aner-
kennung oder auch nur die Länge des Arbeits-
tages betreffen, müssen dabei vom Paradigma 
der Demokratie geleitet sein. Er bezieht hier 
unter anderem auf Emile Durkheim, der der 
erste war, der dargelegt hat, dass eine demo-
kratische Willensbildung gute und gerechte 
Bedingungen der Arbeit voraussetzt.
Damit Menschen aber tatsächlich fähig und 
in der Lage sind, sich aktiv an demokratischen 
Prozessen zu beteiligen, müssen sie wirtschaft-
lich unabhängig sein, genügend freie Zeit 
haben, über ein entsprechendes Gefühl der 
Selbstachtung verfügen, Gelegenheiten zur 
Übung und Praxis in sozialen Gruppen finden 
und über ein gewisses Niveau an intellektuel-
len Fähigkeiten verfügen. Dies macht klar, war-
um gerade die besonders Benachteiligten in 
der Gesellschaft kaum in der Lage waren und 
sind, ihre Interessen zu artikulieren.
Honneth verhehlt nicht, dass in der Vergan-
genheit große arbeitspolitische und sozial-
rechtliche Fortschritte erzielt wurden. Jedoch 
müssen Errungenschaften immer wieder ver-
teidigt, neu ausbuchstabiert und durchge-
setzt werden. Bedingungen wie der globale 
Finanzkapitalismus, die Entstehung von kaum 
kontrollierbaren Digitalkonzernen oder die 
fortschreitende Ökonomisierung von immer 
mehr Lebensbereichen und Tätigkeiten stellen 

neue Anforderungen an eine demokratische 
Arbeitspolitik. 
Honneth sieht zwei Ansatzpunkte, Demokratie 
und Arbeit wieder stärker anzunähern. Voraus-
setzung ist dabei die Eingebundenheit in ein 
soziales Kollektiv. Aus diesem Grunde lehnt er 
die Einführung eines bedingungslosen Grund-
einkommens – zu Recht – ab: „Ein System des 
bedingungslosen Grundeinkommens würde 
private Konsumenten, nicht aber dialogwillige 
und kompromissbereite Staatsbürger*innen 
großziehen.“ Er schlägt stattdessen alternati-
ve Maßnahmen innerhalb und außerhalb des 
Arbeitsmarktes vor: Eine dem Gemeinwohl die-
nende Dienstverpflichtung für eine bestimmte 
Alterskohorte oder ein freiwilliges Angebot 
eines staatlichen Sozialdienstes für Arbeitslose 
seien keine neuen, aber dennoch überlegens-
werte Maßnahmen. Hinzu käme die staatliche 
Förderung von kooperativen Arbeitsorganisa-
tionsformen wie Genossenschaften.
Zur Strategie, die Bedingungen der Lohnarbeit 
nach Möglichkeit selbst so zu verbessern, dass 
sie demokratieförderlich sind, gebe es aller-
dings keine realistische Alternative. Vieles von 
dem, was in den Gewerkschaften schon lan-
ge diskutiert wird, muss angegangen werden: 
die Austrocknung des Niedriglohnsektors, die 
Rückeroberung von Sozial- und Arbeitsrech-
ten, betriebliche Mitsprache und Mitbestim-
mung sind geradezu „Klassiker“. Ein interes-
santer Vorschlag ist, die tarifliche Arbeitszeit 
zu differenzieren und davon abhängig zu 
machen, wie anstrengend eine Tätigkeit ist. 
Wichtig während „Corona“, aber fast schon wie-
der vergessen: Die Anerkennung von gerade-
zu verachteten Arbeitsleistungen wie Reini-
gungsdienste, Pflegerinnen, Paketzustellern, 
Verkäuferinnen, die zwingend mit einer mate-
riellen Anerkennung verknüpft sein muss.  
Es ist das zentrale Verdienst des Buches, den 
Zusammenhang von Anerkennung und der 
Möglichkeit der demokratischen Teilhabe detail-
liert aufzuzeigen. Es ist die Aufgabe von uns 
Gewerkschafter* innen, diesen Zusammenhang 
in unsere Arbeit, insbesondere beim Aushandeln 
der Arbeitsbedingungen, einzubeziehen

Ute Kratzmeier

„Der Tunnelbauer“  

Maja Nielsens Fluchtroman „Der Tunnelbau-
er“ ist mehr als ein Roman. Er ist gleichzeitig 
ein emotional aufgeladenes Sachbuch. Wie 
verzweifelt und zugleich mutig müssen viele 
Menschen in der DDR gewesen sein, dass sie 
hohe Risiken auf sich genommen haben, um 
diesem Unrechtsstaat zu entkommen. Wurde 
man z.B. als Republikflüchtling gefasst, kam 
man für viele Wochen in Einzelhaft. In dieser 
Zeit waren Besuche verboten. Nicht einmal ein 
Anwalt durfte zum Inhaftierten.
Besonders in der ersten Zeit nach dem Mau-
erbau gab es in Westberlin studentische 
Organisationen, die sich der Fluchthilfe ver-
schrieben. Viele Studierende aus den Nach-
barländern der Bundesrepublik überließen 
den Fluchthelfer*innen ihre Pässe. Mit diesen 
Pässen konnten so über 900 Menschen in den 
Westen fliehen. Achim Neumann zum Beispiel 
gelang die Flucht mit einem Schweizer Pass.  
Irgendwann aber flog dieser Trick auf. 
Wenn es über der Erde zu schwer wurde zu flie-
hen, musste man eben, so der Gedanke, unter 
der Erde entkommen. Vor allem Studierende 
der Freien Universität und der Technischen 
Universität taten sich zusammen, um auf die-
se Weise Menschen die Flucht zu ermöglichen. 
Unter ihnen auch der Student Achim Neu-
mann. Der Tunnelbau wurde bis ins kleinste 
Detail durchorganisiert. Mehr als 20 Leute lie-
ßen sich in einem Keller in der Bernauer Stra-
ße einkasernieren, damit von draußen nie-
mand mitbekam, was sich dort tat. Gearbeitet 
wurde in Schichten 7 Tage in der Woche rund 
um die Uhr. Nur alle zwei Wochen erlaubten 
sich die Tunnelbauer ein paar Tage "Urlaub" zu 
Hause. Diese selbst gewollte Isolierung zerrte 
natürlich an den Nerven, was sich noch ver-
stärkte, als ein Wasserrohrbruch in Ostberlin 
eine Planänderung nötig machte. Der Tunnel 
musste deshalb kürzer ausfallen, was natür-
lich wegen der nahen Sperrzone im Osten das 
Risiko erhöhte. Aber dank des professionellen 
Umgangs mit Vermessungsgeräten - etwa alle 
zwei bis drei Wochen musste neu gemessen 
werden - wurde das neue Ziel im Osten auf den 
Meter präzise erreicht. Mitte September 1962, 
also etwa ein Jahr nach dem Bau der  Mauer 
gelang der Durchbruch des Tunnels. Sofort 
wurden Kuriere von Westberlin aus losge-
schickt, um die Fluchtwilligen zu informieren. 
Auf diese Weise konnten 29 Menschen fliehen. 
Genau vier Monate später war ein neuer  Tunnel 

Axel Honneth: Der arbeitende  
Souverän, Suhrkamp 2023 
ISBN 978-3-518-58797-3

Buchtipps
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fertig. Ausgangspunkt im Westen war derselbe 
wie beim ersten Tunnel. Ziel im Osten war die 
Brunnenstraße. Aufgrund der Erfahrungen, 
die die Studierenden mit dem ersten Tunnel 
gemacht hatten, war dieser zweite tunnelbau-
technisch deutlich besser geraten. Um einen 
Wassereinbruch zu verhindern, lag dieser Tun-
nel in 12 Meter Tiefe. Dem erfolgreichen Bau 
des Tunnels aber stand der Verrat des Tunnels 
gegenüber. Die bereits losgeschickten Kuriere 
sowie mehr als 20 Fluchtwillige kamen in Haft 
– unter ihnen auch Neumanns Mutter und sei-
ne Freundin Chris.
Ein dritter Tunnel wird in Angriff genommen
Mit einer neuen Truppe machte sich Achim 
Neumann auf, den nächsten Tunnel zu bauen. 
Dieser wurde sogar 150 m lang und lag 12 m 
unter der Erde. Um möglichst wenig Aushub 
zu haben, waren alle Tunnel nur 80 bis 100 cm 
hoch und breit. Wieder waren 20 Studierende 
der Uni bereit, ein halbes Jahr zu opfern, um an 
diesem Bau zu arbeiten. Dank dieses Tunnels 
gelang es 57 Menschen zu fliehen - es waren 
23 Männer, 31 Frauen und drei Kinder.
Nach dem erfolgreichen ersten Tunnelbau 
hatte die Stasi die Tunnelbauer natürlich voll 
im Visier. Das bedeutete für die Studierenden, 
dass sie sich wochenlang nicht in der Bernau-
er Straße sehen lassen durften. Kuriere erfuh-
ren nur das allernötigste. Man hatte nur zu 
einer Person Kontakt. Von da aus gab es eine 
Menschenkette von Flüchtling zu Flüchtling. 
Von Westberlin aus wurde das Tunnelziel, die 
Brunnenstraße im Osten von West-Berlin aus 
sorgfältig und rund um die Uhr an sieben Tage 
beobachtet. Bei Gefahr war geplant, ein rotes 
Tuch aus dem Fenster zu hängen.

Real existierende Personen im Buch
Der Roman basiert auf wahren Begebenhei-
ten und geschichtlichen Fakten. Die im Buch 
beschriebenen Tunnel wurden als „Tunnel 29“ 
und „Tunnel 57“ berühmt. Joachim Neumann 
war an beiden erfolgreichen Fluchtwegen 
maßgeblich beteiligt. Dafür erhielt er 2012 das 
Bundesverdienstkreuz..

Theo Kaufmann

Maja Nielsen: „Der Tunnelbauer“ 
Gerstenberg Verlag 2024 
ISBN 978-3-8369-6230-8

S. 27: „Das Trauerspiel um das  
muslimische Kopftuch“ 
Keine Ausnahmen

Zunächst einmal bedanke ich mich bei Micha-
el Rux, der sich diesem unbequemen Thema 
widmet. Als Mann und als Nichtmuslim. So 
steht er nicht in Verdacht, das unliebsame 
Thema zu rechtfertigen oder schönzureden.
Die Landesregierung muss Stellung bezie-
hen, Farbe bekennen und dies auch schrift-
lich im Schulgesetz fixieren, um Rechtssi-
cherheit für die betroffenen Kolleginnen zu 
bekommen.
Meiner Meinung nach ist das für die Kollegin-
nen existenziell, da es leider nicht selbstver-
ständlich ist, dass Musliminnen, die sich ent-
schieden haben, das Kopftuch zu tragen, auch 
bei der Arbeit selbstverständlich angenom-
men und akzeptiert werden. Im Gegenteil. 
Es kann sein, dass sie kritisch beäugt, gegän-
gelt, diskriminiert oder ausgegrenzt werden. 
So geschehen in meinem Umfeld. Manchmal 
geht es sogar über in tätliche Übergriffe. Ich 
kenne Fälle, in denen kopftuchtragenden 
Mütter an ihrem Kopftuch zerren lassen muss-
ten. Mit der Aussage: „Muss das sein??“ Wohl-
gemerkt, von einer Schulleitung vor einigen 
Jahren. Was da manchmal passiert, ist unsäg-
lich! Noch schlimmer ist es, wenn die große 
Mehrheit passiv zuschaut. Wie so oft.
Ich kenne zwei junge Kolleginnen, die ein 
Kopftuch tragen. Sie werden in ihren Schulen 
akzeptiert. Anfänglich machten sie die Erfah-
rung, dass sie aus der Entfernung zunächst 
einmal beäugt werden. Mit der Zeit stellen 
die anderen fest, dass die kopftuchtragenden 
Lehrerinnen ganz normal sind. Irgendwann 
sehen sie nicht mehr das Kopftuch, sondern 
die Frau, den Menschen.
Frauen in Kollegien haben ein größeres Prob-
lem als ihre männlichen Kollegen. Ich mache in 
Gesprächen die Erfahrung, dass meine Gene-
ration, die Boomergeneration (50+) eher ein 
Problem mit kopftuchtragenden Lehrerinnen 
haben als die jüngeren Kolleginnen. Für die 
Jüngeren zählt das  Selbstbestimmungsrecht 

für alle Frauen. Auch für muslimische Frau-
en, die entschieden haben, ein Kopftuch zu 
tragen. Ältere Kolleginnen sehen die jungen 
kopftuchtragenden Frauen als Opfer. Spricht 
man mit den Kolleginnen, so stellt sich her-
aus, dass sie mit keiner Frau, die ein Kopftuch 
trägt, je was zu tun hatten. Sie sehen in Frau-
en mit Kopftuch die Unterdrückung als ein-
zige Option. Ich folgere daraus, dass die Prä-
gung der letzten 30 Jahre in den Medien, die 
überwiegend islamfeindlich und islamophob 
war, ganze Arbeit geleistet hat. 
Was mich erschreckt ist, dass nicht offen, 
wertschätzend und auf Augenhöhe mit den 
Kopftuchträgerinnen kommuniziert wird – 
wie wir Lehrer*innen es vorbildlich mit jedem 
Menschen tun sollten –, sondern über sie 
geredet wird. Studentinnen und Praktikantin-
nen werden entweder ganz offen oder auch 
subtil ausgegrenzt. Das passierte auch in mei-
nem Umfeld. Übrigens initiativ von einem 
GEW- Mitglied. Leider schützt die Mitglied-
schaft bei der GEW nicht vor Rassismus und 
Ausgrenzung. 
Ich kann alle Kolleg*innen nur bitten, wenn 
ihr eine Kollegin mit Kopftuch habt, redet mit 
ihr, informiert euch. Ihr müsst sie nicht befrei-
en. Sondern einfach mit ihr reden, wenn es 
euch tatsächlich um den Menschen dahinter 
geht. Wenn nicht, dann hinterfragt eure Mei-
nung, hinterfragt, wie viel ihr eigentlich über 
den Islam wirklich wisst, wie viele Muslimin-
nen ihr kennt.
Das Mindeste, was ihr tun solltet, ist, dass ihr 
euch nicht von Kolleginnen aufhetzen lassen 
solltet und mitmachen bei Ausgrenzung und 
Diskriminierung. Erstrebenswert wäre, dass 
ihr euch aktiv und bewusst gegen Hetze und 
Diskriminierung positioniert. 
Jede Minderheit, die sich auf dem Boden des 
Grundgesetzes bewegt, ist zu schützen und 
zu schätzen. Ohne Ausnahmen. Es kann nicht 
sein, dass man ein inneres Ranking hat, für 
welchen Minderheiten man sich einsetzt und 
welche ruhig weiter diskriminiert werden 
können!

Safi Brucks

bildung & wissenschaft
Deine Mitgliederzeitschrift aus Baden-Württemberg
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KLASSEN
Schüler*innen und Lehrkräfte  
aus aller Welt
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GEW vor Ort

Termine
GEW

AK Lesbenpolitik 
Unser nächstes Treffen findet am
> Freitag, 01.03.2024, 16:00 – 18:30 Uhr
in der Landesgeschäftsstelle,  
Silcherstraße 7a in Stuttgart statt. 
lesbenpolitik@gew-bw.de

Vorstandsbereich Grundsatzfragen
> Samstag, 16.03.2024, 10:00 – 16:00 Uhr
Der Vorstandbereich Grundsatzfragen  
der GEW BW lädt ein:  
Falkertschule, Falkertstr. Stuttgart 
Klausurtagung zum Thema Migration
1. Vortrag von Elisabeth Rangosch-Schneck, 
Autorin und Lehrbeauftragte
„Migranten machen Schule –  
Außen und Innensichten“
2. Aufklärung statt Mythenbildung –
Vortrag, Diskussion, Gespräche  
und Workshops
Anmeldung: Annemarie.Raab@gew-bw.de
joerg.goetz-hege@gew-bw.de 

GEW-Kreise und Ortsverbände

Lörrach / Waldshut
>  Donnerstag, 22.02.2024, 15:00 – 17:00 Uhr
Probezeit – Online
>  Donnerstag, 29.02.2024, 15:30 – 17:00 Uhr
Mehrarbeit und Überlastung – Online
Weitere Informationen unter  
www.gew-bw.de/loerrach und  
www.gew-bw.de/waldshut

Freie Träger

Tagung der Akademie der Diözese  
Rottenburg-Stuttgart in Kooperation  
mit der GEW 
>  Donnerstag, 21.03.2024, 12:00 Uhr bis 

Freitag, 22.03.2024, 17:00 Uhr
(De-)Koloniale Schule:
Curriculum – Classroom – Coaching
im Tagungshaus Weingarten
Wie kann der Kolonialismus im Unterricht 
rassismuskritisch thematisiert werden? 
Wie analysiert man rassistische (Bild-)Sprache, 
ohne sie zu reproduzieren? Wie können bis 
heute nachwirkende koloniale Denkmuster im 
Bildungskontext aufgebrochen werden?
www.akademie-rs.de/vakt_25435
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Gunzenbachstr. 8, 76530 Baden-Baden 
www.leisberg-klinik.de 

Von hier an geht es aufwärts! 
Hier erwarten Sie ein intensives und individuell ausgerichtetes Psy-
chotherapieangebot, erstklassiges Krisenmanagement, viele erlebnis-
intensive Erfahrungen, erfreulicher Rahmen (moderne Einzelzimmer, 
Genießer-Küche, wunderbare Umgebung). Wir behandeln die gän-
gigen Indikationen wie Depressionen, Burn-Out, Ängste etc. 
Kostenübernahme: Private Krankenversicherungen / Beihilfe 

Info-Tel.: 07221/39 39 30 

Älterer Kollege sucht Mitstreiter* innen 
für die Erstellung einer Dokumentation 
zur Geschichte von 60 Jahre Schul-
sport – Schwerpunkt Leichtathletik –  
in Baden- Württemberg. 

Bitte telefonisch melden unter:  
07045 / 2346 

  Suchanfrage
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Die Neuausgabe 2024 – unverzichtbar.
GEW-Mitglieder sparen bis zu 44 %.

Das GEW-Jahrbuch beantwortet alle Fragen zum Schul- und
Dienstrecht in Baden-Württemberg zuverlässig und praxisnah.

Die fundierten Kommentierungen genießen daher bei Lehrkräften
und Schulleitungen sowie bei den Schulbehörden hohes Ansehen.

Die 43. Auflage wurde komplett überarbeitet und enthält damit
den neuesten Rechtsstand. 

Das Jahrbuch und weitere Arbeitshilfen jetzt 
schnell und einfach bestellen: www.spv-s.de

Görlich/Rux
Jahrbuch für Lehrkräfte
Herausgegeben von der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft Baden-Württemberg

43. vollständig überarbeitete Auflage 
- Standardausgabe -
2024, 1064 S., broschiert, 
für GEW-Mitglieder nur 15 €
Inkl. E-Book nur 23 €

Auch wieder als Sonderausgabe Berufliche Schulen.

Mit dem zusätzlichen Vorteil nur für GEW-Mitglieder: 
Die Jahrbuch-Redaktion informiert im Mitgliederbereich 
der GEW während des Jahres über wichtige Änderungen.
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Lehramt ist  

kein Ehrenamt

Mehrarbeit eindämmen.  

Jetzt mit der GEW durchstarten.

> Entlastung durch Schulassistenz 

> Multiprofessionelle Teams 

> Konzentration auf unsere Kernaufgaben

www.gew-bw.de/pr-wahl-zsl

Jetzt GEW

wählen!


